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Vorwort.

Der Sozialismus, der bisher nur eine interessante Theorie 
war, ist plötzlich zur Grundfrage der praktischen Wirtschaftspolitik 
geworden.

Wäre der blrieg nicht gekommen, so hätte die von jeher im 
Kerzen des Proletariats lebende sozialistische Hoffnung, vielleicht 
noch sehr lange auf ihre Erfüllung warten müssen. Durch die
wirtschaftlichen Wirkungen des Krieges ist nun die Situation voll­
ständig geändert. Das sozialistische Problem mu s; jetzt gelöst werden. 
Sonst treiben wir unaufhaltsam einer ungeheuerlichen sozialen 
Tragödie entgegen, zu der die Novemberrevolution dann nur das
politische Vorspiel gewesen ist.

Nber die Zeit der Irrtümer, die seit dreißig Jahren über 
den Geschicken Deutschlands walteten, ist wohl noch nicht vorüber. 
Nuch unsere nächste Zukunft scheint noch unter der Herrschaft des 
Irrtums stehen zu sollen.

Die Meinungen in der Zozialisierungsfrage gehen weit aus­
einander. Die Aussichten auf eine rechtzeitige Verständigung sind 
gering. M it derselben Entschiedenheit, mit der die Einen die 
Vergesellschaftung des gesamten Wirtschaftsprozesses fordern, lehnen 
die Anderen jede Sozialisierung ab. Dabei setzen sie beiderseits 
als selbstverständlich voraus, daß die Sozialisierung in Verstaat­
lichung oder Übernahme wirtschaftlicher Güter in das Gemein­
eigentum oder in den öffentlichen Betrieb bestehen müsse. Und 
gerade das ist ein Irrtum .

- Tassel, im Februar l y l y .
Hugo Uiekes.
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oo M illi

Deutsche Lebensfragen der Gegen

Man I)at die durch den Urieg verursachte fin< 
belastung des Neichs, der Bundesstaaten und der 
dem Stande von Ende Zebruar 1918 auf jährlich 1 
Mark berechnet (vgl. v r . P. Franz in „veutschland- 
2. Iahrg., 3. Heft!). Dabei sind die vom Neich 
jährlichen Renten für Invaliden und Hinterbliebene, 
rungen auf dem Gebiete des Vesoldungswesens u. dgl. sowie die 
Erhöhung aller Materialkosten und ähnliches mit in die Rechnung 
eingesetzt. Doch sind noch keinerlei Tilgungsbeträge, sondern nur 
die Zinsen für die in Form von Anleihen und Krediten auf­
genommenen Kapitalschulden usw. — d. s. bis Ende Februar 1918 
mehr als 130 000 M ill. Mk. — darin enthalten.

Kein Finanzpolitiker wird das Kunststück fertig bringen, eine 
so ungeheuerliche Kriegskostenlast dem deutschen-Volke leicht er­
träglich zu machen. Sie würde, auf das Einkommen des Steuer­
zahlers gelegt, eine Erhöhung der Einkommenbesteuerung von bis­
her durchschnittlich 13,3"/o auf 50 bis 60"/,. bedingen. Oder 
wenn man sich das neue Iahresmehrerfordernis nach Maßgabe 
einer sünsprozentigen Verzinsung kapitalisiert denkt, so kommt man 
auf ein berechnetes Kriegsschuldenkapital von rund 300000 M ill. M k., 
was ungefähr dem gesäurten deutschen Nationalvermögen vor dem 
Kriege entsprechen mag.

Diese Zahlen, die sich inzwischen noch erhöht haben, sagen 
genug. Vas Bild ist ein trostloses, auch ohne die etwa noch zu 
zahlenden Kriegskostenentschädigungen.

Ganz unabhängig von der Größe der Kriegskostenlast ist die 
andere Frage, welche volkswirtschaft l ichen Schädigungen wir 
durch Wirkungen des Krieges davongetragen haben, und wie wir 
darüber hinwegkommen sollen- Wer will den Schaden ermessen,



der, noch o»f Iohre hinons, der deutschen Volkswirtschaft durch die 
mehrjährige Unterbrechung ihrer auswärtigen Handelsbeziehungen, 
durch die entstandene Zchiffsraninknappheit, durch den Mangel an 
Uohstoffen nsw. erwächst? Die innere Struktur der deutschen 
Volkswirtschaft hat tiefgehende Veränderungen erfahren. Uann 
der vielfachen vermögensbildung im Kriege, die im ganzen eine 
erhebliche Zunahme des Nationalvermögens ausmachen müßte, eine 
wirkliche Steigerung der Gesamtheit der vorhandenen Vermögens­
werte entsprechen oder, wenn nicht, wie ist sie sonst zn beurteilen? 
w ird  der berufliche Wettbewerb der Hrau auf allen Gebieten nach 
dem Kriege aufhören, Nachlassen oder aber noch an Nusdehnung 
gewinnen, und ist darin bei solchem Umfange eine volkswirt­
schaftlich nützliche oder schädliche Erscheinung zu erblicken?

Die deutsche Volkswirtschaft hat bei Kriegsausbruch und in 
den folgenden Kriegsjahren eine enorme Elastizität und Kraft be­
wiesen. Ist ein Gleiches für die demnächstigc Friedenswirtschaft 
zu erwarten? In  der einen Frage laufen schließlich alle die 
übrigen in gewisser weise zusammen.

Da sind nun viele gleich mit einem hoffnungsvollen Ia  am 
Platze?) Natürlich geschieht das nicht aus Unkenntnis der Schwere 
der finanziellen nnd wirtschaftlichen Kriegsfolgen. Man vertraut 
einfach nur auf die immense Leistungsfähigkeit der deutschen Volks­
wirtschaft, die sich bei Kriegsbeginn und während des Krieges so 
über alles Erwarten bewährt hat.

Dieses blinde vertrauen scheint nicht ganz unbegründet zn 
sein, wer hätte es vor dem Kriege für denkbar gehalten, daß 
das deutsche Volk an die hundert Milliarden Mark in Kriegs­
anleihen aufbringen würde? Zehn Milliarden vielleicht, ja. Vb 
jemand, der mit den Verhältnissen des Kapitalmarktes vertraut 
ist, zwanzig Milliarden noch als möglich bezeichnet haben würde, 
ist schon zweifelhaft. Nun geht jedoch die tatsächliche Leistung 
darüber noch um ein vielfaches hinaus. Ist es da am Ende zu 
optimistisch gedacht, wenn man annimmt, daß sich die deutsche 
Volkswirtschaft demnächst auch den besonderen neuen Aufgaben 
der Friedenswirtschaft gewachsen zeigen wird? hat nicht auch 
Frankreich sich trotz der Fünfmilliardenzahlung nach dem deutsch-

*) Die ersten drei Abschnitte der vorliegenden Schrift sind vor der 
Novemberrevolution geschrieben. Ubschnittt 1 ist bereits in der „E uro­
päischen Staats- und Wirtschaftszeitung" vom 2Y. I» n i1 9 l8  abgedruckt. 
Die Öahl der Vertreter einer optimistischen Auffassung durfte sich m itt­
lerweile ja sehr verringert haben. Aber es gibt auch jetzt noch welche.



froiizösliche» K riogo im m er m ehr zm n reichsten ^c iitners ta tU e  e n t­
w ickelt?

5luf der nnderen Leite liegt darin, das; jedes Urteil lind 
jede Schätzung des erfahrenen Geschäftsmannes durch die Tat­
sachen über den Haufen geworfen worden sind, ein gewichtiger 
Unlatz zu Zweifeln, lväre die Größe der finanziellen Uriegs- 
leistungen lediglich als Uusfluß unserer wirtschaftlichen Stärke zu 
erklären, so hätte davon der praktische Hinanzmann denn doch 
etwas ahnen müssen. Ts mutz bestimmte Gründe haben, daß er 
nichts davon wußte, sondern im Gegenteil von der Uichtigkeit 
seiner falschen Vorstellung fest überzeugt war. Es mutz in unserer 
Kriegswirtschaft etwas stecken, woran das praktische Urteil und 
die Voraussicht des Experten versagten.

wenn aber das der Fall ist, so tappt man wieder ganz im 
Dunkeln. Dann darf man aus unseren kriegswirtschaftlichen 
Leistungen nicht blindlings Schlußfolgerungen auf eine gleiche 
Leistungsfähigkeit nach dem Kriege ziehen. Line optimistische 
Auffassung ist freilich in Dingen, deren Einzelheiten man nicht 
übersehen kann, oft ein notwendiger Behelf und mag, wo es sich 
um eine zusammenhängende Entwicklung handelt, und Grund ge­
geben ist, sie gut geleitet zu glauben, in der Kegel sogar das 
Kichtige treffen. Auch soll hier gar nicht bezweifelt werden, daß 
unsere Übergangswirtschaft nach Maßgabe reicher geschäftlicher 
Erfahrung und genauer Kenntnis der einschlägigen Verhältnisse 
zweckmäßig organisiert werden wird. Man kann wohl annehmen, 
daß eine derart von langer Hand vorbereitete und durchdachte 
Organisation, an der von so vielen sachkundigen Seiten mit­
gearbeitet wird (vgl. die im H l. Abschnitt wiedergegebenen Vor­
schläge des sozialdemokratischen Parteitages in würzburg!), Nütz­
liches wirken wird. Aber was will das besagen, wenn eine Organi­
sation die materielle Gesamtlage und die materiellen Entwicklungs­
faktoren gar nicht in der Hand hat, sondern der Natur der Sache 
nach nur regelnd, fördernd und ausgleichend wirken kann oder 
will? Line solche Organisation wiegt federleicht gegenüber dem, 
was sich aus der materiellen Gewalt der wirtschaftlichen Tatsachen 
ergibt.

In  volkswirtschaftlichen Dingen läßt sich wegen der großen 
Mannigfaltigkeit der mitsprechenden Faktoren für einen konkreten 
Fall schwer eine bestimmte Prognose stellen. Die Frage aber, ob 
die deutsche Volkswirtschaft eine ähnliche elastische Stärke wie zu­
vor im Kriege auch in den folgenden Friedensjahren betätigen



wird, läßt sich mit positiver Gewißheit beantworten, und zwar 
mit einem unbedingten, entschiedenen Nein! Vas gilt schon ab­
gesehen davon, daß und welchen Schaden die deutsche Volkswirt­
schaft während der langen Nriegsdauer erlitten hat, daß sie also 
in stark geschwächtem Zustande in den Frieden Übertritt, während 
sie bei dem Eintritt in den Krieg in höchster Vlüte stand. 5luch 
kann beiseite bleiben, daß die Kriegskosten schwer auf uns lasten 
werden. Vas alles kommt erschwerend noch hinzu. Kuch wenn 
wir von alledem vollständig absehen, bleibt doch noch ein funda­
mentaler Unterschied.

Vas Geheimnis der wunderbaren Beweglichkeit und Schnell­
kraft unserer Industrie wie auch unserer ganzen, von einigen 
recht beträchtlichen Schönheitsfehlern höflich zu schweigen, glänzen­
den Kriegswirtschaft liegt in einem Moment verborgen, das mit 
Kriegsende wieder verschwindet, nämlich in dem Milliardenstrome, 
der seit Kriegsbeginn sich durch Vermittlung der staatlichen Kassen 
unaufhörlich, immer von neuem über unsere erwerbstätige Be­
völkerung ergoß und dadurch alle Räder unseres lvirtschaftr- 
betriebes dauernd in lebhafte Bewegung versetzte, lvären die
Kriegsaufwendungen anstatt zum Zwecke bloßer Wertvernichtung 
zur Schaffung produktiver Gegenwerte gemacht, so könnte man 
in dem Zirkel von staatlichen Anleihen zu staatlichen Aufträgen 
und wieder zu staatlichen Anleihen zurück usw. nur eine sehr 
fruchtbringende Betätigung des gemeinwirtschaftlichen Prinzips er­
blicken. vie Geschäfte gehen dabei glänzend, vermögen schießen wie 
Pilze aus dem Boden. Unsere Kriegswirtschaft stand andauernd 
im Zeichen der schönsten Hochkonjunktur.

Jede Hochkonjunktur w irkt aber an sich stets als Vorbereitung 
einer nachfolgenden Wirtschaftskrise, eines wirtschaftlichen Nieder­
ganges. Sie entwickelt alle Triebe und Zweige des wirtschaft­
lichen Lebens zu einem Umfange, der sich auf die Dauer nicht 
aufrecht erhalten läßt. Auf die mehr als vier Jahre dauernde 
kriegswirtschaftliche Glanzperiode trifft das in besonderem Maße 
zu. Auch der sich steigernde Drang, auf Sand zu bauen, der 
die Zeiten höchsten wirtschaftlichen Aufschwungs kennzeichnet, war 
je länger je mehr ein ganz allgemeines Lharakteristikum unserer 
Kriegswirtschaft geworden. Bei dem Übergange zur Friedens­
wirtschaft wird daher mit einem um so stärkeren Rückschläge ge­
rechnet werden müssen.

wie es sich damit aber auch verhalten mag, in jedem Falle 
sind Kriegranfang und Friedensanfang als die Zeitpunkte, wo



der ötrom der Kriegsmilliarden sich erschloß und enden wird, da­
durch in ihrer wirtschaftlichen Bedingtheit so fundamental ver­
schieden voneinander wie etwa Sommer und Winter, weil mit 
dem Kugust 1914 die Uriegsmilliarden über unsere Volkswirt­
schaft hereinbrachen, zeigte sich diese so elastisch und leistungsfähig. 
Und weil das mit dem Friedensschluß wieder aufhört, ist die 
Erwartung einer gleichen Leistungsfähigkeit bei Überwindung der 
ganz besonderen Schwierigkeiten der demnächstigen Übergangs­
wirtschaft ein falscher Optimismus.

hieran können selbst die besten Grundsätze für die Über­
gangswirtschaft nichts ändern.

Ullein damit, daß die mächtige Triebkraft der Uriegsmilliarden 
verschwindet, ist nun noch keineswegs gesagt, daß die Umstellung 
zur Friedenswirtschaft von vornherein unüberwindlichen Schwierig­
keiten begegnen müßte. Ls ist sehr wohl möglich, daß die im 
einzelnen gut geleitete Übergangswirtschaft zunächst einen glatten 
Verlauf nimmt. Dazu könnte der Umstand helfen, daß während 
des Urieges große Uapitalbildungen stattgefunden haben. Bei 
Friedenseintritt wird allerdings der Kapitalbedarf ein besonders 
großer sein, auch von staatlicher und kommunaler Seite, über 
w ir wollen annehmen, daß es gelingt, der besonderen Schwierig­
keiten ausreichender Kapitalbeschaffung Herr zu werden. Im  
ganzen genommen, ist jedenfalls die Sachlage so, daß mehr ver­
wertungsbedürftiges Kapital vorhanden ist als vor dem Kriege.

Freilich, was dieses vermehrte Kapital tatsächlich wert ist, 
muß sich erst erweisen. Das hängt ganz und gar davon ab, 
welche Üente unsere Volkswirtschaft in der kommenden Friedens­
wirtschaft dem eingeschossenen Gesamtkapital abzuwerfen imstande 
sein wird. Die Bilanz über die im Kriege erfolgten Vermögens- 
Verschiebungen und Kapitalbildungen wird erst nach Wieder­
herstellung normaler Wirtschaftsverhältnisse gezogen werden. Dann 
erst wird sich ergeben, ob und inwieweit das . nominell wahr­
scheinlich sehr gewachsene Nationalvermögen faktisch auf Vermehrung 
der Vermögenswerte beruht, oder nicht.

Es ist nicht unmöglich, daß auch in dem Hinblick die Friedens­
wirtschaft wenigstens einen guten Start macht- Der Bedarf an 
den meisten Gebrauchsgegenständen ist ein intensiver. Der Kosten­
punkt spielt für viele keine volle. Da werden im Ünfange der 
Friedenswirtschaft vielleicht Preise gezahlt werden, die hoch ren­
tieren. Ündererseits ist es schon aus dem Grunde nicht aus­
geschlossen, daß die kapitalistischen Unternehmer mit vollen Segeln



in eine Hnedensindllstrie hinciiisteucrn, in d?» widrige winde ilnd 
Ztür.nc oder aber Windstille aus sie lauern.

von Dauer sein kann jedenfalls — außer wenn ganz neue, 
bisher noch nicht sichrbare womente in unserer Volkswirtschaft 
eintreten die hohe Rentabilität nicht. Die Uriegsmilliarden 
machten, daß die Preise dem natürlichen Gewinnstreben des Kapi­
tals dehnbar folgten, und das fällt künftig weg. Eine andauernde 
Hochkonjunktur bei steigenden Preisen nach Dnalogie der Kriegs­
wirtschaft ist dann nicht mehr möglich. Die Übergangswirtschaft 
kann zunächst höchstens noch einmal ein kurzes Üufflackern einer 
solchen bringen. Umgekehrt sollen vielmehr die Warenpreise ge­
rade herabgesetzt oder, wie der technische Uusdruck lautet, ab­
gebaut werden. Insoweit ein tatsächlicher künstlicher „Ubbau" 
stattfindet, wird er eine entsprechende allgemeine Verminderung 
der Rentabilität herbeiführen. Uapitalrente und Uapitalwert 
werden sinken. Es treten wertoerluste ein. Und dazu kommt 
dann noch die Uriegskostenlast, die nach den Vorschlägen des 
Würzburger Parteitages ausschließlich vom Kapital getragen werden 
soll, eine ideale Forderung, bei der übersehen wird, daß darunter 
auch die Lohnarbeiterklasse nicht weniger leiden müßte als das 
Kapital selbst.

Die Entwicklung der Friedenswirtschaft würde demgemäß in 
absteigender Linie verlaufen.

Notwendige Folge der absteigenden Entwicklungstendenz ist 
die Herabdrückung, der „Ubbau" der Urbeitslöhne. Daß die 
Lohnhöhe nicht so bleiben kann, wie sie im Kriege geworden ist, 
versteht sich von selbst. Sobald die Kriegsmilliarden nicht mehr 
fließen, und das Ungebot der Urbeitskräfte zunimmt, wird es
anders damit werden. Das kommt hier nicht in Betracht. Uber
noch weit über das Maß der Wiederherstellung normaler Lohn­
verhältnisse hinaus müßte eine Lohnreduktion stattfinden, wenn 
das Kapital die Kriegslasten tragen und doch lebenskräftig bleiben 
soll. Diese Notwendigkeit ergibt sich einfach daraus, daß, volks­
wirtschaftlich betrachtet, der Kapitalgewinn lediglich gleich der
für das Gesamtprodukt erzielten Preissumme, vermindert um den 
Gesamtarbeitslohn, ist. Soll das Kapital lebensfähig bleiben, so 
muß die Lohnhöhe gegen früher im großen ganzen so viel nach­
geben, daß dadurch die vom Kapital getragenen besonderen Lasten 
ausgeglichen werden. M it durchschnittlich stark geschmälerter
Nentabilität könnte das Kapital nicht existieren. Eine erhebliche 
Verschlechterung der wirtschaftlichen Lage des Proletariats zu-



gunste» der Uapitolreiite, w(ihrjchel»Ii6) unter §Ieichzeitigel Prole- 
turisierunri weiterer L^völkeruuri5ichichten, ist drcher unvermeidbar. 
Jedes steuerpoIitis6)e Unternehmen dagegen bleibt entweder sriicht- 
las, weil das Uapital dach NUttel und Wege findet, die Last aus 
die Lahnarbeiterklasse abzuwälzen, ader die Leistungsfähigkeit der 
kapitalistischen Volkswirtschaft wird dadurch, beispielsweise bei 
einer grasten Vermögensabgabe, in genauem Verhältnis dazu ge­
schwächt. Vas letztere würde auf dem Umwege durch entsprechend 
verminderte Arbeitsgelegenheit oder akute Zölle van ausgedehnter 
Arbeitslosigkeit dem Proletariat ganz ebenso oder nach stärker 
fühlbar werden, als wenn das Uapital die ihm aufgelegte Last 
durch allgemeine Verminderung der Lohnhöhe gewissermatzen auf 
die gesamte Lohnarbeiterschaft repartiert.

Die Herabdrückung der Lohnhöhe tr ifft mitten in den Brenn­
punkt aller der sozialen und wirtschaftlichen Unvollkommenheiten, 
Probleme und Bestrebungen, die w ir von jeher in dem Begriffe der 
„soz ia len  Zraae" zusammenzufassen pflegten. Die soziale Zrage, 
die ihren politischen Ausdruck bei den Ueichstagswahlen im Jahre 
1912 in 4 Vz (unter insgesamt 11 Millionen sozialdemokra­
tischer lvählerstimmen fand, ist letzten Endes in dem Interessen­
gegensätze zwischen Uapitalgewinn und Arbeitslohn begründet und 
entwickelt sich hauptsächlich in der üusteren Erscheinungsform 
steigender Bedürfnisse und Ansprüche der proletarischen volksmasscn. 
Der Urieg hat diese wichtigste Seite der sozialen Zrage in keiner 
weise gemildert, sondern verschärft. Ganz insbesondere werden 
die 4 '/§ Millionen oder mehr proletarischen Wähler mit sehr ver­
größerten Ansprüchen, nämlich infolge ihrer Eigenschaft als Uriegs- 
teilnehmer, nach Hause zurückgekehrt sein.

Und in die dermaßen zugespitzte soziale Zrage tr itt nun als 
ein maßgebendes Moment der künftigen Friedenswirtschaft die 
Notwendigkeit ein, den Arbeitslohn möglichst tief herabzudrücken, 
so tief, daß, wenn nicht Uot und Elend, so doch jedenfalls Dürftig­
keit und Entbehrungen zum schlechthin allgemeinen Eharakteristikum 
der Lage der Lohnarbeiterklasse werden. In  welchem Grade das 
der Zal! sein wird, läßt sich natürlich des Näheren nicht im vor­
aus bestimmen. Man kann nur sagen: im genauen Verhältnis 
zu den wirtschaftlichen und finanziellen Uriegswirkungen, und die 
find ja kolossale. So wird sich der alte Interessenwiderstreit 
zwischen Uapital und Proletariat wahrscheinlich zu einem er­
bitterten Kampfe gestalten. Zu einem Kampfe, in den, auch das 
Kapital um seine Existenz ringt, und dessen Ausstrahlungen sich



auf  allen Gebieten des sozialen Lebens empfindlich bem erbbar  
machen werden, bei dem es sich aber  im G runde  und entscheidend 
um die Herabdrückung des klrbeitslohnes, und zw ar unter das  
M a ß  der b isherigen norm alen  L ebenshaltung  der arbeitenden 
Klassen herab ,  handelt .  Lei einem solchen Kampfe, der n a tü r ­
lich e tw a s  ganz anderes  bedeutet a ls  Lohnkämpfe und dergleichen 
vor dem Kriege, muß es h a r t  auf h a r t  kommen. Um so mehr, 
a ls  die T r iebkrä f te  zu dem Kampfe durch tatsächliche Umstände 
auf das  äußerste angespannt sind. Uns der einen Seite durch 
die nominell gewaltig  verm ehrten  K ap i ta lw er te ,  fü r  die eine a n ­
gemessene U entab ili tä t  notwendig durchzuseßen ist, au f  der anderen  
Seite durch die ebenfalls gewaltig  gesteigerten wirtschaftlichen U n­
sprüche und Ledürfnisse des P ro le ta r ia t s ,  deren N iveau v erän de ­
rungen  freilich sehr schwer abzuschätzen sind. Symptomatisch sind 
in dem letzten Hinblick die heutigentags  nicht > seltenen Gerichts­
verhand lungen  und polizeiberichte über luxuriöse und sybaritische 
Ausschreitungen der proletarischen Ju g e n d ,  wie sie früher  n u r  
e tw a  im V o lksb la tt  a ls  besondere Eigentümlichkeit der Kapita lis ten­
klasse abgehandelt  w urden .  V a s  sind z w ar  bloß extreme E r ­
scheinungen. Uber sie beleuchten grell die ohnedies mit  Händen 
zu ergreifende Tatsache, daß das deutsche P ro l e t a r i a t  vo n  heute 
sich ganz und g a r  nicht dazu eignet, zum Vesten des K ap i ta ls  
resigniert ha r te  Notwendigkeiten auf  sich zu nehmen. U m  so weniger, 
a ls  in der P r a x i s  des wirtschaftlichen Lebens den D ingen  absolut 
nicht anzusehen ist, w a s  da  no tw endig  ist und w a s  nicht. D er 
P ro p h e t ,  der dem Volke k la r  machen wollte, daß es sich n u r  um 
eine zeitweilige „V ere lendung" der Massen handele, und daß  es 
nach einigen J a h r e n  oder J a h rz e h n te n  wieder b e rg an  gehen 
werde, w ürde  wenig Glück haben . Lin jeder w ürde  den k o n ­
kre ten  D ingen  n u r  das  eine ansehen, die empörende Härte  seiner 
in absteigender Linie sich entwickelnden Lebenslage. Die tatsäch­
lichen Verhältnisse d rängen  also ganz offenbar auf intensive V er­
schärfung des proletarisch-kapitalistischen U ntagon ism us,  und die 
Lntwicklungslinie, auf welche die Umstände Hinweisen, fällt dem ­
gemäß in die Uichtung auf einen erhitzten Klassenkampf, au f  eine 
große soziale Katastrophe.*)

*) Diese Voraussicht ist durch die im N ovem ber  v. Is. vollzogene 
politische N evo lu t io n  noch nicht erfüllt . Die darge leg ten  wirtschaftlichen 
U n h e i l s g rü n d e  u nd  die d a r a n  sich an k n ü p fe n d e  Persp ek t iv e  bestehen v ie l­
m eh r  nach wie vo r  und  beg innen  erst sich zu g rö ß e re r  S ich tbarkeit  zu 
entwickeln.



Es sind nun freilich zahlreiche Faktoren, aus denen der Ge­
samtzustand einer Volkswirtschaft hervorgeht. Kber es müßten 
im vorliegenden Falle, um das wirtschaftliche Bild wesentlich ver­
bessern zu können, darunter schon Momente von gleich allgemeiner 
Bedeutung und Wirkungsweise wie die oben bezeichneten gegeben sein.

Ein solches Moment könnte etwa in dem Umstande der 
Rückkehr der Uriegsteilnehmer zur Friedensarbeit gesucht werden. 
Doch ergibt sich daraus vergleichsweise zu dem wirtschaftlichen 
Status vor dem Uriege schwerlich ein Gewinn. Der Vermehrung 
der erwerbstätigen Arbeitskräfte, namentlich durch erweiterte weib­
liche Berufstätigkeit, stehen die durch Uriegsverluste entstandenen 
Lücken gegenüber. Außerdem ist die Verwirklichung der in mensch­
lichen Arbeitskräften gegebenen produktiven Möglichkeiten ihrer­
seits selbst von den wirtschaftlichen Bedingungen abhängig. Ein 
Mehr an Arbeitskräften bedeutet noch nicht ohne weiteres ein 
entsprechendes Mehr an wirtschaftlicher Werterzeugung, zum we­
nigsten nicht bei privatkapitalistischer Produktionsweise.

Ein anderes Gebiet, auf dem sich die Möglichkeit zu mehr 
oder minder ausreichender wettmachung der wirtschaftlichen Uriegs- 
wirkungen bieten könnte, ist der auswärtige Handel. Die aus­
wärtigen Handelsbeziehungen könnten gegenüber der Vorkriegszeit 
erweitert und verbessert werden. Da wären Gewinne möglich, 
die Uriegsverluste decken könnten. Gb aber die Aussichten dafür 
sowie für die Wiedergewinnung unserer Uolonien und den sonstigen 
positiven Ertrag des künftigen Friedensschlusses günstig sind, das 
sind derzeit noch ganz offene Fragen, so daß eine Erörterung 
darüber, ob und inwieweit das oben gekennzeichnete proletarisch­
kapitalistische Problem dadurch beeinflußt werdenkönnte,müßig wäre.

Einer baldigen glänzenden Wiederentfaltung unseres. Außen­
handels ungünstig dürfte der Umstand sein, daß unsere großen 
Nachbarländer, durch den langen Urieg erschöpft, sich wirtschaftlich 
und finanziell in gleicher oder noch schlimmerer Lage befinden als 
w ir selbst. Was insbesondere Rußland anbetrifft, so bietet der 
dort zur Herrschaft gelangte Sozialismus keine Gewähr für einen 
schnelleren Wiederaufstieg zu Wohlstand und Reichtum. Das Ge­
meineigentum bedeutet dort in Anbetracht der Entwicklungsstufe 
und Art der materiellen Produktivkräfte des Landes nicht den 
Übergang zu einer höheren, sondern den Rückfafi in eine primitivere 
Wirtschaftsverfassung, auch im Zinne des Marxistischen Sozialismus.

Um das Maß voll zu machen, sehen w ir das Deutsche Reich 
zur gleichen Zeit vor eine bevölkerungspol i t ische Frage ge-



stellt, die schon a lle in  eine schwere G e fa h r  fü r  die zukünft ige  
in n e re  un d  ä u ß e re  M achts te l lung Deutschlands bezeichnet, im Z u ­
sa m m e n h än g e  a b e r  m it  der gesam ten  f in an z ie re n ,  wirtschaftlichen, 
sozialen u n d  politischen Konste l la t ion  g e radezu  v e r h ä n g n isv o l l  e r ­
scheinen m u ß .  I n  der L e w e g u n g  der G rö ß e  der jähr l ichen  G e ­
b u r ten z ah l ,  die im Deutschen Reiche zu v o r  entsprechend de r  a l l ­
gem einen  V e v ö lk e ru n g sz u n a h m e  im g ro ß en  ganzen  eine Z u n ah m e  
gezeigt h a t te ,  ist m it  der J a h r h u n d e r t w e n d e  ein Sti l ls tand, seit

Der Geburlenzuwachs im Gebiete des heutigen Deutschen 
Reichs in den Jahren 1862 bis 1913.

Im Zahl der Geborenen Im Zahl der Geborenen
Jahre (einschl. Totgeborenen) Jahre (einschl. Totgeborenen)

1862 1 417367 1888 1828379
1863 1516387 1889 1838439
1864 1544926 1890 1820264
1866 1551644 1891 1903160
1866 1569165 1892 1856999
1867 1532849 1893 1928270
1868 1 544160 1894 1904297
1869 1594187 1895 1 941644
1870 1635646 1896 1979747
1871 1473492 1897 1991126
1872 1692227 1898 2029891
1873 1715283 1899 2045286
1874 1752976 1900 2060657
1875 1798 591 1901 2097838
1876 1834605 1902 2089414
1877 1815792 1903 2046206
1878 1785080 1904 2089347
1879 1806741 1905 2048453
1889 1764096 1906 2084739
1881 1748686 1907 2060973
1882 1769501 1908' 2076660
1883 1749874 1909 2038357
1884 1793942 1910 1982836
1885 1798637 1911 1927039
1886 1814499 1912 1925883
1887 1825561

-
1913 1894598

dem J a h r e  1 9 0 8  ein re g e lm ä ß ig er ,  von J a h r  zu J a h r  sich ver-
g r ö ß e rn d e r  R ückgang  —  im Z a h r e  1 9 1 3  gegen  1 9 0 8  be re i ts  
um fast 10 P r o z e n t  —  e in g e t re ten .  Die  Ursachen, die zu diesem



Umschwung im Levölkerungswcichstum geführt haben, wirken 
fort. Man muf; damit rechnen, daß der Uückgang fernerhin noch 
weitere Fortschritte machen wird.

hinzutreten die Wirkungen des Krieges auf die Geburten­
häufigkeit. In  dem Hinblick wird von berufener Ieite vor ir r ­
tümlicher Einschätzung der Uriegsfolgen gewarnt. 5o sagt Würz­
burger (Deutsches Statistisches Zentralblatt, Heft l,  Jahrgang 10): 
auf einer durchaus verfehlten Auffassung beruhe die Darstellung 
des „Geburtenäusfalls" infolge des Krieges als einer Fortsetzung 
des vorausgegangenen „Geburtenrückgangs" und als seiner Aus­
dehnung „zu katastrophalem Umfang". Zo wenig eine gedanken­
lose Vermengung der Tatsachen und vegriffe zu rechtfertigen ist, 
darf doch nicht übersehen werden, daß neben dem jetzigen und 
später noch zu erwartenden Ausfall an Geburten infolge von Ab­
wesenheit der Ehemänner und infolge vermehrter Ehelosigkeit der 
Frauen sehr wohl ein Geburtenausfall einhergehen kann, der da­
durch bedingt ist, daß die wirtschaftlichen und sozialen Ursachen 
der verminderten Geburtenhäufigkeit infolge des Krieges sich ver­
stärkt haben. Insoweit eine solche Verstärkung der schon zuvor 
vorhandenen rückgängigen Entwicklungstendenz als Kriegswirkung 
bereits vorhanden sein sollte, würde es sich dabei in der Tat 
um eine Fortsetzung oder Ausdehnung des „Geburtenrückganges" 
handeln. Manche Anzeichen deuten darauf hin, daß dies in ge­
wissem Umfange schon jetzt zutrifft. Die Tatsache, daß Geburten­
ausfall und Zahl der Fälle von durch den Krieg unterbrochener 
Lhegemeinschaft sich etwa entsprechen, würde nicht beweiskräftig 
dagegen sein, solange die Zahl der von Beurlaubten gezeugten 
Kinder nicht bekannt ist. welche Dimensionen der Geburtenrück­
gang noch annehmen wird, wenn erst die wirtschaftlichen Kriegs­
wirkungen nach Friedensschluß der Bevölkerung im vollen Um­
fange bewußt und fühlbar werden, muß natürlich einstweilen eine 
offene Frage bleiben.

von der Entwicklung der Geburtenfrage hängt insbesondere 
auch die zukünftige europäische Machtstellung des Deutschtums 
gegenüber dem Zlawentum ab. Nach der Richtung hin eröffnet 
sich bei den unverändert hohen Geburtenziffern der slawischen 
Volksstämme, insbesondere Rußlands, die Perspektive auf eine 
fernere Zukunft, die eine dauernde Vormachtstellung des Deutsch­
tums auszuschließen scheint.



Oer ttollektivizinuz.

1. w esen  und Ziel des sozialistischen G edankens.

D er Sozialismus en th ä l t  einen a ls  theoretisch richtig und 
vernünf t ig  leicht einzusehenden Uern  in dem G edanken, daß eine 
materielle Regelung des volkswirtschaftlichen Getr iebes nützlich 
sein w ürde .

Die Nützlichkeit einer p lan m äß ig en  Regelung des wirtschaft­
lichen Lebens k ann  nach verschiedenen Richtungen hin gesucht 
werden. Zu unterscheiden ist in der Hauptsache, ob sie wirtschaft­
lich-materielle oder nichtwirtschaftliche, ideelle Zwecke betreffen soll.

Rls wirtschaftliche Zweckidee des Sozia lismus kommt im 
G runde  n u r  en tw eder:  die S te igerung  des wirtschaftlichen Gesamt­
e r t rag es  oder:  eine verbesserte —  sei es im S inne  der Äquivalenz 
von Leistung und Gegenleistung vervollkomiknete, sei es schlechthin 
gleichmäßige —  V erte ilung  des A rbe itse r trages  in Betracht. V as  
erste w ä re  ein absoluter Nutzen, eine infolge ra tionellerer  sozia­
listischer Einrichtungen eintretende objektive Verm ehrung der w i r t ­
schaftlichen w e r t e ;  das  zweite w ä re  lediglich ein re la t ive r  Nutzen 
der den Linen gibt, w a s  er Anderen nimmt.

Die Nützlichkeit sozialistischer Wirtschaftsweise fü r  ideelle 
Rulturzwecke k a n n  sich dem Auge sehr verschiedenartig darstellen, 
je nachdem allgemein soziale, politische, ethische, religiöse, philo­
sophische oder künstlerische f r a g e n  in Betracht kommen. O b  und 
inwiefern  der Sozia l ism us da wirklich nützlich, fördernd oder 
vervollkommnend w irken  könnte, h ä n g t  davon ab, ob oder inwieweit  
bestimmte Zusammenhänge zwischen dem wirtschaftlichen U nte rgründe  
und den geistigen Rulturerscheinungen tatsächlich bestehen. Nach 
der Marxschen Theorie soll ein vollkommenes A bhäng igkeits­
verhä l tn is  der ideellen von  den wirtschaftlichen F a k to re n  im Sinne 
na tu rgegebener  Bedingtheit  vorliegen, w i e  aber diese A bhäng ig ­
keit im einzelnen beschaffen sein soll, ist ein ganz ungek lä r tes  
P ro b lem . Und nicht n u r  M a r x ,  sondern allerseits befindet m an  
sich d a rüber  im U n k la ren .  O ffenbar  handelt  es sich dabei um 
tatsächliche Verhältnisse, fü r  die es noch a n  L r fa h ru n g sm a te r ia l  
m angelt ,  wahrscheinlich liegt da ein ganz unerschlossenes Gebiet 
menschlichen Wissens verborgen . Erst w enn  der sozialistische Ge­
danke einmal in weitem U m fange  zur faktischen Verwirklichung



gelang t ist und. sich in  neuartigen  wirtschaftlichen Erscheinungen 
vergegenständlicht, könnte Licht in das D unkel fallen. Durch B e­
obachtung der Massenerscheinungen je au f G rund  veränderte r 
Wirtschaftlicher E inrichtungen, vielleicht erst im Zusam m enhänge 
län g erer abgeschlossener E ntw icklungsperioden, w ird  m an dann 
allmählich zu positiven E rfahrungserkenntnissen  gelangen, zu denen 
derzeit noch fast völlig das T atsachenm aterial fehlt.

D as  W enige, w a s  m an d a rüber w eiß, lä ß t sich in dem negativen  
5atze zusammenfassen, daß durch E in führung  der G em einw irtschaft 
und des G em eineigentum s an  Stelle des P riv a te ig en tu m s vielerlei 
A ntriebe zu E igentum sverbrechen und andere soziale Fehlerquellen 
beseitigt w erden w ürden .

E s ist möglich, daß dies nicht bloß theoretisch, sondern auch 
praktisch durchaus zutrifft. Doch brauchte deshalb  die G esam t­
w irkung  noch keinesw egs V ervollkom m nung oder V eredelung der 
menschlichen G eisteskultur zu sein. V as  G em eineigentum  kann  
daneben andere ungünstige W irkungen  haben , wodurch die günstigen 
W irkungen  aufgehoben oder übertroffen w erden. V as sind F rag en , 
die nicht lediglich von dem Gesichtspunkte einer einzelnen Konse­
quenz beu rte ilt w erden können. D er Grundsatz kann  an  sich 
richtig sein, aber vielleicht tatsächliche wirtschaftliche B edingungen 
erfo rdern , die derzeit nicht vorliegen und sich möglicherweise gerade 
bei an tiz ip ie rte r E in führung  des G em eineigentum s nicht entwickeln 
w ürden.

J e  nach der 5lrt der praktischen Einrichtungen einer G e­
m einwirtschaft w ird  demgemäß der G esam terfolg verschieden aus- 
fallen. So einfach liegt die Sache jedenfalls nicht, daß lediglich 
dadurch, daß e in .  Gemeinwesen au f das G em eineigentum  ge­
g ründet w ird , irgendw ie glänzende soziale K ulturzustände ge­
schaffen oder entwickelt w erden könnten . D as  G egenteil ist 
der F all. Allein durch G em einwirtschaft m it G em eineigentum  
in  der p rim itiv en , kunstlosen F o rm  des gemeinsamen Besitzes 
und gemeinsamen G ebrauchs wirtschaftlicher G ü ter lä ß t sich w eder 
fü r das G ebiet der geistigen K u ltu r noch des wirtschaftlichen 
Lebens ein G ew inn erzielen. V as w ird , w enn es dessen ü b e r­
h au p t b ed arf , durch die praktischen E rfah rungen  bewiesen, die 
m an bei einer ganzen Keihe von versuchen m it sozialistischen 
und kommunistischen Gemeinwesen, namentlich in N ord-A m erika, 
bere its  gemacht ha t.

D as Gem eineigentum  oder K ollektiveigentum  gilt allgem ein a ls  
notw endiges M itte l zur V erw irklichung der sozialistischen Id ee .
2 N i e k e s ,  Gemeinwirtschaftlicher K apitalism us.



Meinungsverschiedenheiten bestehen unter den Sozialisten darüber, 
in welchem Umfange die wirtschaftlichen Güter zweckmäßig von 
dem Gemeineigentum erfaßt werden sollen.

Nach dem geforderten Nusdehnungsgrade des Gemeineigen­
tums unterscheidet man zwischen Sozialismus und Kommunismus 
als zwei sozialphilosophischen Nichtungen oder sozialen postulaten 
in dem Zinne, daß der Sozialismus das Gemeineigentum aus­
schließlich an Produktionsmitteln, der Kommunismus dagegen das 
Gemeineigentum auch an den Gebrauchsgütern erstrebe. Kommu­
nismus wäre demnach eine extreme Nichtung innerhalb des So­
zialismus. Ls bestände kein prinzipieller, sondern bloß ein 
gradueller Unterschied.

Diese Meinungen und Unterscheidungen treffen, obwohl 
sie wissenschaftlich gelehrt werden, sachlich nicht ganz das 
Nichtige.

Vas Gemeineigentum ist nicht das dem Sozialismus und 
Kommunismus in gleicher Weise eigene Prinzip. Man läßt es 
deshalb besser bei der Legriffsbestimmung heraus. Freilich kann 
man für solche Wortbildungen und ihren Begriffsinhalt ja eine 
gewisse W illkür gelten lassen. Die sozialen Theorien seit Tho­
mas Morus', die man etwa unter dem Begriffe des neuzeitlichen 
Sozialismus zusammenfassen kann, stimmen in der Forderung des 
Gemeineigentums überein. Damit ist der wissenschaftliche Begriffs­
inhalt geschichtlich gerechtfertigt.

Uber die Geschichte der sozialen Theorien ist ebenso wie die 
Geschichte der Philosophie nur eine Geschichte von Meinungen, 
w ir  sind an sie nicht gebunden, wenn sich aus dem sachlichen 
Gegenstände anderes ergibt.

Übrigens ist das w ort Sozialismus ein Zufallsprodukt und 
neueren Ursprungs. Ls wird von Nobert Gwen, einem englischen 
Fabrikgnten und erfolgreichen Sozialpolitiker, hergeleitet. Gwen 
und seine Anhänger, die sich durch antikirchliche Schriften im 
strenggläubigen England in Mißkredit gebracht hatten, änderten 
die ursprüngliche Bezeichnung ihrer sozialen Bestrebungen aus 
„Gwenism" in „Sozialism" ab. Don einem französischen Schrift­
steller gelegentlich (1840) erwähnt, bürgerte sich das Wort all­
mählich als neuer Begriff auf dem Kontinente ein. Einigermaßen 
fragwürdig wird aber die Ableitung des Begriffs wieder dadurch, 
daß gerade der Gwensche „Sozialismus" dem entspricht, was die 
bisherige wissenschaftliche tehrmeinung sich unter Kommunismus 
vorstellt.



Zu einer richtigen Deutung des Begriffes Sozialismus katin 
man nur kommen, wenn man sich klar macht, daß notwendige 
Voraussetzung für das sozialistische Gegenwartsproblem die zu 
einer gewissen Reife gediehene kapitalistische Wirtschaft ist. Der 
Sozialismus muß an die Erscheinungen einer entwickelten kapi­
talistischen Volkswirtschaft anknüpfen. Diese mit ihren Unvoll­
kommenheiten, Unzweckmäßigkeiten und Sinnlosigkeiten bilden das 
Material, das durch zweckmäßige, sozialistische Wirtschaftsweise 
vervollkommnet werden soll. Dabei sind sie aber immerhin ein 
M ateria l/das eine gewisse Entwicklungsstufe der wirtschaftlichen 
Uräfte in sich verkörpert, und das es erst dadurch dem 
Sozialismus ermöglicht, seine historische Aufgabe als die über 
den Kapitalismus hinausgehende, höhere Wirtschaftsform zu er­
füllen.

Unter dem Gesichtspunkte versteht es sich ohne weiteres, 
daß die erwähnten versuche mit sozialistischen oder kommunistischen 
Gemeinwesen samt und sonders im Grunde verfehlte Unternehmungen 
waren. Dabei ist es gleichgültig, ob sie sich bald wieder auflösen 
mußten oder ob sie noch heute blühen und gedeihen oder, um die 
Sache beim rechten Namen zu nennen, ihr kärgliches Dasein fristen. 
Sie sind keine Lösungsversuche des Problems, eine hochentwickelte 
kapitalistische Volkswirtschaft in die höhere sozialistische oder 
kommunistische Wirtschaftsverfassung überzuführen. Auch der Ge­
meinde- und Staatssozialismus in Australien kann dafür nicht 
gelten. Er bewegt sich hauptsächlich nur in den Bahnen der 
in Deutschland ebenfalls seit langem üblichen öffentlichen w irt- 
schaftsbetriebe. Ein größeres Interesse haben für uns hier die 
nordamerikanischen Experimente.

2. praktische versuche 
mit dem Sozialismus und Kommunismus.

Sn der Übersicht über „Sozialistische und kommunistische 
Niederlassungen in Nord-Amerika", die ich nach den Angaben 
von Robert Liesmann in Lonrads Jahrbüchern (III. Folge, 36. Bd.) 
unter Benutzung der Schriften von Helene Simon über „Robert 
Owen" und von Or. H. Lux über „Etienne Labet" zusammengestellt 
habe und hier wiedergebe (vgl. S.S. 20 bis 23!), tritt das schon 
in der Kopfzahl der Gemeindemitglieder zur Genüge hervor. 
Selbstverständlich ist die'Kopfzahl nicht an sich ausschlaggebend, 
sondern nur ein äußeres Kennzeichen dafür, daß es sich um un- 
2 '
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entwickelte, meist geradezu armselige wirtschaftliche Verhältnisse 
handelt, mit vorwiegender Landwirtschaft und wenig Industrie. 
Da hilft keine Gemeinwirtschast und kein Gemeineigentum, einen 
größeren Zug in die Entwicklung zu bringen. Umgekehrt scheint 
vielmehr das Gemeineigentum schädlich zu wirken. Regelmäßig 
haben nur die kommunistischen Gemeinden, die auf religiöser 
Grundlage errichtet sind, eine längere Lebensfähigkeit bewiesen. 
Es bedurfte des religiösen Bindemittels, um die Gemeinschaft auf 
die Dauer beieinander zu halten. Vas Gemeineigentum allein 
hatte diese Wirkung nicht. Die wirtschaftliche Masse war offen­
sichtlich zu gering, um die erforderliche Unziehungskraft auf die 
Gemeinschafismitglieder auszuüben. Uuch die wirtschaftlichen Ent- 
wicklungskräste werden durch das Gemeineigentum nicht verstärkt, 
von bemerkenswerten Lntwicklungsfortschritten kann, obwohl 
ein paar Gemeinden etwas vermögen besitzen bzw. besaßen oder 
im Laufe der Jahre angesammelt haben, in keinem Halle die 
Rede sein.

In  Sonderheit die Umana-Gemeinde (vgl. Ziffer 10 der 
Übersicht!) könnte wegen ihres langen Bestandes als leidlich ge­
lungenes kommunistisches Experiment erscheinen. wenn man 
aber im Sozialismus und Rommunismus höhere Formen ent­
wickelter Volkswirtschaft erkennt, kann man einer solchen Auf­
fassung nicht beitreten. Vas trifft den Rern der Sache nicht. 
Als Ugrarkommunismus im Sinne vorkapitalistischer Wirtschafts­
weise kann das Experiment gelten, hat dann aber absolut kein 
aktuelles Interesse für uns. Insoweit es darüber hinausgeht 
und eine verbesserte soziale Wirtschaftsweise nach heutigem Rlaß- 
stabe verwirklichen w ill, ist der Versuch total mißlungen und 
müssen alle derartigen versuche mißlingen. Das kommunistische 
Prinzip, das vor Zeiten einmal unter den primitiven Pro­
duktionsverhältnissen einer von Ackerbau und Viehzucht lebenden 
Menschheit sachgemäß war, kann eben unter den heutigen Ver­
hältnissen, nach dem jetzigen Stande der materiellen Produktiv­
kräfte und der dementsprechend im Bewußtsein der Menschen 
lebenden Rultur- oder Verbrauchsansprüche nur dann mit Nutzen 
verwirklicht werden, wenn es einen ganz neuen materiellen In ­
halt bekommt.

Daß die Amana-Gemeinde sich trotzdem schlecht und recht 
durchgeschlagen hat, scheint sie gleich den „hutterischen Societies" 
(vgl. Ziffer 17 der Übersicht!) ihrem religiösen Charakter zu danken 
zu haben.



L ie fm ann  te i l t  a. a. <V. die Latzungen der  K n ian a -G em ein d e  mit. 
Oie E in le i tu n g  und die beiden ersten P a r a g r a p h e n  seien h ie r  m iede r ­
gegeben:

„E in le i tu n g .  Nachdem die w a h re  In sp i ra t io n sg e m e in d e  im J a h r e  
184Z un d  den fo lgenden J a h r e n  von  Dentschland nach den v e r e in ig te n  
S t a a t e n  v o n  N m er ik a  a u s g e w a n d e r t  ist, um  die edle bürgerliche und  
religiöse F re ih e i t  dieses L andes  zu gen ießen ,  und sich in  L ben-L zer  in 
der  L o u n tp  vo n  L rie  im S t a a t  N ew  p o r k ,  au f  der  f rü h e re n  Buffa lo  
L reek  I n d i a n e r  N eserva t ion  niedergelassen h a t t e ,  wo dieselbe seitdem 
u n te r  dem Schutze G o t te s  in F r ie d en  un d  Segen  bes tanden ist, so w u rd e  
im IZahre l 8 5 4 ,  nach dem e rk a n n te n  w i l l e n  G o ttes ,  vo n  der  Gem einde 
e inm ütig  beschlossen, d a s  Ebenezer  Land zu  v e rk a u fe n  un d  eine neue 
Ansiedelung im Westen des L andes  zu  un te rn eh m en .

E s  w u rd e  dem gem äß im J a h r e  1855 u nd  den fo lgenden I a h r e n  
a u s  dem gemeinschaftlichen F o n d s  eine Strecke L an d es  in dem S t a a t  I o w a  
a n g e k a u f t  un d  ein A nfang  dieser Übersiedelung gemacht, in  der  Absicht, 
solche nach und  nach au szu sü h ren ,  w ie  es die Verhältnisse e r la u b e n  w erden ,  
w e s h a l b  w i r ,  die unterschriebenen G lieder  der  w a h re n  I n s p i r a t i o n s ­
gemeinde, m it  d a n k b a re m  G efüh l  der  G n a d e  und  G ü te  G ottes ,  daß w i r  
u n t e r  den Gesetzen dieses f reien  S t a a t e s  unsere  I n k o r p o r a t i o n  a l s  eine 
religiöse Gesellschaft e r lan g en  können ,  u n s  h ie rm i t  u n te r  dem N a m e n  der 
„Amana-Gesellschaft" im C o un ty  u nd  S t a a t e  I o w a  a u fs  neue vere in igen  und 
die nachfolgende N ons ti tu t ion  und  Beigesetze einstimmig a n g en o m m en  haben .

A rt ike l  l .  Die Grundfes te  auch unse re r  bürgerl ichen Verfassung 
ist und  soll b leiben  G o t t ,  der  P L r r ,  und  der  von  ihm a u s  f re ier  G nade  
u n d  B a rm h e rz ig k e i t  in  u n s  g ew irk te  G la u b e ,  welcher sich g rü n d e t  l .  au f  
d as  geosfenbarte  W o r t  G o t te s  im a l ten  u n d  neu en  Testam ent;  2. au f  
d a s  Z e u g n is  J e s u  durch den Geist der  W e is s a g u n g ;  Z. a u f  den v e r b o r ­
genen Zucht- un d  Gnadenge is t  des Herrn.

Der  Zweck unserer  V ere in ig u n g  a ls  eine re ligiöse Gesellschaft ist 
also kein irdischer, noch selbstsüchtiger, sondern der  Liebeszweck G o tte s  
in S e in e r  G n a d e n  B e ru fu n g  an  u n s "  usw.

„ A rt ike l  2. I n  diesem vo n  G o t t  u n te r  u n s  geknüpf ten  Gemeinschafts­
b a n d  ist es unser e in m ü t ig e r  W ille  und  Beschluß, daß  d as  h ier  ang ek au f te  
u nd  noch a n z u k a u fe n d e  Land ein gemeinschaftliches G u t  und  E ig e n tu m  
sein un d  b le iben  soll, m it  allen A n la g e n  un d  Verbesserungen d a ra u f ,  so 
w ie  auch m it  a l ler  A rbei t ,  M ü h e  un d  Last, w o v o n  jedes Glied sein b e ­
scheidenes Teil  m it  H erzensw il l igkei t  au f  sich n ehm en  soll. U nd  da  w ir  
in G e m ä ß h e i t  des S taa ts -G ese tzg eb u n g sak te s  L h a p te r  IZ l  vo m  22. M ä r z  
l 8 5 8  unsere I n k o r p o r a t i o n  a ls  eine rel igiöse Gesellschaft e r l a n g t  haben ,  
so sollen die jetzigen u n d  künf t igen  T ite l  zu unserem gemeinschaftlichen 
L ande  a n  die „ A m a n a  S oc ie ty"  a l s  unserem N o r p o ra t io n s n a m e n ,  w o r u n te r  
w i r  im Gesetz b e k a n n t  sind, ü b e r t ra g e n  u nd  ausgestel l t  w e rd e n "  usw.

B ei anderen kommunistischen Gemeinden hat das religiöse B and  
den m angelnden wirtschaftlichen Zusammenhalt auf die Dauer  nicht 
ersetzen können. Auf jeden Fall  ist es eine Verkehrung des n a ­
türlichen und vernünftigen Z usam m enhanges ,  d a ß  dergestalt die 
Religiosität tatsächlich zum Hilfsmittel wirtschaftlich-materieller  
Nützlichkeit wird. V a s  umgekehrte Verhältn is ,  wenn es zur



zweckmäßige» Ausgestaltung des wirtschaftlichen Lebens im vienste 
religiöser und anderer Ideale benutzbar sein sollte, würde 
zweifellos einer höheren sozialphilosophischen Anschauungsweise 
entsprechen.

Wohl mag das religiöse und sittliche Zusammenleben in einer 
solchen Gemeinde unabhängig von seiner objektiven wirtschaftlichen 
Nützlichkeit einen selbständigen wert haben. Doch darf man das 
nicht überschätzen. Die wirtschaftlichen Erwägungen bleiben im 
Widerstreite immer die stärkeren Beweggründe. Zo könnte man 
allerlei Betrachtungen darüber anstellen, daß die Bmana-Gemeinde

genau so wie eine kapitalistische Gesellschaft — bezahlte Ar­
beiter und Angestellte beschäftigt, die sie nicht als gleichberechtigte 
Mitglieder aufnimmt. Die religiöse Brüderlichkeit hat also ihre 
Grenzen und muß sie haben, so lange der Gemeinde nicht ein so 
großer Güterreichtum zu Gebote steht, daß die Zahl der Teilhaber 
und Verbraucher keine Bolle mehr spielt.

von den kommunistischen Gemeinden, die nicht auf religiöser 
Grundlage errichtet sind, ist New Harmonp (vgl. Ziffer 7 der Über­
sicht!) die bemerkenswerteste. 5ie verfiel bereits nach zwei Jahren 
der Nuflösung. Zunächst (vom l.  Mai 1825 ab) bestand sie noch 
nicht als unabhängiges kommunistisches Gemeinwesen, sondern als 
„Präliminargesellschaft" mit gewissen Vorbehaltsrechten Owens 
als des Gründers und Bapitalgebers.

Die Latzungen der präliminargesellschaft von New harmonn, von 
denen ich m ir vor ungefähr zehn Jahren aus der im Britischen Museum 
aufbewahrten „ lle w  kfarmoni) Gazette" (vom 1. Oktober 1825) eine Ab­
schrift beschafft habe, sind als Gegenstück zu der im Anhang I beschriebenen 
„verbrauchsgemeinschast" im Anhang II wörtlich (in der Übersetzung) 
mitgeteilt.

Die Umwandlung der präliminargesellschaft in die definitive 
Form einer freien kommunistischen Gemeinschaft erfolgte bereits 
am 5- Februar 1826. Lin Jahr später, am 28. März 1827, 
wurde offiziell bekannt gegeben, daß das Unternehmen als ge­
scheitert zu betrachten sei. Als Grund des Mißerfolges bezeichneten 
Owen und seine beiden Söhne die verfrühte Umwandlung der 
präliminargesellschaft in das auf Freiheit und Gleichheit gegrün­
dete Kommunistische Gemeinwesen. Diese Meinung wird wohl auch 
das Uichtige treffen, wenigstens, insoweit es sich um den schnellen 
und gänzlichen Mißerfolg handelt. In  gewisser weise war die 
präliminargesellschaft ein richtiger Gedanke.

Die von Etienne Labet, dem Verfasser des 1840 erschienenen



sozialistischen Nomans „voyage en Jcarie", gegründeten Kommis 
nistischen Kolonien blieben in ihren Größenverhältnissen noch weit 
hinter New harmony zurück. Die Anhänger Labets hatten im 
Jahre 1848 bei ihrem Zuge von Shrewport nach dem zu okkupieren­
den Gelände in der Sulphurprairie, das dann den Erwartungen 
nicht entsprach, für die Beförderung ihres Gepäcks nur einen 
einzigen mit Ochsen bespannten Wagen zur Verfügung. In  Nauvoo 
(vgl. Ziffer 14 der Übersicht!), der ehemaligen Mormonennieder- 
lassung am Mississippi, aß die ganze ikarische Kolonie unter dem 
Vorsitze Labets in einem Zpeisesaale.

Bei den von religiösen Gesichtspunkten unbeeinflußten Grün­
dungen Labets und Owens zeigt es sich am deutlichsten, daß das 
Gemeineigentum allein aus sich heraus kein höcheres wirtschaftliches 
Niveau hervorzubringen vermag. Das Gemeineigentum an sich 
steigert weder die Lntwicklungskräfte der wirtschaftlich-materiellen 
noch der geistigen Kultur, sondern w irkt im Gegenteil stagnierend. 
Ls w irkt ferner nicht einigend, sondern im entgegengesetzten Sinne, 
zum wenigsten unter beschränkten wirtschaftlichen Verhältnissen. 
Selbst die durch religiöse Schwärmerei künstlich zusammengehal­
tenen Kommunistengemeinden verfallen schließlich regelmäßig, wenn 
sie es zu einem gewissen Wohlstand gebracht haben, und ihre 
Mitgliederzahl, eventuell in nachfolgenden Generationen, zurück­
gegangen ist, dadurch der Auflösung, daß sie ihr gemeinsames 
Besitztum unter sich austeilen, in kapitalistische Bewirtschaftung 
übernehmen oder verkaufen.

Die heutige Lntwicklungsstufe der materiellen Produktivkräfte 
ist zu weit fortgeschritten, als daß ein primitiver Kommunismus 
damit noch vereinbar wäre. Andererseits ist sie noch nicht so 
weit gediehen, daß einem jeden Mitgliede der sozialen Gemeinschaft 
einfach durch Herstellung des Gemeineigentums Vedarfsmittel in 
beliebiger oder doch sehr reichlicher Menge verfügbar werden 
könnten. Das müßte indessen der Fall sein, wenn in einer auf 
Gemeineigentum beruhenden Wirtschaftsgemeinschaft der Anlaß zu 
Neibungen, zur Uneinigkeit und zum Zerfall fehlen soll.

Ob sich das überhaupt jemals erreichen läßt, mag hier einst­
weilen unerörtert bleiben. Der Sozialist aber, der eine Gesell­
schaftsordnung auf der Grundlage des Gemeineigentums anstrebt, 
würde damit eine törichte Forderung aufstellen, wenn er uns 
nicht sagen kann, wie ein so gewaltiger gesellschaftlicher Güter- 
reichtum zuvor geschaffen werden soll.



3. Die drei Möglichkeiten der Steigerung 
des wirtschaftsertrages.

J e d e r  wirtschaftliche Lntwicklungsfortschritt  läuf t  au f  q u a n t i ­
ta t ive  oder q u al i ta t ive  E r tragss te igerung  der menschlichen W i r t ­
schaft h inaus .  Und zw ar  gibt es dreierlei verschiedene Wege, die 
bei u n v e ränd e r te r  G röße der gesellschaftlich aufgew and ten  Gesamt­
arbeitszeit  eine Er tragss te ige rung  herbeiführen  k ö nn en ,  nämlich: 

l. W achstum der P ro d u k t iv i tä t  der menschlichen Urbeit im 
Produktionsprozesse,

I I. E rhöhung  der Wirtschaftlichkeit des Wirtschaftsprozesses und 
Hl. S te igerung  der Uonsum tiv ität ,  d. H. der Nutzkraft des G e ­

brauchsw ertes  der Verbrauchsgüter ,  im Uonsumtionsprozesse.
Diese dreifache Möglichkeit der E r tragsste igerung  entspricht 

den drei e lem entaren  vestandteilen , a u s  denen sich alle menschliche 
Wirtschaft zusammensetzt.

A rbeiten , p a u s h a l t e n  (d. i. Wirtschaften im engsten Sinne 
des W or tes)  und. ve rbrauchen  oder, ins volkswirtschaftliche ü b e r ­
setzt: G ü te rp ro d u k t io n ,  G üterver te i lung  und G üterkonsum tion  
machen zusammen das  Gesamtgebiet der menschlichen Wirtschaft 
a u s  in dem weiteren Sinne, der den ganzen materiellen Lebens­
prozeß der menschlichen Gesellschaft umfaßt. W enn  m an  dergestolt 
in den Gesamtbegriff der Wirtschaft den technischen P ro d u k t io n s ­
prozeß und den an  sich negativ  wirtschaftlichen Uonsumtionsprozeß 
einbezieht, so rechtfertigt sich das  dadurch, daß p roduzieren  und 
v erbrauchen  stets in wirtschaftliche vestim m gründe oder Zusammen­
hänge  eingegliedert sind und wirtschaftliche W irk un g en  Hervor­
bringen. w e r  produziert ,  um im gesellschaftlichen G ü te rve r te i lu ng s­
prozesse zu seinem Anteile zu g e langen ,  folgt dabei insoweit 
wirtschaftlichen E rw ä g u n g e n ,  wenngleich seine konkrete  A rbe i ts ­
leistung an  sich ausschließlich von der Technik des P ro d u k t io n s ­
prozesses bestimmt w ird . Ebenso steht der G üte rverb rauch ,  der 
auf  die M ark tverhältn isse  zurückwirkt, in u n trenn b a rem  Zusammen­
hänge mit  den wirtschaftlichen V orgängen .

S n  G edanken aber  k a n n  m an  sehr w oh l  au s  dem I n h a l t e  
des Wirtschaftsbegriffs den ganzen technischen P roduk tionsp rozeß  
sowie den Uonsumtionsprozeß ausscheiden. D a n n  behält  m an  den 
Legriff der Wirtschaft in dem engeren Sinne ü b r ig ,  der oben 
u n te r  Ziffer II gemeint ist, und der das  Gebiet begrenzt, auf dem



eine Vermehrung wirtschaftlicher lverte lediglich durch erhöhte 
Wirtschaftlichkeit des Wirtschaftsprozesses möglich ist. Unter W irt­
schaft i. e. 8. sind demgemäß die tatsächlichen Verhältnisse, Er­
scheinungen und Vorgänge speziell des Verteilungsprozesses, na­
mentlich also die Marktverhältnisse aller Art, sowie ferner die 
daran sich knüpfenden menschlichek Vewußtseinsinhalte, Erwägungen 
und Bestimmgründe des Handelns zu verstehen. Gbwohl der W irt­
schaftsbegriff bald in der einen, bald in der anderen Bedeutung 
gebraucht werden muß, wozu drittens noch der besondere Begriff 
der Wirtschaftlichkeit hinzukommt, bedarf es hiernach näherer Er­
läuterungen fernerhin nicht mehr, da sich immer von selbst ergibt 
was gemeint ist.

In  sachlichem Zusammenhänge mit den drei Elementen der - 
Volkswirtschaft wie auch mit der dreifachen Möglichkeit der Er­
tragssteigerung stehen die drei Wirtschaftsprinzipien, die man als 
Kapitalismus, Sozialismus und Kommunismus unterscheiden kann, 
koordinierte wirtschaftliche Begriffe werden darin jedoch bisher 
keineswegs gesehen. Die beiden letztgenannten werden gewöhnlich 
als zusammengehörig, nämlich in gemeinsamem, nur verschieden- 
gradigem Gegensätze zu Individualismus und Privateigentum, dem 
Kapitalismus gegenübergestellt. Nebenher gelten sie als eine Art 
von sozialer Zukunftsmusik. Das Wort Kapitalismus wird mit 
einem Beigeschmack von hämischer Kritik und Klassenhaß gebraucht.

M it allen Unklarheiten und unsachlichen Phantasien, durch 
welche die drei Begriffe in ihrem Verhältnis zueinander verwirrt 
und entstellt werden, wird eine Auseinandersetzung hier nicht be­
absichtigt. Die beste Klarstellung liegt darin, festzustellen, was 
sich aus der Sache ergibt. Da ist nun vorauszuschicken, daß das 
prinzipiell unterscheidende Kriterium, wenn es ein solches gibt, 
jedenfalls nicht im Privateigentum bzw. im Gemeineigentum und 
auch nicht in dem Merkmal der Gesellschaftlichkeit — worauf 
das w ort Sozialismus hinzudeuten scheint — zu suchen ist.

Vas gesellschaftliche Moment ist allen drei Kategorien, wenn- 
zwar in stufenweise zunehmenden Ausmaßen, eigen. Die Ver­
schiedenheit beruht in dem Objekt, das der Vergesellschaftung 
unterliegt. Der Kapitalismus verwirklicht die gesellschaftliche 
Organisation des Produktionsprozesses, während der Sozialismus 
die gesellschaftliche Organisation des Wirtschaftsprozesses und der 
Kommunismus die des Verbrauchsprozesses hinzufügen will. Der 
Gegenstand der Vergesellschaftung ist verschieden, der gesellschaftliche 
Faktor ist derselbe. Kapitalismus, Sozialismus und Kommunismus



sind gleicherweise kollektivistische Prinzipien, vie Gesellschaftlichkeit 
ist nicht etwas grundsätzlich neues, was mit dem Sozialismus zu 
allererst auftaucht, sondern gelangt schon durch den Kapitalismus 
im Produktionsprozesse zu ausgiebiger Entfaltung. Der Sozialis­
mus, indem er die Vergesellschaftung auf den Wirtschaftsprozeß 
ausdehnen w ill, unterscheidet sich von dem Kapitalismus nur 
genau um so viel als auf der anderen Seite vom Kommunismus, 
der noch darüber hinaus eine gesellschaftliche Verbrauchsregelung 
im 5luge hat.

Ebensowenig ist in dem Gemeineigentum das entscheidende 
Kriterium zu suchen. Der wirtschaftliche Gesamtentwicklungs­
prozeß, insofern er allmählich das Gesamtgebiet der Wirtschaft der 
gesellschaftlichen Regelung unterwirft, führt allerdings notwendig 
von privater zu gesellschaftlicher Wirtschaft oder Gemeinwirt­
schaft und von privatem zu gesellschaftlichem Eigentum oder 
Gemeineigentum. Der Kapitalismus setzt Privateigentum und 
Privatwirtschaft voraus. Der Sozialismus bedingt eine irgendwie 
beschaffene gemeinwirtschaftliche Initiative, jedoch — wie wir noch 
sehen werden — unter Beibehaltung des Privateigentums. Der 
Kommunismus erfordert Gemeinwirtschaft und in irgendwelchem 
Umfange Gemeineigentum. Eine weitgehende materielle Regelung 
der Konsumtion ohne Gemeineigentum, mindestens an den Pro­
duktionsmitteln, wäre kaum denkbar. Wie man hieraus ersieht, 
führt der zu Ende gedachte Vergesellschaftungsprozeß zwar zu 
sachlichen Konsequenzen, die für eine scharfe Unterscheidung zwischen 
Kapitalismus, Sozialismus und Kommunismus genug Merkmale 
liefern. 5lber prinzipielle Unterscheidungsmomente sind das genau 
genommen nicht, weil sie tatsächlich Konsequenzen eines Faktors sind, 
der den zu unterscheidenden Kategorien eben gerade gemeinsam ist.

Der entscheidende Wesensunterschied ist vielmehr gegeben 
in den drei verschiedenartigen Möglichkeiten der Ertrags­
steigerung, welche die wirklichen (Huellen alles wirtschaftlichen 
Lntwicklungsfortschrittes sind. Kapitalismus, Sozialismus und 
Kommunismus sind demzufolge Wirtschaftsprinzipien, deren Wesens­
unterschiede am leichtesten verstanden werden, wenn man sie 
gleichzeitig in ihrer Eigenschaft als historische Entwicklungs­
prinzipien erfaßt.

Um Mißverständnissen vorzubeugen, ist zu bemerken, daß eine zu 
anderen Zwecken unternommene andermeite Kennzeichnung derselben Be­
griffe nicht notwendig Widersprüche gegenüber dieser Darstellung invol­
viert. So kann beispielsweise für die Schilderung einer Wirtschaftsepoche, 
in der kapitalistische Unternehmung und Handwerk als zwei konkurrierende
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wirtschaftliche Mächte e in an d e r  gegenübers tehen ,  der  Oarstellungrzweck 
zu r  H erv o rh e b u n g  a n d e r e r ,  m ehr  äußer l icher ,  k o n k re te r  M e rk m a le  des 
K a p i t a l i s m u s  nö t igen ,  ohne daß dadurch u m g ek eh r t  die Richtigkeit  des 
h ier  v e r t re te n e n  Gesichtspunktes i rgendw ie  in  F ra g e  gestellt w ird .  Ruch 
nach der  R ichtung hin ist eine k luseinandersetzung m it  an d e ren  M e in u n g e n  
nicht erforderlich.

4. Kapitalismus, Sozialism us und Kommunismus 
als Lntwicklungsprinzipien.

D a s  kapitalistische Wirtschaftsprinzip steigert den Wirtschafts­
e r t rag  durch Entwicklung der P r o d u k t i v i t ä t  der Krbeit.

M a rx  sagt über die P ro d u k t iv k ra f t  der 5lrbeit, daß sie durch 
mannigfache Umstände bestimmt w ird :  „unter anderen  durch den 
Durchschnittsgrad des Geschickes der U rbei te r ,  die Entwicklungs­
stufe der Wissenschaft und ihrer technologischen U nw endbarkeit ,  
die gesellschaftliche K om binat ion  des Produktionsprozesses, den 
Umsang und die W irkungsfäh igkei t  der P roduk t ion sm it te l  und 
durch Naturverhältn isse"  ( „ K a p i ta l " ,  Ld. I, 5 .  6).

h ie rv on  haben  für eine Höherentwicklung der Urbeits- 
p ro d u k t iv i tä t  die „N aturverhä ltn isse"  keinen Velang. Sie stellen 
z w a r  keine konstante G röße d a r ,  sondern sind v a r iab e l .  Die 
S chw ankungen, beispielsweise der F ruchtbarke i t  des L odens  je 
nach den günstigen oder ungünstigen W itterungsverhältn issen, 
können sogar recht erhebliche p roduktivitä tsunterschiede h e rv o r ­
rufen. Uber das sind n u r  Schwankungen um eine im ganzen 
unverrückbare  mittlere t in ie .  M i t  der Einschränkung sind die 
U aturverhältn isse schließlich doch eine im wesentlichen unveränderliche 
tatsächliche Voraussetzung. E inen  F a k to r  der P ro d u k t iv i tä ts e n t ­
wicklung bilden sie jedenfalls nicht.

Der „Durchschnittsgrad des Geschickes der U rbei te r"  ist an  
sich zweifellos ein sehr entwicklungsfähiges Element. I n n e rh a lb  
der kapitalistischen Wirtschaft k ann  er sich ab e r  nicht a ls  solches 
erweisen. Die n a tu rno tw end ige  Tendenz des K a p i ta ls ,  das  N iveau  
der Lebenshaltung  der Lohnarbeiterschaft möglichst niedrig zu 
e rh a l ten ,  bildet da eine unübersteigliche Schranke. D a s  Dasein 
einer proletarischen Lohnarbeiterschaft ist mit  einer dauernd  a n ­
steigenden Entwicklung ihrer Fähigkeiten  durch höhere Vildung 
und Erziehung schlechthin u n vere inbar .  Überdies verm indert  die 
fortschreitende Produktionstechnik  ja gerade durch immer w eite r­
gehende Zerlegung des Urbeitsprozesses und V ervollkomm nung 
der P roduk t ionsm it te l  die A nforderungen an  die Geschicklichkeit
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des Arbeiters. Diese Mechanisierung des Produktionsprozesses 
w irkt einer qualitativen Entwicklung der Arbeitskräfte ebenfalls 
schnurstracks entgegen, wenigstens sind damit sehr enge Grenzen 
gesteckt, über die hinaus eine etwaige qualitative Verbesserung 
absolut nutzlos wäre. Vas gilt der Natur der Sache nach freilich 
zunächst nur für kapitalwirtschaftliche Verhältnisse, die durch ihre 
Beschränkung auf das kapitalistische. Prinzip der produktions­
technischen Entwicklung charakterisiert sind. Gb unter anderen 
wirtschaftlichen Bedingungen eine sich steigernde Nutzung des Ge­
brauchswertes der menschlichen Arbeitskraft stattfinden könnte, 
wodurch die Schranken für eine höhere Entfaltung ihrer Durch­
schnittsqualität erst fallen würden, bleibt hier einstweilen ein noch 
kaum erkennbares Problem.

Die übrigen Produktivitätsfaktoren, die Marx noch nennt, 
lassen sich zusammenfassen in dem Doppelbegrifie der Entwicklungs­
stufe der Wissenschaft und der P roduktionstechn ik. Nur hierauf 
kommt es für das Moment der Entwicklung der Arbeitsproduk­
tivität an. Auch Marx identifiziert in dem Sinne, der ja der 
allein mögliche ist, Produktivitätsgrad und technische Entwicklungs­
stufe. Man kann dabei unterscheiden zwischen dem potentiellen 
Produktivitätsgrade, der durch den Stand der Wissenschaft, ins­
besondere der Natur- und technischen Wissenschaften gegeben ist, 
und dem effektiven Produktivitätsgrade, der im technischen Pro­
duktionsprozesse, in den Produktionsmitteln, in der gesellschaft­
lichen Kombination des Arbeitsprozesses u. a. festgelegt ist. Maß­
gebend im Sinne des kapitalistischen Wirtschaftsprinzips ist immer 
der effektive Produktivitätsgrad, verwirklicht werden kann zu 
jeder Zeit bloß ein Teil der potentiellen Gesamtproduktivität. 
Aber das Kapital is t' vermöge innerer Notwendigkeit der tat­
sächlichen Verhältnisse des kapitalistischen Produktionsprozesses 
unaufhörlich darauf bedacht, die aus dem ununterbrochenen Flusse 
von Wissenschaft und Technik hervorgehenden produktiven Mög­
lichkeiten zu verwirklichen. Die Steigerung der Arbeitsproduktivität 
ist der „immanente Trieb und die beständige Tendenz des Kapitals", 
um die Ware und mit der verbilligten Ware den Arbeiter selbst 
zu verbilligen („Kapita l", Bd. I, S. 284), wodurch die Voraus­
setzungen für erhöhten Kapitalprofit erfüllt werden.

Nicht — wie man anzunehmen geneigt sein könnte — die 
menschliche Erkenntnis, aus der Wissenschaft und Technik ent­
springen, sondern das Wirtschaftsprinzip, das und soweit es die 
wissenschaftlich gegebenen Möglichkeiten verwirklicht, der Kapi-



ta l ism us  erscheint in der Marxschen Theorie a ls  U rsprung  der 
Entwicklung, a ls  Entwicklungsprinzip. In so w e i t  die menschliche 
E rkenn tn is  dabei m itw irk t ,  vollzieht sie sich, wie der Roggen 
auf dem Felde wächst: n a tu rn o tw e n d ig ,  automatisch. 5 ie  en t­
steht und wächst, w enn  die sachlichen Bed ingungen  ih res  E n t ­
stehens und W achstum s — durch das  K a p i ta l  —  geschaffen sind. 
Die mit wachsender technischer Entwicklungsstufe fortschreitende 
Entwicklung der materiellen p ro d u k t iv k ra f t  ist demgemäß ledig­
lich eine F un k t io n  des K a p i ta ls .  Die kapitalistische P ro d u k t io n s ­
weise ist das  „historische M i t te l"  (!), w ie M a r x  ( „ K a p i ta l " ,  Bd. !II, 
5 .  2 3 2 )  ielbst es ausdrückt,  die p ro d u k t iv k r a f t  der menschlichen 
Arbeit  zu entwickeln.

W enn  nach M a rx e n s  scharfsinnigen G edankengängen  die 
Zteigerung der P ro d u k t iv i t ä t  auf außerb ew u ß te r  innerer N o t ­
wendigkeit  der kapitalistischen P roduktionsw eise  beruht,  so spiegelt 
sich andererseits dieses Zachverhültnis  auch im Bewußtsein  der 
kapitalistischen U nte rnehm er wieder, w i r  wissen auch ohne 
näheres  Eingehen auf die komplizierten Marxschen Deduktionen, 
daß das  Gewinnstreben des kapitalistischen U nte rnehm er tum s u n te r  
dem Z w ange  der freien K onkurrenz  die wichtigste wirtschaftliche 
Triebfeder ist und jeden einzelnen U nte rnehm er tre ib t  und d räng t,  
seinen Betrieb  produktionstechnisch auf der höhe  zu Hallen. Durch 
das  f lag ran te  kapitalistische Ligeninteresse w ird  der starke p u l s ­
schlag, die p roduk tive  Lebens- und  Lntwicklungskras t  der k a p i ­
talistischen Wirtschaft hervorgebracht.

Wie der K a p i ta l ism u s  den technischen P roduk tionsp rozeß  
organisiert und entwickelt, so will der Io z ia l is m u s  den Wirtschafts­
prozeß a ls  solchen, d. H. in rein wirtschaftlicher Hinsicht, organisieren 
und vervollkommnen. Der sozialistischen Id e e  erschließt sich da 
ein unendlich weites Feld ih re r  B e tä tigung . „ W äh rend  die k a p i ­
talistische P roduk t ionsw eise" ,  sagt M a rx  („ K a p i ta l " ,  Bd. I, 5 .  4 9 3 ) ,  
„in jedem individuellen Geschäft Ökonomie erzwingt, erzeugt ih r  
anarchisches System der Konkurrenz die maßloseste Verschwendung 
der gesellschaftlichen P ro d uk t ion sm it te l  und A rbe i tsk rä f te ,  neben 
einer U nzah l  jetzt unentbehrlicher, aber  a n  und  fü r  sich ü b er­
flüssiger F u n k t io n en ."  Dementsprechend ist es die sachlich gegebene 
und auf gewisser Entwicklungsstufe der kapitalistischen P ro d u k t iv ­
kräf te  immer dringender erforderte  Aufgabe des sozialistischen 
W irtschaftsprinzips, über den begrenzten Gesichtspunkt des k a p i ­
talistischen Ligeninteresses h in a u s  das  wirtschaftliche Getriebe zu 
vervollkomm nen, im Sinne steigender W i r t s c h a f t l i c h k e i t .  Zu
3 N i e k e s ,  Gemeinwirtschaftlicher Napit al i sm us.



dein Endzwecke w i l l  e s  die vo lksw irtschaft l ichen  T atsachen ,  die 
z u v o r  a l s  z u fä l l ig e ,  u n g e r e g e l t e ,  vielfach un zw eck m ä ß ig e  und  
unw irtschaftl iche,  summarische Ergebnisse der z a h l lo se n ,  nur  v o n  
ih rem  G e w in n str e b e n  g e le i t e te n ,  kapitalistischen U n t e r n e h m u n g s -  
betriebe in die Erscheinung tra ten ,  zweck- und p la n m ä ß ig  gestaltei l  
u nd  in organischem Z u s a m m e n h ä n g e  en tw ickeln ,  h a t  die k a p i ­
talistische IV irtschaftsper iode m it  der N aturwissenschaft  insbesondere  
die technischen Wissenschaften zu u n g e a h n te r  h ö h e  und M a n n i g ­
fa l t ig k e i t  entw ickelt  und  die kunstvo lle ,  v ie lg es ta l t ig e  P r o d u k t i o n s ­
technik an  Ztelle der p r im it iv e n  P r o d u k t io n s m e th o d e n  der v o r ­
kapitalistischen Z e it  geschaffen, so w ü r d e  ein Z e ita l ter ,  in dem der 
S o z i a l i s m u s  zum herrschenden lv ir tsch as tspr inz ip  w ir d ,  n o tw e n d ig  
e inen  neu en  Z w e ig  der W irtschaftswissenschaft  nebst deren Nn-  
w e n d u n g  in e iner  besonderen Nrt  v o n  W i r t s c h a s t s t e c h n i k  in 
d a s  Leben rufen, die sich im Lause  v o n  J a h r h u n d e r te n  oder v i e l ­
leicht J a h r t a u s e n d e n ,  j ed en fa l l s  aber  w o h l  e iner  sehr la n g e n  
Z e itp er io d e  nicht w e n ig e r  m a n n i g f a l t i g ,  nicht w e n ig e r  en tw ick ­
lu n g s f ä h ig  und nicht w e l l ig e r  folgenreich erw e isen  w ird  a l s  die 
Technik d es  P r o d u k t io n sp r o z e s se s .  W ie  a u s  dem S ta n d e  der  
P r o d u k t io n s te c h n ik  die E n tw ick lu ngsstu fe  der P r o d u k t i v i t ä t  des  
gesellschaftlichen P r o d u k t io n sp r o z e s se s ,  so w ü r d e  sich a u s  dem je ­
w e i l ig e n  S ta n d e  der W irtschaftstechnik die  E ntw ick lu ngsstu fe  der  
W irtschaftlichkeit  des gesellschaftlichen W irtschaftsprozesses ergeben .

I n d e m  der S o z i a l i s m u s  die vo lksw irtschaft l ichen  G e s a m t ­
ergebnisse a ller in d iv id u e l len  W ir tsch a fts tä t ig k e i t  wirtschaftlicher  
g esta lten  w i l l ,  v e r le g t  er den Z ie lp u n k t  der dazu  erforderlichen  
wirtschaftlichen I n i t i a t i v e  in d a s  G eb iet  gem ein sam er  In teressen  
der G esam th eit .  W ä h r e n d  die kapitalistische W irtschaft  unter  dem  
Zeichen des lebend igsten  Eigen in teresses  steht, ist der sozialistische 
G esichtspunkt der N a t u r  der Sache nach aus d a s  G em ein interesse  
gerichtet.  N u n  ist d a s  V e r h ä l t n i s  zwischen Eigennutz  und  G e m e in ­
sinn und  an d eren  ed leren  M o t i v e n  a l s  wirtschaftlichen T r ieb fed ern  
ein  T h e m a ,  über  d a s  sich sehr schön reden und schreiben läßt,  
und  die W irtsch afts th eoret ik er  h a b e n  d a s  v o n  jeher g e ta n .  N ber  
w en n gle ich  e iner  solchen N le in m a le r e i  der wirtschaftlichen M o t i v e  
nicht jede B e rech tig u n g  abgesprochen  zu w e r d e n  braucht, so steht 
d aru m  die W a h r h e i t  des Satzes  doch nicht m in d e r  fest, daß  d a s  
Eigen in teresse  e ine sehr starke,  d a s  G em ein in teresse  eine  sehr 
schwache T r ie b k r a f t  wirtschaftlichen H a n d e ln s  ist, w a s  sofort  zu T a g e  
tr i tt ,  w e n n  beide  in  Widerspruch z u e in a n d er  g e r a te n .  E s  m uß d e s ­
h a lb  d a s  g r u n d le g e n d e  P r o b le m  der sozialistischen Wirtschaftstechnik



sein, zu ergründen, wie der auch im Mittelpunkte sozialistischer 
Wirtschaft stehende Zweck der Steigerung des wirtschaftserlrages 
auf der schwachen IZasis des Gemeininteresses zu verwirklichen ist.

Gleichwie die wachsende Arbeitsproduktivität nicht nur un­
mittelbar in den Tatsachen des kapitalistischen Produktionsprozesses 
zur Wirkung kommt, sondern mittelbar auch die Güterverteilung 
und den Güterverbrauch beeinflußt, so muß eine steigende W irt­
schaftlichkeit der volkswirtschaftlichen Vorgänge ihre Wirkungen 
auf allen drei Gebieten des materiellen Lebensprozesses der so­
zialen Gemeinschaft ausüben. Der Zusammenhang ist hier vielleicht 
noch enger und noch unmittelbarer. Venn jede wirtschaftliche 
Handlung ist ihrem materiellen Inhalte nach in der Regel ent­
weder auf Produktion oder verbrauch gerichtet. Man kann sich 
viel leichter die technische Produktion oder den verbrauch je für 
sich als gesonderte Gegenstände vorstellen als gerade die Wirtschaft. 
Der Ureis der rein wirtschaftlichen Erscheinungen ist sehr begrenzt. 
Marx sagt einmal in seinem Hauptwerk: das einzige ökonomische 
Verhältnis von Menschen, das w ir überhaupt kennen, sei das 
von Warenbesitzern. Vas ist auch bezeichnend für das, wovon 
hier die Rede ist. Lei kapitalistischer witrschaft ist die typische 
Erscheinungsform einer rein wirtschaftlichen Tätigkeit der Handel. 
RIles Wirtschaften besteht dann im Grunde allein aus Raufen 
und verkaufen, vie vielgestaltigen Marktverhältnisse sind die 
summarischen Ergebnisse daraus. Sonstige, rein wirtschaftliche 
Tatsachen gibt es wenige. Sieht man von Vermögensbildung und 
Rapitalsbildung, die man noch als rein wirtschaftliche Phänomene 
bezeichnen kann, ab, so richtet sich der materielle Inhalt jeder 
wirtschaftlich beträchtlichen Handlung auf Produktion oder Kon­
sumtion. So sind auch die Wirkungen steigender Wirtschaftlichkeit 
zunächst auf diesen beiden Gebieten zu suchen.

Insbesondere lassen sich die unwirtschaftlichen Folge­
erscheinungen, die untrennbar mit der Anarchie der kapitalistischen 
Produktionsweise verbunden sind, durch die zweckmäßige sozia­
listische Regelung des Produktionsprozesses beseitigen, der dadurch 
— wie im besonderen durch ausschließlichere Verwendung des 
Großbetriebes im größten Stile — produktiver gestaltet werden 
kann. Der effektive Produktivitätsgrad würde sich dann erhöhen, 
indem er sich mehr dem nach der technischen Entwicklungsstufe 
möglichen nähert. Vie Steigerung der Wirtschaftlichkeit kann also 
den Produktionsprozeß in vielfacher Hinsicht maßgebend beein­
flussen und die Arbeitsproduktivität steigern.



Die W irkungen  können sich aber  auch auf den Konsumtions- 
prozetz erstrecken. Die höhere gesellschaftliche Wirtschaftlichkeit, 
die der Sozia l ism us  verwirklichen w ill ,  k a n n  an  Tatsachen des 
Verbrauchsprozesses anknüpfen . Solche sind beispielsweise die 
großen Städte .  Die großstädtische lNassenkonzentration von K on­
sumenten bietet ein he rvo rragendes  D bjek t  für die Verwirklichung 
erhöh ter Wirtschaftlichkeit des Verbrauchsprozesses —  m it te lba r  
auch mit konsumtiven W irkungen  —  d a r ,  und zw ar  ohne 
materielle Verbrauchsregelung lediglich aus dem Wege rein  w i r t ­
schaftlicher O rgan isa tion .

Wennschon also auch nach der Richtung hin der Sozialismus 
sein selbständiges, wohlunterschiedenes Arbeitsfeld ha t,  d rä n g t  sich 
doch die F ra g e  a u f ,  ob er ein eigenes materielles O bjek t  im 
eigentlichen Verstände ü b erh a u p t  besitzt oder ob e tw a  die sozia­
listische w irtschaftsregelung inhaltlich immer eine en tweder p ro d u k ­
tive oder konsumtive G rundlage  haben  m uß , um ertragsteigernd 
zu w irken.

Ts gibt aber  auch rein  wirtschaftliche V orgänge  und T a t ­
sachen, durch deren zweckmäßige R egelung der W irtschaftsertrag 
gesteigert w erden  k ann .  Tin den V erte ilungscharakter rein  r e ­
präsentierender V organg  w ürde  die für die sozialistische W ir t ­
schaftlichkeit eine große Rolle spielende Regelung und Leitung des 
p ro d u k t io n s u m fa n g e s  der verschiedenen Produk tionszw eige  nach 
M a ß g a b e  von vedarfsmöglichkeiten sein. Tine die P ro d u k t iv i t ä t  
oder Ronsumtivitä t  steigernde W irk un g  w ä re  darin  nicht enthalten , 
sondern n u /  eine S te igerung  der Wirtschaftlichkeit dadurch, daß 
die Ausdehnung des P ro d u k t ion su m fan ges  in zweckmäßige w i r t ­
schaftliche R ahnen  gelenkt, und so eine Ü berproduktion  oder U n te r ­
produktion  für einzelne Wirtschaftszweige sowie sonstige u n w i r t ­
schaftliche Folgeerscheinungen vermieden w erden .

T s  sind aber  noch andere  Möglichkeiten einer materiellen 
Regelung von rein wirtschaftlichem C h a ra k te r  denkbar.  Die reinste 
F o rm  w ä re  in einer durch die gemeinwirtschaftliche In i t ia t iv e  
hervorgerufenen verm ehrten  K apita l-  oder Verm ögensbildung, 
namentlich aber in der V erm ehrung  gemeinwirtschaftlicher w e r t e  
gegeben. Die a u s  gemeinwirtschaftlicher I n i t ia t iv e  hervorgehende 
A kkum ulierung wirtschaftlicher W e r te ,  die im öffentlichen Eigentum 
z w ar nicht zu erfolgen braucht, aber k ann  und in der Regel w ird , 
w ürde  das  wichtigste ökonomische P hä n o m e n  darstellen, d a s  in 
dem Zeita lte r  sozialistischer Wirtschaft sich entwickeln wird . Trst 
wenn diese Entwicklung Dimensionen angenomm en h a t ,  die eine
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gewisse hohe Entwicklungsstufe des allgemeinen Güterreichtums 
bedeuten, wird die Voraussetzung — schließlich aber auch die 
Notwendigkeit -  für eine weitere höhere Form der Wirtschaft, 
durch materielle Negelung des Nonsumtionsprozesses, erfüllt sein.

Durch die sozialistische Wirtschaftsweise wird dem Entwick­
lungsfaktor wachsender Arbeitsproduktivität ein zweites ertrag­
steigerndes Moment in dem zunehmenden Wirtschaftlichkeitsgrade 
hinzugefügt. Vas Zusammenwirken beider Entwicklungsfaktoren 
müßte eine sehr verstärkte Zunahme der gesellschaftlichen Güter­
erzeugung zur Fotze haben, vorausgesetzt natürlich, daß im übri­
gen die Bedingungen sich nicht verschlechtern, daß in Sonderheit 
die Triebkräfte des Gesamtprozesses nicht irgendwie eine Einbuße 
erleiden. Vas könnte nun freilich sehr leicht und würde wahr­
scheinlich der Fall sein, wenn die sozialistische Wirtschaftsweise so, 
wie es die Staatssozialisten wollen, den Kapitalismus im ganzen 
ablösen sollte und würde. Der Kapitalismus ist das Wirtschafts­
prinzip, das unserer Volkswirtschaft die hohe Schwungkraft ver­
leiht und, was nicht minder wichtig ist, die technische Arbeitspro­
duktivität entwickelt. Die Beseitigung oder Schwächung des 
kapitalistischen Prinzips würde die starke wirtschaftliche Triebkraft 
und das maßgebende produktionstechnische Entwicklungselement 
mehr oder weniger aufheben oder in Frage stellen. Eine rein 
gemeinwirtschaftliche Produktionsweise an Stelle der kapitalistischen 
und das abstrakte Gemeininteresse an Stelle, des lebendigen kon­
kreten Eigeninteresses würden notwendigerweise, solange die Ent­
faltung der technischen Arbeitsproduktivität noch nicht die Voraus­
setzungen einer höheren, der kommunistischen Wirtschaftsform erfüllt, 
die wirtschaftlichen Triebkräfte erlahmen lassen, zur Stagnation 
oder Verkümmerung des wirtschaftlichen tebens führen und anstatt 
weiteren Entwicklungsfortschrittes eine rückläufige Bewegung her­
vorrufen.

Die Aufhebung der kapitalistischen Produktionsweise durch 
die fortschreitende Kollektivierung wäre widersinnig oder, wie man 
auch sagen könnte, selbstmörderisch, solange die technische Produktiv­
kraft der Arbeit noch nicht zu einer gewissen Vollkommenheit und 
dementsprechend der gesellschaftliche Güterreichtum zu einer gewissen 
höhe entwickelt ist, auf welcher der Antrieb des kapitalwirtschaft­
lichen Interesses tatsächlich entbehrlich wird. Bis zu solcher Voll­
endung kann das kapitalistische Prinzip allein die Entwicklung 
nicht führen. Die Hindernisse und Hemmungen liegen da- in der 
kapitalistischen Wirtschaft selbst, wie stark diese Hemmungen sind,



dnvon gebe» die wirtschnstsknse», die den swpitalwirtschoftlichen 
5!ufstieg immer wieder jählings unterbrechen, nur ein unvoll- 
Iwmmenes Vild. Eine deutlichere Vorstellung erhält man, wenn 
man einmal annimmt, das Deutsche Reich hätte seine ca. 200 M il­
liarden Rriegskredite anstatt sür kriegerische für wirtschaftliche 
Zwecke flüssig gemacht, welche unendlich reichen wirtschaftlichen 
Wirkungen wären damit zu erzielen gewesen! wer sich das recht 
klar macht, begreift ohne weiteres, daß unser wirtschaftlicher 
Reichtum vor dem Rriege Möglichkeiten in sich barg, die der 
Privatkapitalismus allein aus sich heraus nicht zu verwirklichen 
vermochte. Die dem Privatkapitalismus innewohnenden Hem­
mungen können nur durch die gemeinwirtschaftliche Organisation, 
durch den Sozialismus eliminiert werden. Die sozialistische W irt­
schaftsweise führt die kapitalistische Entwicklung erst recht zu 
Ende, aber nicht indem sie diese ablöst, sondern das sozialistische 
Wirtschaftsprinzip läßt das kapitalistische neben oder unter sich 
bestehen. Der Sozialismus bildet den Rahmen, innerhalb dessen 
die kapitalistischen Triebkräfte erst zu höchster Entfaltung und 
der technische Produktivitätsgrad zu einer gewissen Vollkommen­
heit gelangen. Die sozialistische Wirtschaftsweise setzt daher das 
Privateigentum notwendig voraus, während sie in ihrer Wirkung 
letztlich auf Akkumulation wirtschaftlicher werte im Gemein­
eigentum gerichtet ist.

Nur so und nicht anders kann es um die historische Aufgabe 
des Sozialismus bestellt sein. Es würde ja mit dem sozialistischen 
Prinzip der zu steigernden gesellschaftlichen Wirtschaftlichkeit ganz 
unvereinbar sein, wenn der Sozialismus seine Herrschaft mit der 
Exstirpierung der gewaltigen Triebkräfte des Rapitals begönne. 
Vas wäre im höchsten Maße unwirtschaftlich gehandelt und würde 
den wirtschaftlichen Nutzen, der von dem sozialistischen Prinzip zu 
erwarten ist, teilweise oder ganz wieder aufheben oder in über­
wiegenden Schaden verwandeln.

Das Grundproblem der sozialistischen Wirtschaftstechnik muß 
demgemäß in die Frage auslaufen, wie die sozialistische Wirtschafts­
weise die Triebkräfte des kapitalistischen Eigeninteresses nicht nur 
bestehen lassen, sondern sie durch zweckentsprechende Einrichtungen 
noch verstärken und sie, wo möglich, vor ihren eigenen gemein­
wirtschaftlichen Wagen spannen kann. Die gemeinwirtschaftlichen 
Einrichtungen müssen so getroffen werden, daß das kapitalistische 
Eigeninteresse derart in die Richtung des Gemeininteresses fällt, 
daß dieseni am besten durch ungehemmte Verfolgung der kapita-



listischen Linzcliilteressen gedient wird. Oie Verhältnisse der kapi­
talistischen Produktionsweise sind unter dein Einflüsse einer 
zweckmäßigen gemeinwirtschaftlichen Initiative kunstvoll so umzu­
gestalten, daß das Unternehmerinteresse am produktionserfolge 
und der Unsporn des freien Wettbewerbs möglichst intensiv wirken.

Oie Vermehrung gemeinwirtschaftlicher werte braucht ferner 
nicht unbedingt eine solche im öffentlichen Eigentume zu sein. 
Tatsächlich wird die Entwicklung dahin gehen. Oie allgemeine 
Tendenz wird darauf gerichtet sein, wirtschaftliche werte im Ligen- 
tume des Ztaates, der Ztädte oder sonstiger öffentlich-rechtlicher 
oder gemeinwirtschaftlicher Verbände zu akkumulieren. Es ist da­
her ohne besondere Bedeutung, aber zum richtigen Verständnis 
doch bemerkenswert, daß prinzipiell das öffentliche Eigentum an 
den materiellen Trägern gemeinwirtschaftlicher werte nicht erfordert 
wird, privatwirtschaftliche oder kapitalwirtschaftliche Tatsachen 
können, sobald einmal ein auf vermehrte Wirtschaftlichkeit ab­
zielender organischer Zusammenhang zwischen ihnen erzeugt ist, 
gemeinwirtschastliche werte bilden und akkumulieren ganz unab­
hängig von dem Bestehen oder Nichtbestehen des öffentlichen Eigen­
tums daran.

Ebenso ist es prinzipiell gleichgültig, ob die gemeinwirtschaft­
liche Initiative vom Staate, von der Gemeinde, von Syndikaten, 
von einzelnen Erwerbsgesellschaften oder von wem sonst ausgeht, 
worauf es ankommt, ist die gemeinwirtschaftliche Ubsicht, die ja 
allerdings dem erwerbskapitalistischen Gesichtskreis von Haus aus 
fern liegt. Oie Möglichkeit einer solchen besteht indessen auch hier. 
Der Beweis für die Nichtigkeit dieser Buffassung wird durch die 
im IV. Abschnitt der vorliegenden Schrift an erster Stelle beschrie­
bene gemeinwirtschaftliche Unternehmungsart erbracht, die im 
ganzen Umfange ausschließlich von privatwirtschaftlichen Unter­
nehmern betrieben werden kann, und die dabei doch, im ganzen 
betrachtet, ein gemeinwirtschaftliches Unternehmen darstellt.

Der Sozialismus eröffnet nach verschiedenen Richtungen hin 
den Ausblick auf absolutes Ueuland mit so eigenartigen wirtschaft­
lichen Erscheinungen, daß es schwer ist, sich ein konkretes Bild 
davon zu machen. Da aber die nähere Beschreibung sozialistischer 
Unternehmungen den Hauptinhalt der vorliegenden Schrift bildet, 
kann hier zunächst von weiteren Erläuterungen abgesehen werden.

Gerade so, wie der ausschließlich kapitalistische Rahmen 
einer freien, vollkommenen Entwicklung der technischen Arbeits­
produktivität widerstände entgegensetzt, so wird im Rahmen der
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sozialistischen Wirtschaftsweise auch die S teigerung des Wirtschaft^ 
lichkeitsgrades , w enn  die Entwicklung erst einmal eine gewisse, 
hohe S tufe  überschritten haben  wird , durch die N a tu r  der Sache 
au f  Hemmungen stoßen. Diese können nicht auf der Seite des 
Produktionsprozesses liegen, w a s  der vollkommenen Entwicklung 
des P ro d u k t iv i tä ts g ra d e s  zuvor entgegenstand, w ird  ja  gerade durch 
die gemeinwirtschaftliche Regelung au s  dem Wege geräum t. Die 
technische P ro d u k t iv k ra f t  k a n n  sich bei sozialistischer Wirtschaft 
vollends frei entfa lten . Seine w iders tände  und Schranken findet 
das  sozialistische Entwicklungsprinzip  auf Seiten  des Nonsumtions- 
prozesses. I m  genauen V erh ä l tn is ,  wie der Sozia lism us den 
Wirtschaftsprozeß zweckmäßiger gestaltet und den gesellschaftlichen 
Güterreichtum v e rg rößert ,  muß der Nonsumtionsprozeß zum Schau­
platz der größten  Unzweckmäßigkeit und Unwirtschaftlichkeit werden . 
Die Menschheit w ird  d ann  wahrscheinlich ganz allgemein die E r ­
fa h run g  machen, daß  Reichtum n u r  genau  so viel w e r t  ist, a ls  er 
m it  Nutzen verw endet  w erden  k ann ,  daß dieselbe (Quantität von 
V erb rauchsgü te rn  m it  steigender Nutzkraft oder R o n s u m t i v i t ä t  
m ehr, m it  sinkender w eniger bedeutet. D er gew alt ig  anwachsende 
sozialistische Reichtum an  materiellen und ideellen Gebrauchswerten 
w ird  den Ronsumenten als  solchen vo r  schwierige Rufgaben  stellen. 
Richtig zu verbrauchen, zu genießen und sich zu bilden, w ird , schon 
hinsichtlich der R u sw ahl ,  Wissenschaft und Rrbei t  erfordern , Rrbeit  in 
solchem Umfange, daß sie der Einzelne schließlich nicht m ehr w ird  leisten 
können. D er natürliche w ide rs tand  des In d iv id u u m s ,  die Entwicklung 
seines Verbraucherdaseins oder —  w a s  auf das  Engste dam it zu­
sam m enhängt  —  seiner I n d iv id u a l i t ä t  einer ändern  a ls  der eigenen 
Entscheidung zu un terw erfen , w ird  zuguterletzt durch die unabweisliche 
N otw endigkeit  der gesellschaftlichen Regelung überw unden  werden .

Die S teigerung der R onsum tivkraf t  der V erbrauchsgüter w ä re  
eine qual i ta t ive  V erm ehrung  des W irtschaftsertrages, eine P o te n ­
zierung seines Gebrauchswertes .  Eine so-lche konsumtive E r t r a g s ­
steigerung ist nicht m it  re in  wirtschaftlichen M i t te ln ,  durch die 
zweckmäßige sozialistische Regelung des Wirtschaftsprozesses zu e r ­
zielen. Sie setzt eine besondere eigene (Duelle, einen konsum tions­
technischen oder verbrauchstechnischen Zweig menschlichen Wissens, 
eine V e r b r a u c h s t e c h n i k  v o rau s ,  fü r  die allerlei G rund lagen  in 
den verschiedenen S p ie la r ten  der Hygiene, der Rassenbiologie, der 
Rational is ie rung  des V erbrauchs, der Lrziehungs- und Rildungs- 
technik u. a. schon heutzutage gegeben sein mögen, die aber  zu einer 
höheren  Entwicklung erst gelangen k a n n ,  w enn  die tatsächlichen



Voraussetzungen für eine tiefeingreifende gesellschaftliche Regelung 
des Ronsumtionsprozesses erfüllt sind, h ierm it ist das Gebiet 
bezeichnet, auf dem das kommunistische Wirtschaftsprinzip einmal 
seine Herrschaft errichten wird . M a s  m an  bisher über den K om ­
m unism us gelehrt hat,  ist au s  unklaren  Id ea len  von Güter- und 
lveibergemeinschaft, von Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit u. dgl. 
geschöpft, v o n  dem Kern der Sache, der Steigerung der Nutzkraft 
der G üter im Verbrauchsprozesse, wodurch ein zukünftiger Kommu­
nism us erst S inn und vers tand erhält,  wissen die bisherigen V er­
tre ter  der kommunistischen Lehren nichts.

Die Größe der Konsumtivität h a t  in tatsächlichen Gebrauchs­
werteigenschaften der G üter ihre materielle G rundlage . I h r e  
unübersehbare Entwicklungsfähigkeit aber beruh t vo r  allem in 
der unendlichen Entwicklungsfähigkeit der menschlichen Bedürfnisse. 
M aterie lle  und geistige Bedürfnisse sind dabei eng miteinander 
verbunden. So wichtig die materiellen Bedürfnisse für Leben und 
Gesundheit, für Genußfähigkeit und geistige Rezeptivität der V er­
braucher sind, w ird die verbrauchstechnische Entwicklung der 
menschlichen Bedürfnisse doch überwiegend das geistige Element 
dar in  betreffen. D er Erziehungs- und Bildungstechnik w ird  daher 
fü r die Steigerung des K onsum tiv itä tsgrades eine überragende 
Bedeutung zukommen.

Neben der Entwicklung des Konsumenten als  qua l i ta t iver  
V erbrauchskapazi tä t  w ürde  die Verbesserung und Verfeinerung 
der tatsächlichen Gebrauchswerteigenschasten der Verbrauchsgüter 
einen beträchtlichen F a k to r  steigender Konsumtivität bilden. V as  
bedingt eine quali ta t ive  Vervollkommnung der P ro d u k t io n ,  die 
m it der P roduktiv i tä tss te igerung im kapitalistischen Sinne nicht 
zu verwechseln ist. V as  Charakteris tikum der steigenden P ro d u k t iv ­
k ra f t  im kapitalistischen Produktionsprozesse ist ja der sinkende 
w e r t ,  d. H. die Verbilligung der P roduk te ,  weil durch p ro d u k ­
tivere Leistung die zur P ro d u k t io n  gesellschaftlich notwendige 
Arbeitszeit verm indert w ird und diese den w e r t  der einzelnen 
P roduk te  unm itte lbar  bestimmt. D a ru m  handelt  es sich hier in ­
dessen nicht, sondern um eine E rhöhung  der G ebrauchsw ertqualitü t 
durch eine höher qualifizierte P roduk t ion ,  die ihren Ursprung in 
einem höheren allgemeinen Niveau der Produktionsweise haben 
müßte.

J e  mehr und je höhere Bedürfnisse der Mensch ha t,  die er 
befriedigen kann ,  um so reicher ist er. Die kommunistischen V er­
braucher werden daher an  der S teigerung der Konsumtivität,



öie von der jeweiligen Entwicklungsstufe der Derbrciuchstechnil! 
n b h ä n g t ,  ein ebenso lebendiges oder vielleicht noch intensiveres 
Interesse hoben, a ls  bei kapitalistischer Wirtschaft die k a p i t a ­
listischen U nternehm er an der P roduk tiv i tä ts s te ige rung . Unders 
w ä re  es auch g a r  nicht denkbar, daß sie ü b erh a u p t  bewogen 
werden könnten, sich dem sie immer enger umstrickenden Z w ange  
gesellschaftlicher Regelung zu un terwerfen . Gemeininteresse und 
Ligeninteresse werden dabei in der Gesamtheit der höchsteigenen 
Interessen aller einzelnen Verbraucher identisch.

D er R om m unism us vollendet die Vergesellschaftung d e s 'm a te ­
riellen Lebensprozesses der menschlichen Gesellschaft. E r  dehnt das 
W erk  der gesellschaftlichen Regelung des wirtschaftlichen Lebens, 
das  der R a p i ta l i sm u s  b eg inn t,  und der Sozialismus for tführt ,  
au f  den gesamten Wirtschaftsprozeß au s .  Ruch der P ro d u k t io n s ­
prozeß w ird  allmählich un te r  Rufhebung der kapitalistischen 
Produktionsweise  von  der —  wahrscheinlich staatlichen und kom m u­
nalen  —  Gemeinwirtschaft um faß t ,  nachdem der P ro d u k t iv i t ä t s ­
g rad  der kapitalistischen Erzeugung der beliebig reproduzierbaren  
G üte r  zu höchster Vollendung gediehen, und neben diese in zu­
nehmendem Umfange eine ihr wesensungleiche, aus  steigender Ron- 
sumtivität hervorgehende, höher qualifizierte P ro d u k t io n  getreten 
ist. V a s  Gebiet des Verbrauchsprozesses aber  w ird  zum eigent­
lichen Zielpunkte der gemeinwirtschaftlichen In i t ia t iv e .  V a s  Gemein­
interesse e rh ä l t  in seiner kommunistischen F o rm  neue Triebkräf te  
au s  dem Eigeninteresse der Verbrauchergesamtheit , wodurch der 
wirtschaftliche Rnsporn der kapitalistischen P roduk t ionsw eise ,  der 
auf der vom R om m unism us vorausgesetzten Stufe des allgemeinen 
Güterre ichtums ohnedies keinen Platz m ehr hätte , entbehrlich wird.

Ver R om m unism us fü h r t  auch die Vergesellschaftung des 
Ronsumtionsprozesses a ls  solchen, d. H. a ls  verbrauchstechnischen 
Prozesses herbei, v i e  Höherentwicklung der Verbrauchstechnik 
erfordert  und bew irk t  eine gewisse Zusammenfassung oder V e r ­
einheitlichung des Verbrauchsprozesses, die dann  um gekehrt  die 
tatsächlichen V orbedingungen schafft für weiteren verbrauchstech­
nischen Fortschritt. O hne  die Verwirklichung des M om en tes  der 
Gesellschaftlichkeit und Gemeinsamkeit im technischen V erbrauchs­
prozesse w äre  eine fortschreitende S te igerung der Nutzkraft der 
Verbrauchsgüter nicht möglich. Z u r  vollständigen Verwirklichung 
der kommunistischen Zwecke w ird  daher im Laufe der Entwicklung 
die Rusdehnung  des Gemeineigentums auch auf die V erbrauchs­
güter erfordert  werden.



Kapitalistische, sozialistische und kommunistische Wirtschaft such 
ilicht nur sachlich oder begrifflich voneinander unterscheidbare 
Materien. Sie müssen vielmehr, da sie je eine gewisse Ent­
wicklungsstufe je der vorhergegangenen voraussetzen, auch zeitlich 
einander folgende Wirtschaftsepochen erfüllen. Vas schließt natür­
lich nicht aus, daß Übergänge stattfinden. Finden w ir doch auch 
schon in unserem kapitalwirtschaftlichen Zeitalter Ünsätze zu sozia­
listischer und kommunistischer Wirtschaftsweise.

Erst wenn die Tatsachen der sozialistischen und kommunistischen 
Wirtschaft in Jahrhunderte oder Jahrtausende langer Entwick­
lung vorliegen, wird das Material geschaffen sein, auf Grund 
dessen das weitere große Problem der Abhängigkeit der geistigen 
Erscheinungen des sozialen Lebens von seinen wirtschaftlich-mate­
riellen Grundlagen und der zweckmäßigen Ausgestaltung des 
ideellen Überbaues mit wirtschaftlich-materiellen Mitteln seiner 
Lösung näher zu führen sein wird.

5. Allgemeine sozialphilosophische Gesichtspunkte.

Es ist eine der Zache innewohnende Notwend igkei t ,  
woraus die im vorigen Abschnitt dargelegte historische Aufeinander­
folge oder Auseinanderfolge der kapitalistischen, sozialistischen und 
kommunistischen Wirtschaftsweise resultiert. Eine solche Notwendig­
keit des Gbjekts in der speziellen Form einer Naturgesetzmäßigkeit 
der wirtschaftlichen Tatsachen behauptete auch Marx, was aber 
seine von der hier vertretenen Auffassung wesentlich unterscheidet, 
ist seine Annahme, die Naturgesetzmäßigkeit bedinge eine bestimmte, 
unabänderlich aus den wirtschaftlichen Tatsachen folgende Tnt- 
wickelungslinie des wirtschaftlichen und sozialen' Lebensprozesses.

Die Marxsche Auffassung steht von vornherein mit bekannten 
Tatsachen der Erfahrung im Widerspruch.

Denken w ir uns einmal, neben einem Ztück Ackerland liege 
ein Zentner Weizensaatkorn! Lassen wir ihn da liegen, so ver­
fault das Korn naturgesetzmäßig, weht es der wind oder streut 
es ein törichter Zämann auf schlechten felsigen Noden, so gibt es, 
ebenfalls naturgesetzmäßig, eine kümmerliche Ernte, verstreuen 
w ir es dagegen sachgemäß auf den guten Ackerboden, so trägt 
es, wiederum naturgesetzmäßig, vielfältige, reiche Frucht. Es be­
stehen also verschiedene Mögl ichkei ten des Geschehens, die 

, sich sämtlich naturgesetzmäßig, jedoch, wenn man dabei als gesetz­
mäßig wirkendes Gbjekt nur Saatkorn und Vodenfläche betrachtet,

Io



nicht lediglich auf Grund der naturgesetzmätzig wirklichen Eigen­
schaften dieses Objekts verwirklichen bzw. erklären lassen.

5o will es aber die lNarxsche Theorie im Hinblick auf das 
soziale Objekt. Da sollen nur die konkreten wirtschaftlichen 
Tatsachen — die obendrein unter dem Gesichtspunkte der Natur­
gesetzmäßigkeit zu materiellen Wertkörpern oder waren zusammen­
schrumpfen — den Gang der Dinge und die Gesamtrichtung des 
wirtschaftlichen und sozialen Lntwickelungsprozesses gesetzmäßig 
bestimmen. Der Ntenschenkopf aber soll als mitbestimmender 
Wirklichkeitsgrund gänzlich ausgeschaltet sein.

Das ist ein Punkt in der Marxschen Theorie, der in dem 
von Marx vertretenen uneingeschränkten 5inne unmöglich richtig 
sein kann. Das muß selbst vom Standpunkte des natur­
wissenschaftlichen Materialismus zugegeben werden, gemäß welchem 
auch der menschliche Bewußtseinsinhalt in Gestalt der Mechanik 
der Gehirnsubstanz eine naturgesetzmäßige Realität äußert, die 
ebenso wohl gilt wie die Naturgesetzmäßigkeit der wirtschaftlichen 
Wertkörper. Demzufolge darf es wenigstens nicht grundsätzlich 
ausgeschlossen werden, daß eine gestaltende Einwirkung auf den 
sozialen und wirtschaftlichen Lebensprozeß möglich ist, die nicht 
in  w irtschaftlicher Gesetzmäßigkeit, sondern im Menschen­
geist oder, materialistisch ausgedrückt, im menschlichen 
G ehirn  ih ren U rsprung hat. Freilich kann die Einwirkung 
nicht eine Veränderung des naturgesetzmäßigen Geschehens als 
solchen herbeiführen, ebensowenig wenn es sich um wirtschaftliche 
Vorgänge, wie wenn es sich um das Wachstum des Weizens 
handelt. In  beiden Fällen lassen sich nur die Bedingungen ver­
ändern, unter denen sich das naturgesehmäßige Geschehen voll­
zieht. Marx bestreitet für das Gebiet des sozialen Lebens auch 
das, Er behauptet, daß die Bedingungen des sozialen Ge­
schehens in Gestalt der historisch entwickelten Tatsachen zu jeder 
Zeit unabänderlich gegeben seien, und daß eine Veränderung ihrer 
daraus resultierenden Wirkungsweise nicht möglich sei. Der Gegen­
beweis wird in der vorliegenden Schrift (vgl. Abschnitt IV>) durch 
Darstellung tatsächlicher anderer Möglichkeiten theoretisch erbracht, 
praktisch widerlegt würde Marx' grundsätzlicher Standpunkt durch 
die V e rw irk lichung  der dargestellten wirtschaftlichen Möglich­
keiten werden.

Der Gesichtspunkt der Naturgesetzmäßigkeit läßt demnach 
auf dem Gebiete des sozialen und wirtschaftlichen Lebensprozesses 
an sich verschiedene Möglichkeiten sozialgesetzmäßiger Entwickelung



offen. D avon  bezeichnet die Marxsche T heorie ,  die in ihren  
Konsequenzen die kapitalistische Wirtschaftsepoche unm it te lba r  in 
Gemeinwirtschaft m it  Gemeineigentum ausm ünden  läß t ,  n u r  eine, 
un ter  ganz bestimmten Bedingungen geltende. Line zweite w ird  
durch die im vorigen Abschnitte dargelegte Auffassung bezeichnet, 
wonach das  Gemeineigentum sachgemäß das P ro d u k t  eines stufen­
weise, durch prinzipiell verschiedene Wirtschaftsverfassungen fo r t ­
schreitenden Entwicklungsprozesses sein w ürde. D am it  soll aber 
nicht schlechthin bestritten werden , daß  auch eine Entwicklung in 
dem von INarx theoretisch vorausgesehenen S inne  an  sich möglich 
w ä re .  Möglicherweise sind die F orm en  der kapitalistischen W ir t ­
schaftsweise dehnbar  und au sw eitungs fäh ig  genug, daß  in ihnen 
nicht n u r  alle p ro d uk t iven ,  sondern auch die von M a r x  ü b er­
sehenen wirtschaftlichen und konsumtiven K räf te  zu hinreichender 
E n tfa l tung  hä tten  gelangen k ö nn en ,  um  die materiellen V o ra u s ­
setzungen für einen un m it te lb a r  anschließenden K om m unism us zu 
erfüllen. M i t  welchem Schaden fü r  die (Qualität des Menschen­
m ate r ia ls  diese —  von Zeit zu Zeit vielleicht durch ergebnislose 
versuche v e rf rüh te r  Herbeiführung des kommunistischen I d e a l s  
unterbrochene —  V erlängerung  der kapitalwirtschaftlichen Epoche 
verbunden sein w ü rd e ,  wollen w ir  h ier nicht untersuchen. Aber 
die M öglichkeit eines solchen übermächtigen B eharrun g sv e rm ög en s  
des reinen K ap i ta l ism u s  ist, solange ein andere r  sachlich möglicher 
W eg des w irtschaftens nicht e rk a n n t  w ird , zuzugeben.

Unrichtig ist n u r ,  auch naturwissenschaftlich, der Marxsche 
Grundsatz, daß die soziale und  wirtschaftliche Entwicklungslinie 
eine unabänderlich feststehende, a u s  Zw angsläuf igkeit  allein der 
wirtschaftlichen Tatsachen folgende sei, u n te r  die der Menschenkopf 
un ter keinen Umständen einen Abschlußstrich setzen könne. Es 
liegen eben grundsätzlich und tatsächlich verschiedene Entwicklungs­
möglichkeiten v o r ,  deren Verwirklichung in der einen oder der 
anderen  weise  von Zufälligkeiten des In e in a n d e rg re i f e n s  der 
speziellen, im sozialen O bjek t  wirklichen Uaturgesetzmäßigkeit 
einerseits und der allgemeinen und daher  auch im Menschenkopf 
w irkenden  Naturgesetzmäßigkeit andererseits ,  also . v o n  einem 
—  m an  k ann  in gewissem Sinne sagen —  s c h ö p f e r i s c h e n  
Zufall abhäng ig  ist. Die Vorbedingungen fü r ein fruchtbares 
w i r k e n  des Zufalls liegen hierbei außerordentlich günstig. D aß  
der Menschengeist —  der an  sich einen B ren n p u n k t  von Zufäll ig­
keiten in dem Sinne bedeutet —  schließlich im m er,  sei es 
spä ter ,  sei es f rü h e r ,  die sachlich zweckmäßigen Wege zu voll-



lwimneiier Entwicklung aller möglichen K n ltu rk rä f te  finden wird, 
ist nicht geradezu zwingend n o tw end ig ,  im Zinne von N a tu r ­
notwendigkeit ,  aber  durch gegebene tatsächliche B edingungen doch in 
hohem G rade  wahrscheinlich, gleichwie es wahrscheinlich ist, daß der 
Bckerbauer durch E r fa h ru n g  dahin gelangt, seine Kussaat auf dem d a ­
für geeigneten Boden zu machen, h a t  der menschliche Geist eine der 
Zache innewohnende Möglichkeit richtig erfaßt, so läß t  sich diese da ­
durch und n u r  dadurch verwirklichen, daß durch Herstellung der 
erforderlichen tatsächlichen B edingungen au s  der sachlichenMöglichkeit 
eine sachliche Notwendigkeit  w ird , die dann in den naturgesetzmüßigen 
P rozeß  aus läuf t .  'M a n  k a n n  d ann  nachträglich sagen, daß auch die 
technisch-konstruktive Voraussicht des menschlichen Bewußtseins am 
Ende doch n u r  durch die Eigenschaften des O bjek ts  bestimmt w a r .  
V a s  gilt  ebenso fü r das  w e izen k orn  wie fü r  eine einzelne k a p i ­
talistische U nternehm ung , wie auch für eine sozialistisch organisierte 
Volkswirtschaft. Über die Voraussicht im Bewußtsein gehört  doch 
mit zu den Voraussetzungen des Geschehens, von denen das, w a s  
wirklich geschieht, wesentlich abhäng t .

w i e  M a rx  g r u n d s ä t z l i c h  dar in  i r r t ,  daß a u s  dem Gesichts­
punk te  der Uaturgesetzmäßigkeit n u r  eine einzige sozialgesetzmäßige 
Lntwickelungslinie folgen müsse, so h a t  er in seiner Theorie  auch 
t a t s ä c h l i c h e  Umstünde dieses Werdeprozesses außer acht gelassen.

E r  stellte es so hin, a ls  ob materielle P ro d u k t io n  und m a ­
terieller Lebensprozeß der menschlichen Gesellschaft, der den ge­
samten sozialen, politischen und allgemein geistigen Lebensprozeß 
naturgesetzmäßig beherrschen soll, eins und dasselbe w ären .  
Uber die G üte rp ro du k t io n  ist nu r  eine von den drei Zeiten des 
materiellen Lebensprozesses, der die anderen  beiden, die G ü te r ­
verte ilung und der G üte rverbrauch ,  an Bedeutung  keineswegs 
nachstehen.

M a rx  scheidet dam it von v o rnhere in  Bestandteile des G egen­
standes seiner Theorie a u s ,  die wesentlich sind. V enn  seine 
T heorie ,  die m an  gemeinhin materialistische Geschichtsauffassung 
oder historischen M a te r ia l i s m u s  n e n n t ,  findet die Gesetzmäßigkeit 
des sozialen Lebens in der sozialen M a t e r i e .  D a  k ann  oder 
muß die Beschränkung auf  n u r  einen Teil des materiellen  P r o ­
zesses, selbst w enn  e tw a  der materialistische G rundgedanke  richtig 
ist, eine Unrichtigkeit oder Unvollständigkeit der Theorie zur Folge 
haben.

w i e  außerordentlich schwierig diese F ra g e  liegt, erhellt am 
besten d a r a u s ,  daß die von M a rx  nicht beachteten Bestandteile



der sozialen Ulaterie bis zur Gegenwart tatsächlich noch ganz 
unentwickelt sind, vorhanden sind zwar die Erscheinungen des 
verteilungs- und Verbrauchsprozesses in ihrer urwüchsigen, un­
geregelten und unzweckmäßigen Gestalt. Ihre eigene Entwickelungs- 
sähigkeit erhalten sie aber erst, wenn sie zum Gegenstände zweck­
mäßiger Regelung werden, und in der Eigenschaft sind sie uns 
bisher mehr oder weniger unbekannt.

Vas unentwickelte vild des verteilungs- und Verbrauchs­
prozesses, wie es in bisheriger Erfahrung erscheint, hat Marx 
zu der Annahme verleitet, ausschließlich der Produktionsprozeß 
enthalte die materiellen Rräfte oder Faktoren, welche die sozialen 
Lebenserscheinungen bestimmen.. Vas kann richtig sein, für jetzt, 
für das Gebiet aller bisherigen Erfahrung, und dennoch zugleich 
falsch, sofern und da Marx' Theorie für alle Zeit gelten soll. 
Ihre Unzulänglichkeit ist erwiesen, wenn die Erscheinungen des 
verteilungs- und Verbrauchsprozesses sich aus eigenen materiellen 
Entwickelungsursachen zu entwickeln vermögen, wie ich es im 
vorigen Abschnitte dargelegt habe.

vis zur vollendeten Entwickelung aller produktiven, w irt­
schaftlichen und konsumtiven Kräfte materieller Kultur werden die 
hieraus sich ergebenden Gesichtspunkte gegenüber sonstigen sozialen, 
politischen und allgemein geistigen Faktoren im Widerspruch letztlich 
immer als durchschlagend sich erweisen. Erst nach vollkommener 
Herausbildung der Materie des sozialen Lebens wird umgekehrt 
deren zweckbewußte Gestaltung nach ideellen Gesichtspunkten zu 
einem Wirklichkeitsproblem werden können, das dann im Vorder­
gründe der menschlichen Kulturinteressen erscheinen und in einem 
langen Entwickelungsprozesse unter Zurückdrängung seiner sozial­
materiellen vasis allmählich der Lösung entgegengeführt werden 
muß. Vas Ziel oder Produkt dieser Entwicklung bildet in for­
meller Hinsicht der Konventionalstaat — das Gesellschaftsideal der 
Anarchisten — , in materieller Hinsicht die Schaffung der tatsäch­
lichen und ideellen Ledingungen für eine Entfaltung der mensch­
lichen Persönlichkeit im Sinne vollkommener Freiheit.

vie hieran sich knüpfende grundsätzliche Frage nach einer 
eigenen, metaphysischen Realität der Ideen und selbständigen 
Ideenentwickelung läßt sich vom Gesichtspunkte der Ratur- 
gesetzmäßigkeit nicht beantworten. Eine Verminderung und dem­
nächst eine allmähliche Auslösung der naturgesetzmäßigen Abhängig­
keit der ideellen von den materiellen Elementen sozialer Kultur 
liegt aber in einem gewissen Sinne doch, nicht völlig außer dem



Bereich der Konsequenzen der Naturgesetzmäßigkeit, w i e  in einem 
P ro d u k t  der menschlichen Technik, beispielsweise in einer dynamischen 
Antriebsmaschine die N a tu rk rä f te ,  obwohl selbstverständlich gleich­
falls naturgesetzmäßig, dennoch in einem von der sonstigen W irk u n g s ­
weise der N a tu r  durchaus verschiedenen, dem starren Maschinen­
k ö rp e r  e ingepräg ten  Geiste w irk e n ,  so w ürd e n  auch e twaige 
künstliche Gebilde der sozialen M a te r ie  die materielle Basis für 
geistige Erscheinungen bilden k ö nn en ,  die trotz ih re r  m ateriellen 
B edingtheit  inhaltlich a u s  dem N ahm en  der N a tu rgew ordenhe i t  
heraussallen w ürden .

m.
Die Sozialdemokratie.

D er Sozialismus h a t  au ß e r  seiner verstandesmäßigen  oder 
wissenschaftlich-n auch eine gefühlsmäßige Seite. T rä g e r  der 
sozialistischen Sdee von der gefühlsmäßigen Seite her mit recht 
ve rw o rren en  Vorstellungen von der Art, der Nützlichkeit oder 
Notwendigkeit  sozialistischer Einrichtungen ist das  P r o l e t a r i a t .  
F ü r  die richtige Beurte i lung  der mit  dem Sozia l ism us zusammen­
hängenden politischen F ra g e n  ist es nicht unwichtig, sich k la r  zu 
machen, welche Bevölkerungskreise alle zum P r o l e t a r i a t  zu rech­
nen sind.

w e n n  m an  in dem Begriffe des P ro l e t a r i a t s  die besitzlosen 
Klassen zusammenfaßt, so g ibt  das  kein k la re s  Bild. I r g e n d  
e tw a s  besitzt heutzutage jeder P ro le ta r ie r ,  in der Negel eine H aus­
ha ltung  m it  eigenem H a u s g e rä t ,  Nentenansprüche, Nutzungsrechte 
und  anderes  mehr. L ohnarbeite r ,  die H aus und G ar ten  besitzen, 
sind nicht selten. M u ß  m an  sie trotzdem zum P ro le ta r ia t  rechnen? 
w i e  viel oder wie wenig muß jemand besitzen, um noch a ls  P ro l e ­
ta r ie r  passieren zu k ö nn en ?  w i r d  m a n  Hinwider den Reichs­
kanzler G rafen  E ap r iv i  desha lb ,  weil er (vgl. h a m m a n n ,  Der 
neue K urs)  kein v e rm ö g e n  besessen h a t ,  m it  in der R u b r ik  der 
m odernen P ro le ta r ie r  zählen wollen?

O der  soll m a n  den Besitz oder Nichtbesitz von  K a p i ta l  m a ß ­
gebend sein lassen? Und soll da das  geringste K ap i ta l ,  e tw a  ein 
Sparkassenbuch über  l OO bereits  a u s  einem P ro le ta r ie r  einen 
Kapitalisten machen?



Man sieht ohne weiteres, allein mit dem Merkmal des Nichi- 
besitzes von vermögen oder Kapital oder geldwerten Rechten läßt 
sich eine klare Anschauung des Proletariats nicht gewinnen. Zu 
einer scharfen Unterscheidung kommt man aber sofort, wenn man 
den Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Freiheit oder Unfreiheit zu­
grunde legt. Proletarier ist danach der wirtschaftlich Unfreie, 
der sich durch Dienstleistungen den notwendigen Lebensunterhalt 
erwerben muß. Die Klarheit der Begriffsbestimmung wird dadurch 
nicht beeinträchtigt, daß der Legrisfsinhalt ein flüssiger ist, weil 
der notwendige Lebensunterhalt keine konstante Größe darstellt, 
sondern tatsächlich — auch infolge wachsender Kulturbedürfnisse 
— variiert.

Der Kreis der Uicht-Proletarier wird hierdurch auf ein sehr 
kleines Häuflein eingeschränkt. Denn materiell völlig unabhängig 
sind nur wenige Prozent der Bevölkerung. Dazu kommt dann 
eine ebenfalls relativ kleine Mittelschicht, für die eine verminderte 
Abhängigkeit von ihren wirtschaftlichen Lebenserfordernissen an­
genommen werden kann. Alles übrige, die großeMasse ist proletarisch. 
Auch Angehörige der sogenannten höheren Berufsstände sind dem 
Proletariat hinzuzurechnen, sofern ihre berufliche Abhängigkeit eine 
durch ihre wirtschaftlichen Bedürfnisse bedingte ist. Die Bedingt­
heit kann dem Einzelnen und je nach der Berufsart mehr oder 
weniger fühlbar sein. Es läßt sich darüber streiten, ob allein die 
tatsächliche Bedingtheit den Begriff der wirtschaftlichen Unfreiheit 
schon erfüllt, oder ob dazu gehört, daß sie widerwillig empfunden 
wird. Aber das ist nebensächlich. In  beiden Fällen würde die 
tatsächliche Wurzel des Begriffsinhalts dieselbe sein.

Alle Proletarier in dem Zinne — und das mögen 90 oder 
mehr Prozent der Gesamtbevölkerung sein — sind in gleicher 
weise am Sozialismus interessiert, ob sie es wissen oder nicht. 
Zehr viele, ganze Berufsgruppen, breite Bevölkerungsschichten sind 
sich ihres im Grunde proletarischen Charakters nicht bewußt. 
Allerlei soziale und Ztandesvorurteile, wirtschaftliche und beruf­
liche Zonderinteressen sowie die Unklarheit über Wesen und Ziel 
des Sozialismus stehen dem Bewußtwerden des gemeinsamen prole­
tarischen Interesses im Wege.

So erklärt es sich, daß als Vertreterin des Proletariats und 
Trägerin der sozialistischen Idee bisher fast ausschließlich die 
Arbeiterklasse erschien. Auch im kommunistischen Manifest werden 
Lohnarbeiter und Proletarier als identische Begriffe gebraucht. 
Sachlich —  d. H. durch die wirtschaftlichen Tatsachen — ist das
4 N i e k e s ,  Kemeinwirtschaftlicher Kapitalismus.



nicht gerechtfertigt. Proletarier ist ein sehr viel weiterer begriff. 
Die Arbeiterklasse repräsentiert nur etwa die Hälfte des gesamten 
Proletariats.

Zwischen dem bürgerlichen Proletariat und dem Arbeiter­
proletariat bestehen Interessenverschiedenheiten. Gemeinsam aber 
ist beiden das proletarische Interesse an der Umgestaltung der all­
gemeinen Grundlagen des wirtschaftlichen Lebens, der Wirtschafts- 
Verfassung, im sozialistischen 5inne. An der Beseitigung der dem 
Kapitalismus von Uatur anhaftenden Hemmungen, die einer freien 
und reichen Entfaltung aller wirtschaftlichen Kräfte zu Nutzen der 
Gesamtheit entgegen stehen, sind die proletarischen Schichten des 
Bürgertums genau so interessiert wie die Arbeiterschaft.

Durch die tatsächlich vorhandene Interessengemeinschaft ist die 
wichtigste Vorbedingung für eine Einigung fast des gesamten 
Volkes in den grundlegenden Fragen der Sozialisierung gegeben. 
Nur was Sozialismus nun eigentlich ist, wie bei der Sozialisierung 
zweck- und sachgemäß zu verfahren ist, bedarf noch der Aufklärung.

Die erforderliche Aufklärung zu schaffen, wäre wohl die 
Sache der Sozialdemokratie als der politischen Partei der Arbeiter­
klasse gewesen. Diese Nächstliegende, notwendige Aufgabe ist aber, 
wie bekannt, bisher unerfüllt geblieben. Vielmehr ist umgekehrt 
die Sozialdemokratie im Laufe der Jahrzehnte ihrem alten sozia­
listischen Ideal untreu geworden.

Je höher die Kopfzahl und Macht der Sozialdemokratie an­
schwoll und je näher sie sich dem gelobten Lande gekommen fühlte, 
um so mehr haben ihre Führer angefangen zu zweifeln, ob es 
mit der Heilswahrheit des Sozialismus wohl im ganzen Umfange 
seine Richtigkeit haben wird. Die goldenen Berge des sozialistischen 
Zukunftsstaates erschienen ihnen, aus größerer Nähe betrachtet, 
allmählich selbst als Phantasiegebilde, die im nüchternen Tages­
lichte zerrinnen. In  vorausschauendem Verantwortlichkeitsbewußt­
sein wollten, sie vielleicht auch übertriebenen Erwartungen der 
Massen Vorbeugen. So wurde aus der Not eine Tugend gemacht. 
Wie und was an dem sozialistischen Gedanken praktisch durch­
führbar und erreichbar ist, erschien nur noch als Nebensache. 
Hauptsache wurde die Erlangung der politischen Macht durch die 
Lohnarbeiterklasse. Diese, die ursprünglich nur M ittel zum Zweck 
sein sollte, ist Selbstzweck geworden, und damit ist die Sozial­
demokratie ihrem ehemaligen Ideal im Innersten entfremdet.

In  den älteren Parteiprogrammen (Erfurt) galt der Marxsche 
Satz von dem „Übergange der Produktionsmittel in das Gemein-



e igen tum " noch a ls  H aup tg laubensart ike l .  D aß  der G l a u b e ^ A a n  ^  ^  
schließlich verloren  g ing ,  ist kein W under .  M a rx  l M A e n  ^ v i l  
seiner Lehre nicht nähe r  ausgeführt .  E r  t r i t t  a ls  L c h l u A - ^  ^  ^
folgerung au s  den Ergebnissen seiner ökonomischen Ltztwickelui?gK- ' ^  ^  L 
theorien  auf, die ihrerseits a ls  unrichtig nachgewiese^wuchden. , E  //

Die Marxsche Lehre w urde  in ihren w e s e n t l i c h e n ^ i l ^ < i M ^ ^ -  F" 
von der sozialdemokratischen Führerschaft fallen g e l a W ^  Wie 
wenig davon  übrig  geblieben ist, geht a u s  dem p ro to k c m ^ d ? -» - 
sozialdemokratischen P a r t e i t a g s  in W ürzb urg  ( 1 9 l 7 )  hervor.  D as  
M erkw ürd igs te  dabei aber  ist, daß auch keine neue M e inu n g  an 
die Ltelle der abge tanen  alten  gesetzt wird . E s  sieht so aus ,  als  
ob der W ürzb urge r  P a r t e i t a g  für den Zozialismus überh aup t  nu r  
noch wenig übrig  habe.

U n te r  der Überschrift „Die nächsten Aufgaben der P a r t e i "  
sind im P ro toko ll  vier grundlegende Ueferate abgedruckt, deren 
Ergebnisse wohl eine Art neuen P a r te ip r o g r a m m s  darstellen.
D avon  behandeln  drei wirtschaftliche, finanz- und sozialpolitische' 
Gegenstände. D o r t  müßte die F rage ,  ob und wie, mit  w a s  für 
Einrichtungen und in welchem M a ß e  die sozialistische Id e e  ihre 
praktische Leistungsfähigkeit betä tigen könnte, behandelt  sein. Ls 
ist nicht der Fa ll .  Der ganze P a r t e i t a g  scheint von dem V or­
handensein eines solchen P ro b le m s  nichts zu wissen.

I n  dem Ueferat  von Rudolf Wissel über die „sozialpolitischen 
A ufgaben" der P a r te i  ergeben sich zahlreiche ins einzelne gehende 
„F orde ru ng en  auf  sozialpolitischem G ebiete" ,  deren gedrängte  resü­
mierende Aufzählung fast fünf Druckseiten füllt, und die sich auf:

t .  Arbeiterschutz, insbesondere  Gesundheitsschutz, tägliche Arbeitszeit ,
N ach tarbei t ,  S o n n ta g s r u h e ,  Arbeiterinnenschutz, Schutz der  K inder  
u nd  Iug en d l ich en ,

2. Arbeiterversicherung,
3. öffentlichen Gesundheitsschutz,
4. S icherung des K oal i t ionsrech ts ,
3. N eu ges ta l tung  des Arbeiterrechts ,
b. Interessenvertretung der Arbeiterschaft,
7. Gewerbliche Schlichtungsstel len,
8. A rb e i t s v e rm i t t lu n g  und  Arbeits losenfürsorge ,
9. Armenwesen,

10. Iu g e n d fü r s o rg e .
11. l v o h n u n g s fü r so rg e ,
12. Neichsamt fü r  Soz ia lpo l i t ik  und
13. M a ß n a h m e n  zugunsten der  K r iegs te i lnehm er  und Kriegsbeschädigten

erstrecken. V a s  ist natürlich an und für sich ein wertvolles M a te r ia l  
für Regiernng und Gesetzgebung. Die sozialdemokratische ^



bewegt sich damit in den L ahnen  der Tätigkeit  von Handels-,  
Handwerks- und Landwirtschaftskannnern und anderen Interessen­
vertretungen, die den Lehörden die Ledürfnisse der von ihnen  
vertretenen Levölkerungskreise näher bringen, w a s  zum sachgemäß 
fortschreitenden 5lusbau auf gegebener Grundlage dienlich ist. Die  
Hauptfrage des Soz ia lism u s  aber nach der Schaffung neuer Grund­
lagen für eine weitere Entwickelung wird damit nicht berührt.  
L s  ist lediglich eine Liste vermehrter Ansprüche und Forderungen  
zugunsten des Arbeiterstandes, die ohne jeden Zusammenhang mit 
dem Soz ia l ism u s  a ls  wirtschaftlichem Prinzip aufgestellt ist.

Der von Heinrich L unow  erstattete Lericht über „die nächsten 
Aufgaben der Wirtschaftspolitik" handelt über

t .  Umschaltung des lv i r tschaf tsge tr iebes  m ährend  des Urieges,
2. Uückkehr z u r  F riedensw ir tschaf t ,
3. Uohstoffversorgung in der  Ü bergangsw ir tschaft ,
4. Lebensmitte lbeschaffung nach dem Kriege,
5. H ebung  des Tie fs tandes der  deutschen V a lu ta ,
6. W iederhers te l lung  der  deutschen Handelsflo t te ,
7. U n te r b r in g u n g  der  he im kehrenden  K äm p fe r  in I n d u s t r i e -  und 

k iandelsbetr ieben ,
8. B e te i l igung  der  Arbeiterschaft  a n  der Ü b e rg a n g so rg a n is a t io n ,
y. Fortschritte der  industr ie llen K o nzen tra t ion ,

10. P r i v a tm o n o p o l  und  S ta a t s m o n o p o l ,
11. G es ta l tung  des A u ß en h an d e ls  nach dem Kriege und
12. A ufgaben  der  H an d e lspo l i t ik

in sehr interessanter Weise, aber ganz in dem Lahm en, wie  bürger­
liche P olit iker  dieselben Gegenstände behandeln würden. I n  dem 
Abschnitte über „P r iv a tm o no p o l  und Staatsm onopo l"  wird der 
Grundsatz ausgesprochen, daß „im allgemeinen . . .  die Verstaat­
lichung der P roduktion  selbst, also das staatliche P ro d u k tio n s­
monopol,  anzustreben" sei.

Doch „ k a n n  es im m erh in  a u s  bes t immten politischen u nd  wirtschaft­
lichen G rü n d e n  zunächst fü r  den S t a a t  v o r te i lh a f te r  sein, dort ,  w o  sich 
feste S y n d ik a te  h e ra u sg e b i ld e t  haben ,  diese lediglich u n te r  seine Kontro lle  
zu stellen, den angeschlossenen W erk en ,  wie b ishe r ,  die P r o d u k t i o n  zu 
überlassen, ihnen  a b e r  die P ro d u k t e  zu bes t immten m ä ß ig en  P re isen  a b ­
z unehm en  und n u r  den V er t r ieb  in  eigene R egie  zu üb e r fü h ren ,  also 
n u r  V er t r ieb s - ,  H ande ls -  oder Zw ischenhande lsm onopole  zu errichten.

Selbstverständlich ist, daß  die S o z ia ld e m o k ra t ie  bei der  Ü b er fü h ru n g  
p r iv a t e r  M o n o p o le  in  den S ta a t s b e t r i e b  s t e t s  b e s t i m m t e  w i r t s c h a f t s ­
p o l i t i s c h e  u n d  s o z i a l p o l i t i s c h e  S i c h e r u n g e n  v e r l a n g e n  m u ß .  
D agegen  h ab e n  al lgemeine B edenken  gegen die F ö rd e ru n g  des sogen. 
S ta a t s s o z ia l i sm u s ,  w ie  sie v o r  dem Kriege im m er  w ieder  geltend gemacht 
w u rd e n ,  heute noch w en ige r  B erechtigung a ls  d a m a l s ;  denn der  w eitere  
L n tw ickelungsfortschri t t  w i rd  nicht in einem chaotischen Zusammensturz 
des kapital istischen Wirtschaftssystems u nd  der  e x p ro p r ia t iv en  Ü b ern ah m e



der kapital ist ischen P ro d u k t io n s m i t t e l  durch das  z u r  L ta a t s d i k t a t u r  ge­
lan g te  P r o l e t a r i a t ,  sondern in der  H e ra u s b i ld u n g  einer  neuen ,  technisch 
un d  organisatorisch höherstehenden kapitalistischen Lntw ickelungsphase  
bestehen, m i t  der jedoch eine zunehm ende  D e m okra t is ie rung  un d  S o z ia l i ­
s ierung des S t a a t e s  e inhergeh t ,  und z w a r  letztere vornehmlich durch 
Ü b er fü h ru n g  im m er  w e i te re r  Zw eige  der  P r iv a tw ir t sc h a f t  in den S t a a t s ­
be tr ieb ."  (P ro to k o l l  des lD ü rz b u rg e r  P a r t e i t a g s ,  5 .  159 —l60 .)

D aß  das staatliche P roduk t ion sm o no p o l  „anzustreben" sei, 
ist ein verwässerter M arx ism us .  D er Marxsche Lehrsatz, daß die 
Verstaatlichung der P roduk t ion sm it te l  na tu rno tw end ig es  E n t ­
wicklungsergebnis sei, schnitt jeden E in w an d  im vorh ine in  ab. 
Die B ehaup tung , die Verstaatlichung sei anzustreben, fü h r t  selbst­
verständlich sofort zu der großen, dann  zunächst ungelösten Hrage: 
w a ru m ?  W enn  von der Verstaatlichung ein besonderer wirtschaft­
licher Nutzen zu e rw ar ten  w ä re ,  der es lohnte , daß m an  die 
starke Triebfeder des Unternehmerinteresses ausschaltet, so müßte 
das  in augenfäll igen tatsächlichen M om enten  irgendwie ersichtlich 
sein und un m it te lb a r  einleuchten. D as  ist aber  nicht der Fall.  
V as  Eunowsche Neferat  geht auf diesen entscheidenden P u n k t  
ü b erh a u p t  nicht ein. v ie lm ehr kommen ganz andere  Gesichts­
punkte  zum Vorschein.

Die U nternehm erverbände  sollen u n te r  staatliche Nontrolle  
gestellt, die P ro d u k te  ihnen „zu bestimmten m ä ß i g e n  Preisen" 
abgenommen werden, und bei der Verstaatlichung muß die Sozia l­
demokratie  bestimmte „wirtschafts- und sozialpolitische Sicherheiten" 
verlangen .  D abei ist die „Sozia ldem okra tie"  natürlich a ls  V er­
tre te rin  der Arbeiterklasse gemeint. Also Veschneidung des N apita l-  
p rofits  und Sicherung von Vorteilen fü r  die Arbeiterklasse! M i t  
solchen „wirtschaftlichen" P rinz ip ien  w ürde  sich die künftige sozial­
demokratische Volkswirtschaft unmöglich glänzend oder auch nu r  
gesund entwickeln können. W er sichert die Arbeiterklasse gegen die 
wirtschaftlichen Nachteile, die ihr indirek t d a d u r c h  erwachsen? 
W oher  soll das  zu bescheidener D ürft igkei t  verdam m te  N a p i ta l  die 
K ra f t  nehm en , die Kriegslasten zu t ra g e n ?  U nd  w er  sichert die 
Arbeiterschaft gegen die d a r a u s  sich ergebenden Konsequenzen?

V a s  W enige, w om it die klaffende sozialistische Lücke a u s ­
gefüllt ist, läß t  es erst recht offenkundig werden, daß die sozial­
demokratische Führerschaft ga r  keine Vorstellung davon ha t,  daß 
der Sozialismus ein P r in z ip  von großer wirtschaftlicher Frucht­
b a rk e i t  en thä l t .  An dessen Stelle lä ß t  sich der P a r t e i t a g  den 
vielleicht agitatorisch w irksam en , aber  sich selbst aufhebenden, 
naiven  proletarischen Interessenstandpunkt zur Richtschnur dienen.



I m  L in k la n g e  m it  diesen wittschaftspolit ischen Gesich tspunkten  
befinden sich die Richtlinien,  zu d enen  W ilh e lm  R eil  in seinen 
A u s fü h ru n g e n  ü b e r  „Die  k ü n f t ig e  F in a n z p o l i t ik  des Deutschen 
Reiches" g e la n g t :

t .  L e i  allen steuerlichen M a ß n a h m e n  ist die A r b e i t s k r a f t  und  d a ­
m i t  die Existenz des einzelnen I n d i v id u u m s  zu schützen.

2. Die g roßen  V e r m ö g e n s v e r s c h i e b u n g e n ,  die der  R r ieg  bew irk t  
hat , sind möglichst auszugleichen durch Z u r ü c k f ü h r u n g  d e r  v e r ­
m ö g e  n s g e w i n  n e  i n  d i e  R e i c h s k a s s e .

3. Rlles p r i v a t v e r m ö g e n  ist von e iner  M indestg renze  an  zu einem 
nach der  Leis tungsfäh igkei t  abzustufenden  S c h u l d e n t i l g u n g s ­
b e i l r a g  h e ranzuz iehen .

4. Die progressive E i n k o m m e n s t e u e r  ist au f  eine reichsgesetzlichc 
G r u n d la g e  zu stellen, nach sozialen Gesichtspunkten auszugesta l ten  
und  zu verschä rfen  ̂ d as  Reich ist a n  ih ren  E r t r ä g e n  zu beteiligen.

5. Ruch die V e r m ö g e n s s t e u e r  ist reichsgesetzlich zu o rdnen  u n d  p r o ­
gressiv a u s z u b a u e n  zum Zwecke der  scharfen v o r a u s b e la s tu n g  der 
V erm ögensren te .

6. Die E r b s c h a f t s s t e u e r  ist au f  R in d e r  un d  E h eg a t ten  a u s zu d eh n en ,  
die Steuersätze sind zu verschärfen, besonders bei  L rb an fä l len ,  die sich 
mit  schon v o rh a n d e n e m  großen  v e r m ö g e n  verschmelzen, ein sozial und 
bevölkerungspoli t isch  w irksam es  E r b r e c h t d e s R e i c h s i s t  e inzuführen .

7. Zw eige  des W ir tschaf ts lebens ,  die sich ih re r  R a t u r  u n d  ih rem  E n t ­
wicke lungsg rad  nach d azu  besonders e ignen, sind in  die V e r w a l ­
t u n g  d e s  R e i c h s  zu übe rn eh m en ,  d a m it  die R a p i ta l r e n te  u n d  der 
V or te i l  ra t ione l le r  Be tr iebsweise der  Reichskasse zugesührt  w erden .

G egen  einige Reichsm onopole  —  fü r  W irtschaftszweige,  „die 
sich i h re r  R a t u r  u n d  ih rem  L n tw ic k e lu n g sg ra d e  nach dazu  besonders  
e ig n e n "  — ist, w e n n  m a n  n u r  a u s  wirtschaftlich-tatsächlichen 
G r ü n d e n  ur te i l t ,  so viel  nicht e inzu w en d en .  R u r  sollte nicht v e r ­
gessen w erd en ,  d aß  die V ers taa t lichung  a u ß e r  V o r te i len  ra t io n e l l e re r  
B e tr iebsw eise  auch Rachteile, in sbesondere  durch d a s  ve rschw inden  
des U n te rnehm er in tere sses ,  zu r  Fo lg e  h a t .  Ruch steht dem, w a s  
a n  R a p i t a l r e n te  fü r  die Reichskasse dabei  zu g e w in n e n  ist, ein 
A usfa l l  a n  s t e u erk rä f t ig en  u n d  volkswirtschaftl ich nützlichen p r i v a t ­
kapitalistischen Existenzen g egenübe r ,  dessen T r a g w e i te  f ü r  d a s  w i r t ­
schaftliche u n d  fiskalische G esam tre su l ta t  nicht unterschätzt w e rd en  d a rf .

R u s  diesen u n d  a n d e re n  G rü n d e n  e rg ib t  sich, abgesehen von  
der grundsätzlichen F r a g e ,  u n t e r  den g e g e n w ä r t ig e n  Verhältn issen  
die a llgem eine  Richtl in ie :  nicht möglichst v ie le ,  sondern  möglichst 
w en ige  Reichsm onopole .

Ruch die finanzpolit ischen Richtlinien des W ü r z b u r g e r  P a r t e i ­
t a g e s  ze igen ,  d a ß  die sozialdemokratische Führe rschaf t  dem sozia­
listischen G e d a n k e n  keine g roße  Leis tungsfäh igkei t  z u t r a u t  und



keine g ro ß e  Rechnung d a r a u f  macht. U nd  w eil  dem so ist, t r i t t  
eine so na ive ,  jede an d ere  Uücksicht un d  E r w ä g u n g  ansschaltende V e r ­
t re tu n g  des prole tar ischen  In te re sse n s ta n d p u n k te s  in die Erscheinung, 
die jede steuerliche B elas tung  der Urbeiterklasse  a b w e h r t  und  u n ­
b e k ü m m e rt  eine schrankenlose, teilweise der E n te ig n u n g  gleich­
kom m ende  B e la s tu n g  der Uapita l is tenk lasse  b e fü rw o r te t .

D a v o n ,  daß  die sozialistische I d e e  durch ih ren  sachlichen (be­
h a l t  be ru fen  sein kö n n te ,  a u s  den R u in e n  de r  wirtschaftlichen 
U r ie g sw i rk u n g e n  neues  Leben zu entwickeln,  d a ß  sie ke in  b loßes  
V e r te i lu n g sp r in z ip  ist, sondern d aß  sie geben k a n n ,  ohne zn 
n e h m e n ,  nn d  z w a r  viel  geben k a n n ,  w e iß  d a s  P ro to k o l l  des 
W ü r z b u r g e r  P a r t e i t a g s  nichts zu melden.

M i t t l e rw e i le  ist die M e h rh e i t s so z ia ld e m o k ra t ie  zur politischen 
Herrschaft g e la n g t .  Sie b ew eg t  sich a u f  dem N iv e au  der W ü r z ­
b u rg e r  U nschauungen.  D a s  ist n u n  allen d en en ,  die a n  den 
S o z ia l i sm u s  g e g la u b t  h a t t e n ,  zu w en ig .  Die  U n a b h ä n g ig e  S o z ia l ­
de m o k ra t ie  andere rse i ts ,  die ih rem  sozialistischen G la u b e n  t reu  ist, 
will  die ra d ik a le  V ers taa t l ichung .  D a  diese, w e n n  sie wirklich 
praktisch d u rc h fü h rb a r  w ä r e ,  m eh r  Schaden a ls  Nutzen b r in g en  
w ü r d e ,  h a t  a b e r  w ie d e ru m  die M e h rh e i t s s o z ia ld e m o k ra t ie  Recht, 
w e n n  sie den W eg  nicht beschreitet, der zunächst wahrscheinlich in 
ein wirtschaftliches L h a o s  fü h ren  und  d a m it  enden  w ü rd e ,  d aß  es 
nach e in igen  J a h r e n  dem P r o l e t a r i a t  schlechter gehen  w ü rd e  wie 
je zuvor.

So  steht zur  Zeit  des Erscheinens dieser Schrift  die sozia­
listische R e v o lu t io n  Deutschlands u n t e r  dem Zeichen eines eN aa tu^
v i t io s n s .

IV .

Die Verwirklichung 
-es  sozialistischen wirtschastsprinzips.

I. Gemeinwirlschaftlich-kapitalistischer vodenwertzuwachs.
Die e inzige wirtschaftlich-produktive I d e e ,  die sich in unserer Zeit  

mit ersichtlichem und immer noch zunehm en dem  Erfolge  G eltun g  v er ­
schafft hat, ist der R l e i n s i e d e l u n g s g e  d a n k e .

w ä h r e n d  durch den Krieg ungeheure w e r t e  vernichtet sind, die 
e igenen  Kriegskosten u n s  schwer bedrücken, feindliche Kriegslasten den 
Druck vielleicht noch vermehren werden, und die Missichten für unsere w i r t ­
schaftliche w e r te r z c u g u n g  w egen  deren A b h än g ig k e i t  v on  Rohstofszufuhr,



überseeischein Absatz usw. die denkbar trostlosesten sind, während man 
sich fragen muß, wo die Werte Herkommen sollen, deren Deutschland 
zur eigenen Existenz, zur Heilung unermeßlicher Schäden und zur Er­
füllung noch unübersehbarer Verpflichtungen notwendig bedarf, während 
man sich verzweifelt fragen muh, ob nicht die völlige nationale Selbst­
aufgabe, klnarchie, Gift, Mord und Totschlag vielleicht doch die natur­
notwendige Auflösung des entstandenen furchtbaren vilemnias be­
deuten, — während das der Zustand ist, in dem sich die deutsche Volks­
wirtschaft besindet, da kommen die Leute und tischen dem deutschen 
Volke das Meiusiedelungswesen auf. E ine w irtsch a ftsp o litisch e  
Id e e , die das N ive a u  der n a tio n a le n  W e rte rze u g u n g  nicht 
e rhöh t, sondern herabdrückt.

In  je weiterem Umfange der rein in d iv id u a lis tis ch e  Nlein- 
siedelungsgedanke verwirklicht wird, in um so größerem Maße wird da­
durch die innere Eutwickelungskraft unserer Volkswirtschaft geschwächt. 
Ieder Meinsiedler wird für sich auf ein bestimmtes dürftiges Wertniveau 
festgelegt — wobei es gleichviel ist, ob man an den Kleinbauern oder 
an den Gartenstadl-Meinsiedlcr oder dgl. denkt — und scheidet daniit 
als Bestandteil oder Faktor anderweiter gesellschaftlicher Entwickelungs­
möglichkeiten aus. Die vermehrte Werterzeugung und Wertsteigerung, 
deren die deutsche Volkswirtschaft heute so dringcud bedarf, kann nicht 
in dem kümmerlichen M ilieu des Meinsiedlers stattfinden.

Es bedarf dazu vielmehr eines ko lle k tiv is tisch e n  Nahmen?, 
der zilsam men saßt, was sich an w irts ch a ftlich e r Z ie lr ic h tu n g  
z u s a m m e n f a f s e n  l ä ß t .

In  diesem Sinne sind die nachstehend entwickelten Ideen zu einem 
Massenbesiedelungsunternehmen zu verstehen, das seinem Wesen und 
seinem Ziele nach sozialistisch ist, selbst dann, wenn cs in allen Teilen 
ausschließlich erwerbskapitalistisch betrieben wird. Manches spricht wohl 
dafür, daß dabei früher oder später wenigstens der Grund und Boden 
als vorzüglichstes Akkumulationsobjekt gemeinwirtschaftlicher werte in 
staatliches oder kommunales Eigentum übernommen wird. Grundsätzlich 
notwendig ist es aber nicht. Der allen Einzelwirtschaften zugute kom­
mende gemeinwirtschaftliche Zweck und Erfolg des Unternehmens wird 
auch ohnedies erreicht, weil sich das aus dem kollektivistisch-organischen 
Zusammenhang der tatsächlichen wirtschaftlichen Einrichtungen von selbst 
ergibt.

Ideen zu einem großstädtischen Vefiedelungs- 
unternehmen.

Daß in den Städten mit zunehmender Debauung der Loden­
wert sich vervielfacht, bedarf keines besonderen Nachweises. Ls 
ist eine bekannte Tatsache. Für einzelne Grundstücke läßt sich 
die Wertsteigerung auch unschwer feststellen. Handelt es sich je­
doch um die Frage, welche Wertsteigerung durch die Lebauung 
irgendeiner großen Stadt im ganzen — gegenüber dem un­
bebauten Gelände — bewirkt ist, so ist es schwierig, zu einer 
einigermaßen genauen und zuverlässigen Antwort zu gelangen.



Kompliziert wird die Frage weiter noch dadurch, daß nicht nur 
die bebauten Stadtteile selbst, sondern überdies ein breiter Gürtel 
Landes um die Stadt herum mehr oder weniger im werte steigt.

Die Stadt Cassel beispielsweise steht mit ihren bebauten Teilen 
auf rund 6 O l0000 qm lZodenfläche, wobei hausgürten und Höfe 
eingerechnet sind, Straßen, Plätze, Tisenbahnwege usw. dagegen 
nicht.*) Den wert dieses Terrains unter Ausschluß des Gebäude­
wertes zu berechnen, wird durch den Umstand erschwert, daß Ge­
bäudewert und . Grundstückswert kaum voneinander zu trennen 
sind. Der Gesamtwert der bebauten Grundstücke, also des 
Lodens und der Gebäude, läßt sich nach dem Ertrage der städti­
schen Gebäudesieuer schätzungsweise ermitteln. Der Gebäudesteuer­
ertrag belief sich im Jahre l 9 l l  auf l l l8 8 4 5  w k. Erhoben 
wurden von Gebäuden im allgemeinen 6"/o, von gewerblichen 
Uäumen 3"/,) des Uutzungswertes. Der wert der gewerblichen 
Uäume dürfte wenigstens K-o/o (höchstens l5"/o) der Gesamtheit 
der Gebäude ausmachen, w ird  hiernach roh angenommen, daß 
von dem Gesamtsteuerertrage
auf Gebäude im a llgem einen ................... .......... 998845 lllk .
ans gewerbliche R ä u m e ............................................................l20000 „

zu rechnen sind, so würde der Uutzungswert
der Gebäude im allgemeinen (aus berechnet) aus . lbb474l7 Mb.
der gewerblichen Räume (aus 5"/g) a u f . 4000000 „

zusammen aus 206474l7 Ml;^

sich stellen. Kapitalisiert man diese Summe unter der Annahme, 
daß der Nutzungswert durchschnittlich bei Gebäuden b'/VV,, be­
trage, so ergibt sich als Gesamtwert der bebauten Grundstücke im 
Stadtkreise Tassel die Summe von

375 407 600 Mark.
Der Lrandkassenwert sämtlicher Gebäude in der Stadt Lasse! wird für 
den gleichen Zeitpunkt auf 575 966700 INK. angegeben, stimmt also 
mit der aus dem Nutzungswerte berechneten Ziffer genau überein.

Diese vollkommene Übereinstimmung, die rein zufällig ist, 
nötigt zu der Erläuterung, daß sie natürlich nur die ungefähre 
Nichtigkeit der Schätzung aus dem Gebäudesteuerertrage beweist. 
Eigentlich müßten die Ziffern gerade voneinander abweichen.
Der Vrandkassenwert müßte weit niedriger sein, da er angeblich

*) Die im folgenden verwendeten Zahlenangaben sind zumeist den 
von mir amtlich herausgegebenen sechs Jahrgängen der Lasseler Statistik 
entnommen.



den reinen tatsächlichen G ebändew ert  darstellt -  w a s  er freilich 
faktisch nicht ist — , w ähren d  im Nutzungswert  die Bodenrente  
mit en tha l ten  gedacht w erden m uß. Die Übereinstimmung der 
beiden Zahlen  ist daher —  insoweit sie n ic h t  zufällig ist —  m ehr 
nu r  ein Beleg dafü r,  daß der Brandkassenw er t  vielfach, vielleicht 
sogar in der Negel auf Betreiben der hypo th ek en g läu b ig e r  reich­
lich hoch angenomm en wird , und daß im ganzen w ohl doch der 
Nutzungswert auch fü r die Brandkasse bestimmend ist.

I n  der geschätzten Napitalsumme von rund  3 7 5  M ill.  Nlk. 
sind G ebäudew ert  und B odenw ert  zusammengefaßt, w iev ie l  d a ­
von auf den reinen G ebäudew ert  und wieviel auf den G ru n d ­
stückswert entfällt, ist nicht festzustellen. M a n  ist h ierin  wiederum 
auf rohe Schätzungen angewiesen. Linen A nh a l tsp un k t  bieten die 
bei Grundstücksverkäufen erzielten Preise. Danach ist derzeit das  
billigste B au la n d  an  der P e r iph e r ie  der S ta d t  zum Preise von 
6 bis 8 M k . p r o  l q m ,  und zw ar im Norden  und Osten, zu haben . 
I m  Westen kostet l qm  schon in w eniger günstiger Lage (an 
Seitenstraßen) 2 0  bis 25 M k .  I m  S ta d t in n e rn  aber sind die Preise 
natürlich bedeutend höher. Beim v e rk a u f  des alten  N egie run g s­
gebäudes am  Nönigsplatz, das d ann  abgebrochen w urde , um dem 
N eubau des hessischen B ankvere ins  Platz zu machen, kostete der 
qm  5 3 8  M k .  I n  anderen  Fällen, a n  der Nönigstraße, sollen 
noch höhere Preise erzielt sein.

Nus sämtlichen (4 1 6 )  in drei J a h r e n  bew irk ten  freihändige»  
V erkäufen  u n b e b a u t e r  Grundstücke ergeben sich —  wobei die 
v ier vom S tad tkerne  entfern t liegenden, zum Teil noch ländlichen 
V ororte  W ahle rshausen ,  Nirchditmold, Nothenditmold und B e t ten ­
hausen besser außer  Betracht bleiben —  die folgenden Durchschnitts­
werte ,  die au f  den tatsächlich gezahlten Preisen beruhen:

im S ta d t te i l  l q m  kostete durchschnittlich in  den I a h r e n
1909 1910 1911

F ra n k fu r te r -V ie r te l  . ......................... 21 M k . 5 M k . 31 M k .
Südl.  O b ers tad t  . . .........................  294 .. 439 —
N ördl.  O b ers tad t  . . ......................... 71 4« ,, 29
Ü l t s t a d t ......................... .................. 41 „ 41 „
U n te rn e u s ta d t  . . . .................. 6 ,, 14 „ 11 ..
I v e s e r t o r ......................... .........................  10 „ 12 „ 18
holländisches T o r  . . .........................  7 „ 5 „ 5 „
h o h e n z o l le rn -v ie r t e l  . .........................  — 55 ,, 37 „
W e in b e rg -N ä n ig s to r  . ......................... 27 „ 25 „ 30 „
Ü l t - Iveh lhe iden  . . 0 9 .. .39
ü e u - tv e ls th e id eu  . . ......................... 00 „ 30 „ 00 „

I n s g e s a m t  (Olt-Lassel l W ehlhe iden)  23  M k . 24 INK. 15 M k .



Im  Gescimidurchschnitl der drei Jahresumsätze stellte sich der 
Preis für unbebaute Grundstücke auf rund 20 N1K. pro t qni. 
Diese Ziffer bleibt zweifellos hinter dem wirklichen Durchschnitts­
wert des bebauten Geländes überhaupt, vielleicht sogar nicht un­
beträchtlich, zurück. Venn ein Umsatz unbebauter Grundstücke 
findet zumeist doch nur noch in gewisser Entfernung von dem 
gerade die höchsten Vodenwerte erzeugenden Stadtzentrum statt.

w ird  mm aber in Ermangelung anderer Unterlagen der 
Durchschnittswert mit 20 INK. zugrunde gelegt, also wahrscheinlich 
zu niedrig angenommen, so würde sich daraus für die Stadt im 
ganzen ausschließlich der vier ländlichen Vororte als Gesamtwert 
des reinen Grund und Bodens, auf dem die bebauten Stadtteile 
stehen, die Summe von (4Z30 000 X 20,00

86600000 MK.
ergeben. Dabei ist die bebaute Bodenfläche allein des Stadtkerns 
(Mt-Lassel und Wehlheiden) mit 4 330 000 epn in die Nechnung 
eingesetzt.

Diese rund 87 Millionen Mark sind der wert, der lediglich 
durch das Unschwellen der Bevölkerung nach einem Punkte hin 
hervorgebracht ist. Ls ist ein wert, der nicht produziert wurde 
und daher auch keine Produktionskosten verursacht hat, sondern 
der akzidentiell entstanden ist, bei dem allmählichen Emporwachsen 
einer Stadt von 130 000 Einwohnern Ult-Eassel -K Wehlheiden).

In  Eassel ist dieser Wertzuwachs das Ergebnis einer anfäng­
lich überaus langsamen Entwickelung. Erst in den letzten vier 
Jahrzehnten — seit der Einverleibung in Preußen — hat sie ein 
schnelleres Tempo eingeschlagen.

Daß sich die Entwickelung einer Stadt von solcher Größe unter 
günstigen Umständen auch in sehr kurzer Zeit vollziehen kann, dafür 
lassen sich eine ganze Ueihe von Beispielen anführen. Ein gutes 
Beispiel bietet sich in Berlin-Wilmersdorf. IPilmersdorf hatte

a m t .  Dezember Einwohner: am I .  Dezember Einwohner:
1871 1626 1895 14351'
1875 2367 1900 30671
1880 2911 ! 1905 63668
1885 3616 1910 I097 I6
1890 5164 i 1913 138505

Wilmersdorf hat, wie hieraus zu ersehen ist, in dem kurzen Zeit­
räume der letzten 20 Jahre seine Einwohnerzahl aus kleinsten 
Unfängen heraus um rund 130000 vermehrt.



Ls ist daher nichts, w a s  gänzlich au ße r  dem Bereich ge­
gebener E rfahrungstatsachen  liegt, wenn die Hrage aufgeworfen 
w ird , ob nicht die E n t w i c k e l u n g  e i n e r  G r o ß s t a d t  a u f  b i s ­
h e r  u n b e b a u t e m  G e l ä n d e  u n d  d e r  d a d u r c h  zu  e r z i e l e n d e  
B o d e n w e r t z u w a c h s  z u m  G e g e n s t ä n d e  e i n e s  U n t e r n e h m e n s  
g e m a c h t  werden könne.

Z u r  Durchführung eines U nte rnehm ens  dieser wie jeder 
ändern  U rt  ist in der Hauptsache n u r  zweierlei erforderlich: 
K a p i ta l  und Ulenschen. E s  soll im weiteren zunächst untersucht 
werden, wieviel K a p i ta l  und wieviel Ulenschen dazu gehören, 
um die A usdehnung des O bjek ts  bis zur E r lan g u ng  selbständiger 
Lebens- und  Lntwickelungsfähigkeit  zu bewirken.

Die Unsiedlung von M e n s c h e n  müßte in einem möglichst 
kurzen Zeitraum  herbeigeführt  werden . N)as das Mögliche ist, 
lä ß t  sich schwer bestimmen. I n  den drei J a h r e n  i  9 1 0 / 1 3  ha t  
W ilm ersdorf durchschnittlich seine E inw ohnerzah l  um je 1 0 0 0 0  
jährlich verm ehr t .  I n  einem Ze itraum  von 10 bis 15 J a h r e n  
ist danach schon nach b isheriger E r fa h ru n g  die Entstehung einer 
Großstadt von  über  100  0 0 0  E in w o h n e rn  an  und fü r  sich m ög­
lich. Die Herbeiführung der Einwohnerschaft müßte natürlich zum 
w e itau s  g rößten  Teile auf dem Wege des Zuzugs erfolgen. Aller­
dings w ürde  sich auch der Geburtenüberschuß in den 15 ersten 
Entwickelungsjahren  der Z tad t  außerordentlich günstig stellen, w a s  
aber nebensächlich ist und deshalb  h ier  in seinen Ursachen nicht 
weiter  e r läu te r t  zu w erden  braucht. N immt m an  einen G ebu r ten ­
überschuß von insgesamt 1 0 0 0 0  Köpfen —  fü r  die Zeitdauer von 
15 J a h r e n  bei einer E ndbevö lkerung  von 130  0 0 0  Seelen —  
an , so w ürde  zur Erreichung dieser Zeelenzahl weiter  ein Z uzugs­
überschuß von 1 20  0 0 0  Menschen in 15 J a h r e n  oder im Durch-

E in  Zuzug von solchem U m fange ist —  abgesehen von zufälliger 
g roßer  Gunst der Umstände wie in B erl iner Vorstädten —  ohne 
ganz besondere heranz iehungsm it te l  nicht zu e rw arten . Nun 
w ürden  w oh l  einer Erwerbsgesellschaft, die das  alleinige Eigen­
tum  am Boden und an  den d a ra u f  entstehenden W ohnhäusern  
hä tte ,  verschiedenerlei besondere M i t te l  und Wege zu Gebote stehen, 
um auf den Zuzug eine stärkere A nziehungskraf t  auszuüben, a ls  
es heutzutage den Großstädten mit ihren V erkehrsvereinen  usw. 
und allerlei M it te ln  der P r o p a g a n d a  möglich ist. D a s  aber  
kann  hier ganz u n erö r te r t  bleiben. Die Uechnung soll ganz

schnitt jährlich i /v vvv Personen  erforderlich sein.



allein auf die Anziehungskraft gestellt werden, die aus der 
Notwendigkeit des Erwerbes entspringt. Wenn in zureichender 
höhe das Napital oder, was dasselbe bedeutet, die L rw e rbs - 
gelegenheit da ist, dann sind auch die nötigen Menschen zur 
Stelle.

Die Größe des Gesamterfordernisses an K a p ita l wird durch 
drei Faktoren bestimmt, durch

1. Größe und Wert des zu erwerbenden Geländes,
2. Vauwert der zu errichtenden Wohngebäude und
3. Wert der zu bewirkenden gewerblichen Kapitalanlagen.

Der Erwerb von Grundeigentum könnte sich nicht auf die 
der Bebauung mit Häusern zu unterwerfende Bodenfläche be­
schränken. vielmehr würde die Unternehmerin auch in einem 
gewissen Umkreise um den zu bebauenden Stadtkern herum das 
Gelände zu erwerben haben. Andernfalls würde ihr der durch 
die Bebauung nach allen Seiten hin sich ausbreitende Wertzuwachs 
zum Teil verloren gehen. Man kann hiernach den Umfang des 
Landerwerbs enger oder weiter bemessen. Wenn man davon 
ausgeht, daß die Gesamtfläche als größerer, die zu bebauende 
Fläche als innerer kleinerer kreis gedacht — der Kekdius des 
größeren Umkreises mindestens dreimal so groß wie der des 
kleineren (dem Ult-Easseler Stadtkern entsprechenden) Kreises sein 
müsse, so würde das einem Landkomplex von insgesamt rund 
5000 ba gleichkommen. Lin Hektar Land kostet je nach der 
landwirtschaftlichen (Qualität etwa lOOO bis 6000 Mk. Es 
liegt kein Anlaß vor, eine landwirtschaftlich besonders wert­
volle Bodenart zu wählen. Auch weniger guter Boden, sofern 
er nur für gärtnerische Bebauung nicht zu schlecht ist, reicht 
für den Zweck völlig aus. In  der weiteren Umgebung Berlins 
ist solches Land zum Preise von 2000 bis 3000 Mk. und 
billiger zu haben; namentlich wenn es sich um ein so großes 
Areal handelt, wohl noch zu niedrigerem Preise. Für die Wahl 
der weiteren Umgebung Berlins würde nicht die Absicht maß­
gebend sein können, aus der Nähe Berlins Vorteile für die 
Zuzugsverhältnisse zu gewinnen. Diese Absicht kann man in 
zweiter oder dritter Linie mitsprechen lassen, von wesentlicher 
Bedeutung ist sie nicht. Das Unternehmen wäre auch irgendwo 
sonst, wenn schon besser nicht gerade in der Lüneburger Heide, 
zu verwirklichen. Will man bei der Auswahl des Standortes 
Nebenzwecke entscheidend sein lassen, etwa einen politischen oder



militärischen*), so könnte es der sein, eine große deutsche Stadt 
in der Ostmark zu entwickeln. Man würde dann für den Uer- 
lust der Vorteile, die Berlins Nähe in mehrfacher Hinsicht bietet, 
andere größere eintauschen, die staatlicherseits dem Unternehmen 
wohl gewährt werden könnten. Die Entstehung einer wirt­
schaftlich völlig unter deutschem Einflüsse stehenden Großstadt in 
der Provinz Posen würde politisch für das preußische Staats­
wesen von hohem lverte sein. Daraus und aus der im Grunde 
doch gemeinnützigen Natur des Unternehmens würden Vorteile 
bei den Nosten des Landerwerbes zu gewinnen sein.

Bei einem Preise von 2500 Mk. pro Hektar würde das Unter­
nehmen zum Landerwerb einen Kapitalaufwand von (5000 X 
2500 —) 12500000 MK. beanspruchen. Vieser K ap ita lbe trag  
würde den ganzen K ap ita lbedarf der das Bodenmonopol 
besitzenden Unternehmerin ausmachen.

Die Errichtung der wöhnhäuser und gewerblichen Anlagen 
könnte von besonderen, selbständigen Erwerbsgesellschaften be­
trieben werden. Der K ap ita lbedarf dieser Gesellschaften 
fü r den lvohnhausbau wäre auf dem Wege der hypo­
thekarischen Beleihung der entstehenden Wohngebäude 
zu decken, von der Größe des Baukapitalbedarfs wollen wir 
uns, so gut es geht, ein Bild zu machen suchen.

Vas Kapitalerfordernis für den wohnhausbau läßt sich nach 
dem Bauwerte der Easseler Wohngebäude von ungefähr schätzen. 
Der Gesamtwert der bebauten Grundstücke Gebäude- -l- Boden­
wert) war oben auf rund 375 M ill. Mk. beziffert, wovon für die 
vier Vororte 40 M ill. Mk. abzusetzen sind, so daß für Ult-Lassel 
335 Mill. Mk. verbleiben. Der reine Bodenwert (ohne Vororte) 
war auf etwa 87 Mill. Mk. berechnet. Demgemäß fallen auf 
den reinen Bauwert (336 — 87 —) 248 Mill. Mk., wovon 
etwa vier Fünftel, d. s. 198 Mill. MK., auf Wohngebäude zu 
rechnen sind.

Der infolge der Bebauung eintretende Bodenwertzuwachs 
hat, da er die Beleihungsfähigkeit der Objekte erhöht, ein be­
sonderes Interesse. Für 5llt-Eassel ergab sich schätzungsweise eine

*) Gb es tatsächlich zu einer internationalen Beseitigung der 
stehenden Heere kommen wird, läßt sich derzeit, wo alles noch im Flusse 
ist, nicht voraussehen. Ls liegt daher einstweilen kein hinreichender 
Grund vor, meine ursprüngliche Niederschrift, in der im weitere» noch 
mit einer größeren militärischen Garnison gerechnet wird, nach der Nich- 
tung hi» abznändern.



durch Bebauung von 433 Iiu Lodenfläche hervorgebrachle IVert- 
steigerung auf rund 87 M ill. Mk. Bei den der Schätzung zugrunde 
gelegten Lasseler Vodenwertverhältnissen sprechen nun manche die 
Wertentwickelung schädigende Umstände mit. Die Wertsteigerung 
wird sich bei planmäßiger und zielbewußter Bebauung wahr­
scheinlich viel intensiver und gleichmäßiger gestalten, als wenn, 
wie in Cassel, im Lause einer l 000 jährigen Bebauung allerlei 
Zufälligkeiten und ungünstigen Einflüssen das Cor geöffnet war. 
werden dennoch nur die gleichen wertsteigerungsverhültnisse an­
genommen, so würden sich in l 3 Jahren die Wertverhältnisse des 
5000 Im umfassenden Grundeigentums folgendermaßen gestalten:

Fläche Neiner Voden- 
in ba wert in Mk.

I. M it Häusern bebaute F lä c h e ..................  433 87000000
II. Zu Straßen, Wegen usw. verbrauchte und 

dadurch wertlos gewordeue Fläche einschließ­
lich öffentlicher Parkanlagen u. dergl. . . 307 —

III. Übrige Fläche im Umkreise des bebauten 
Geländes (die Wertsteigerung sehr niedrig 
geschützt auf durchschnittlich das vierfache 
des mit 2500 Mk. pro 1 Im angenommenen 
Lrwerbspreises, d. s. tOOOO M k. pro t Im ). 4200 42000000

5000 129000000

Der Wertzuwachs iu l5  Jahren würde sich demnach auf 
(l29  — l2,5 l l6 ,5  M ill. Mk. stellen. Durch diesen gewaltigen
Wertzuwachs, der selbstverständlich nur dann eintritt, wenn die 
Bebauung in dem projektierten Umfange auch wirklich stattfindet, 
wird die Beleihungsfähigkeit des Grund- und Gebäudebesitzes 
entsprechend verstärkt. Im  einzelnen würde mit jeder neuen zu 
Bauzwecken erfolgenden Beleihung eben dadurch eine neue Wert­
steigerung der Gesamtheit der Beleihungsobjekte bewirkt werden. 
Für die Überwindung der Schwierigkeiten der hppothekenbeschaffung 
wird das nicht ohne Bedeutung sein. Uuf alle Zölle ist aber die 
hppothekenbeschaffung das finanzielle Grundproblem, dessen Lösung 
schon bei der Gründung des Unternehmens in Ungriff zu nehmen 
wäre. Eine vorzugsweise Berücksichtigung seitens Geld ausleihender 
staatlicher Institute u. dgl. wäre wohl leicht zu erreichen, wenn 
bei der Verwirklichung des Hauptzwecks der Unternehmung M ittel 
und Wege so gewählt werden, daß damit zugleich politische und 
gemeinnützige Wirkungen erzielt werden.

Die Wohnhäuser, die im Laufe von l 5 Jahren erbaut und



mit insgesamt 198  INill. M k .  beliehen w erden sollen, müssen aber  
auch, und zw ar m i t  M i e t z i n s  z a h l e n d e n  I Z e w o h n e r n ,  b e ­
v ö l k e r t  w e r d e n .

D am it  w ird  die dritte Haupt- und !<ardinalfrage der Schaf­
fung von Lrwerbsmöglichkeiten für die dadurch erst herbeizuziehende 
Einwohnerschaft ins 5luge gefaßt. M a n  h a t  sich w ohl  noch nie­
m als  die F ra g e  vorgelegt, ob e tw as  D era rt iges  im Bereich des 
tatsächlich Möglichen liegt. Sonst w ürde  m an  bemerkt haben , 
daß die Aufgabe jedenfalls bei weitem nicht so groß ist, wie sie 
dem ersten Blick erscheint.

I m  vorliegenden Falle  w ä re  die Aufgabe zum a l lergrößten  
Teile von  vornhere in  gelöst; d. H. es sind die M i t te l  dazu gegeben, 
und es bedarf  in der Hauptsache n u r  noch einer zweckmäßigen 
Ausnutzung und Leitung v o rh and en e r  Entwickelungskräfte , deren 
haup tsum m e sich in  dem durch Beleihung der W oh n h ausneu b au ten  
aufzubringenden B a u k a p i ta l  von 198  M ill. M k .  darstellt. Die 
hierin en thaltene Entwickelungskraf t  ist nach dem Grundsätze zu lei'ten 
und auszunutzen, daß diese B apita lsumm e durch die Taschen möglichst 
vieler U n te rneh m er ,  Arbeiter und Angestellten usw. fließt und 
dadurch deren A rbe itsk rä f te  W erte  schaffend in B ew egung setzt.

U nm it te lb a r  ve rw ande l t  sich schon bei der A usführung  der 
W o h n h a u s b a u te n  ein sehr beträchtlicher Teil des B a u k a p i ta l s  in 
Arbeits lohn . Rechnet m an  von den Baukosten eines W ohnhauses 
a n gen äh e r t  50  auf Arbeits löhne, G ehälte r  usw., die übrigen  
50"/(, auf die B au m ate r ia l ien ,  so w ürden  von der Gesamtsumme 
je die Hälfte, also je 99  Mill. M k .  auf Arbeits lohn  usw. und auf 
M a te r ia l ie n  v e ra u sg a b t  werden.

Um  sich k la r  zu machen, um w a s  es sich hierbei handelt,  
nehme m an  einm al an, die verwendeten B a u m a te r ia l ien  w ürden  
samt und sonders von a u s w ä r t s  bezogen! D a n n  w ander ten  
9 9  M ill.  M k . ,  die Hälfte des B a u k a p i ta ls ,  u n m it te lba r  nach a u s ­
w ä r t s .  Dem Besiedelungsunternehmen w ürden  sie keinen weiteren 
Nutzen bringen. N u r  der einfache G egenw ert  dafür,  die einge­
bauten  M a te r ia l ie n  blieben in den fertiggestellten W ohngebäuden  
am  G rte  zurück.

N im m t m an  dagegen um gekehrt  an , die B aum ate ria l ien  
w ürden  a u sn a h m s lo s  am G r te  fabriziert  und sogar alle Rohstoffe 
dazu, sowie die Lebensun te rha l tsm it te l  fü r  die m it  Herstellung 
von B au m ate r ia l ien  beschäftigten Arbeiter usw. ließen sich dort  
gewinnen, so w ürden  die ganzen  99  M ill.  M k .  am  Besiedelungs­
orte verbleiben. D er W e r t  des fü r B au m ate r ia l ien  verau sg ab ten
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der Einfluß auf die Leitung der U nternehm ungen  — die im 
übrigen  in ihrer Ausdehnung über den örtlichen U edarf  h inau s  
unbeschränkt bleiben könnten  —  gewinnen. D as  ä ta m m u n te r -  
nehmen w äre ,  wie später noch weiter  zu erö r te rn  ist, zu solcher 
Garantie le istung  durch sein Grundbesitzmonopol befähigt. I n  den 
l 9 8  M ill. M k .  V a nk a p i ta l ,  deren Z irk u la t io n  wiederholt  durch die 
Uassen der gewerblichen Betriebe führen  soll, ist gewissermaßen die 
G arantiesum m e für den zugesicherten Absatz zu erblicken. W enn 
z w ar  nicht das  ganze B a u k a p i ta l  den Weg bis in die Kassen der 
örtlichen P roduk tionsbe tr iebe  finden wird , so geht die schließliche 
W irk u n g  doch über das  Ergebn is  eines einmal vollständigen Z i rk u ­
la tionsw eges  w eit  h inau s .  Denn da die Arbeiter und Angestellten 
der P roduk t ion sb e tr ieb e  a u s  dem E r lö s  ihrer am O r t  abzusetzenden 
P ro d u k te  en tlohnt w erden müssen, macht ein Teil des B a u k a p i ta ls  
die letzten Phasen  seines lokalen Zirkulationsprozesses in häufiger 
W iederholung durch, dabei überall  e rw erbs tä t ige  Menschen a n ­
ziehend, sie in B ew egung setzend und dadurch W erte  erzeugend.

Bei der A usw ah l  der A rt  der zu g ründenden P ro d u k t io n s ­
betriebe w ird  m an  einerseits sich durch die tatsächlichen örtlichen 
Verhältnisse bestimmen lassen und andererseits den massenweise 
zu konsumierenden P ro d uk ten  im allgemeinen vo r  anderen den 
Dorzug geben müssen. M a n  w ird  also nicht den M aßstab  a n ­
zulegen haben, daß womöglich sämtliche baulichen und sonstigen 
B edarfsm it te l  am  G r te  p roduz ie r t  w erden  m üßten. Nicht das  
Mögliche, sondern das N otwendige m uß hier den M aß s tab  bilden. 
Die G rün du n g en  gewerblicher U nternehm ungen  w ürd en  daher ihre 
Grenzen finden d a r in :  w a s  zur Erfü llung  des Hauptzweckes des 
Z tam m unte rnehm ens  n o t w e n d i g  ist. Um hiervon ein deutlicheres 
Bild zu erhalten, geht die Betrachtung am besten w iederum von 
der baulichen Entwickelung des U nte rnehm ens  au s .

Allein schon durch die bauliche Entwickelung einer I t a d t  von 
l 3 0 0 0 0  E in w o h n ern  in dem re la t iv  kurzen Z e i t raum  von l 5 J a h r e n ,  
w ird  eine zahlreiche baugewerbliche B evölkerung  in T ä tigke i t  und
N a h ru n g  gesetzt. W ürde  der W o h n h a u s b a u  so geleitet, daß
im I. Jahre 100 Wohnungen ini 9. Jahre 3000 Wohnungen

2. „ 200 „ w . 3000
3. „ 300 „ n .  „ 3000

.. 4. 400 12. „ 3000
0. .. 600 13- 3000
6. 1000 14. „ 3000

„ 7- 1500 „ 15. „ 3000
.. 8. 2400 zusammen 27 300 Wohnungen



neu geschaffen werden, so wäre die Bautätigkeit darauf zu-
.geschnitten, bis zum Umfange einer Jahresproduktion von 
3000 Wohnungen, aber nicht darüber hinaus zu wachsen. .

Die Größe der baugewerblichen Bevölkerung, die einem 
solchen Umfange der Bautätigkeit entspricht, läßt sich nach den 
Ergebnissen der letzten Berufszählung (l907) bestimmen. Groß­
städte, in denen die Bautätigkeit während des Jahres l907 un­
gefähr so viel Wohnungen neu schuf, sind Uixdorf (Ueu-Uölln),
Essen, Uiel und Dortmund:

3ahl der im Jahre 1907 
neu erbauten Wohnungen

Nixdorf (1907 . 177055 Einwohner) . . . . 3339
Essen (1907: 242165 Einwohner)..................  2846
Niel (1907: 175497 E in w o h n e r)..................  2724
Dortmund (1907: 188817 Einwohner) . . . 2638

Die baugewerbliche Bevölkerung in den vier Städten setzte 
sich nach der Zählung am 12. Juni 1907 zusammen aus

den hauptberuflich im Bau- ihren Haushai- Berufszugehörigen 
gewerbe Erwerbstätigen tungszugehörigen insgesamt

Nixdorf 9054 16025 25079
Essen 10121 12717 22838
Niel 9852 15103 22955
Dortmund 8879 12149 21028

werden diese Zahlen auf eine Jahresproduktion von 3000 Woh­
nungen mngerechnet, so stellt sich die Gesamtkopfzahl der bau- 
gewerblichen Berufszugehörigen

für N ix d o r f .................................. auf 22500
E ssen.............................................. 24100

„ N i e l ...................................„ 25300
„ D o r tm u n d .................................  23900

Nixdorf läßt man besser außer Betracht, weil es mit anderen 
Großstädten zu nahe beieinander liegt, wodurch erhebliche Dif­
ferenzen zwischen Wohnbezirk und Nrbeitsbezirk der dort an­
sässigen baugewerblichen Bevölkerung ermöglicht sind. Nach den 
für Essen, Niel und Dortmund festgestellten Zahlen darf an­
genommen werden, daß bei einer Jahresproduktion von 3000 Woh­
nungen auf eine baugewerbliche Einwohnerschaft von rund 
24000 Nöpfen zu rechnen ist.

Damit ist nun aber noch keineswegs die ganze, durch den 
Umfang der Bautätigkeit bestimmte Bevölkerung ermittelt. Vas
5 »



obige Vauprogramm ist so aufgestellt, als ob die Wohnungen bis 
zum 9. Jahre lediglich mit baugewerblicher Einwohnerschaft be­
völkert werden sollten. Es liegt auf der l)and, daß das prak­
tisch unmöglich ist. Eine rein baugewerbliche Bevölkerung von 
24000 Menschen bedarf notwendig einer weiteren Bevölkerung, 
die für ihre verschiedenen Ernährungs-, Bekleidungs- und sonstigen 
leiblichen oder geistigen Bedürfnisse sorgt. Diese weiteren, in 
ihrer Zahl durch die Größe der Gesamtbevölkerung bestimmten 
Berufsstände lassen sich sinngemäß als „Zweigbevölkerung" von 
den übrigen, der „Ztammbevölkerung", unterscheiden. Zur 
„Zweigbevölkerung" gehören alle Gewerbetreibenden, nament­
lich Handwerker und vetaillisten, deren Geschäftsbetrieb die 
Befriedigung der persönl ichen Bedürfnisse der O r t s ­
bevölkerung zum Ziele hat, nebst ihren Angestellten und 
Arbeitern, sowie die sogenannten freien Berufe, ferner kom­
munale, staatliche und Beichsbeamte u. a. m. Zur „Ztamm- 
beoölkerung" andererseits sind alle übrigen, insbesondere die 
baugewerblichen, industriellen, von Beuten usw. lebenden Be­
völkerungsteile zu rechnen.

Schon ohne jedes Zahlenmerk ist es klar, daß ein vor­
handener baugewerblicher Bevölkerungsstamm von 24 000 Böpfen 
eine gleichfalls nach Tausenden zählende Bopfzahl erwerbstätiger 
Zweigbevölkerung erfordern wird. Die Zahl wird auch von vorn­
herein mehr als verdoppelt durch die hinzukommenden Familien­
mitglieder und übrigen haushaltszugehörigen. Überdies tritt, da 
die „Zweigbevölkerung" wieder die Gesamteinwohnerzahl erhöht, 
eben dadurch wiederum eine Vermehrung der erforderlichen „Zweig­
bevölkerung" ein.

Eine präzise ziffernmäßige Feststellung eines notwendigen 
Verhältnisses zwischen „Stammbevölkerung" und „Zweigbevölke­
rung" ist der Batur der Sache nach ausgeschlossen. Es wird da­
her hier das durchschnittliche Verhältnis, wie es sich aus der 
Berufszählung von l907 für sämtliche deutsche Großstädte ergibt, 
zugrunde gelegt. Über auch dann entstehen noch Schwierig­
keiten. Bei vielen Berussarten kann man zweifelhaft sein, 
ob sie der Zweig- oder Stammbevölkerung zuzuteilen sind, von 
der Beichspost beispielsweise müßte man die Beamten, die den 

. Grtspostdienst verrichten, bei der Zweigbevölkerung mitrechnen, 
eine Oberpostdirektion mit ihrem zahlreichen Beamtenpersonal 
dagegen, genau genommen, bei der Stammbevölkerung. Wegen 
der Einrichtung der Beichsstatistik, welche die hier wesentliche



Unterscheidung nicht m acht, w erden aber alle staatlichen, Reichs­
und R om m unalbeam ten zur Z w eigbevölk erun g gezählt w erden. 
U m gekehrt w erden z. B . die im Hause ihrer Herrschaft lebenden  
D ienenden te ils  bei der Z w eigbevölk erun g, te ils  bei der Ztam m - 
b evö lk eru n g , je a ls  deren „hau sh altu n gszu geh örige"  berück­
sichtigt. Für das E rgebnis des Exem pels ist das ziemlich 
g leichgültig , da die h a u sh a ltu n gszu geh örigen  selbst in der B e­
rechnung keine v ie l andere R olle spielen w ie  die (erw erbs­
tätige) Z w eigbevölk erun g. Nicht m itgerechnet w erden die E r­
w erb stä tigen  in „häuslichen Diensten" —  sow eit sie nicht im 
H aushalt ihrer A rbeitgeber leben, also: A ufw artefrauen  usw. —  
und in „L ohnarbeit wechselnder A rt". D ie  sehr beträcht­
liche Anzahl solcher E rw erb stä tigen  gehört zw eife llo s zur Z w eig ­
bevölkerung. D a  sie aber überw iegend au s Ztundenarbeitern  
und G elegenheitsarbeitern  bestehen dürften , liegt Veranlassung  
vor, sie außer acht zu lassen. D ie UU litärpersonen sind Ztam m - 
bevölkerung.

I n  der Größe der Z w eigbevölkerung sind dem gem äß die 
nachstehend bezeichneten V erufsgruppen  zusam m engefaßt. D ie da­
neben angegebenen römischen Ziffern geben die in  der Reichs­
statistik übliche systematische G ruppennum erierung w ieder; die 
einzelnen B eru fsarten  haben arabische Ziffern. D ie  m itgeteilten  
Personenzahlen  beziehen sich auf die deutschen Großstädte in s ­
gesamt und sind Ergebnisse der letzten B eru fs- und B etrieb s­
zählung (Statist, d. Dtsch. Rchs., Bd. 2 0 7 ,  I):

Berufsgruppen Berufszugehörige
insgesamt

Industrie der t l a h r u  n g s -  und G e n u ß m i t t e l  ( — X l l l ,  
jedoch ohne B. t(15, 107/9,  N 1 / I 4 ,  116,  119/22)  . Z95017

B e k l e i d u n g s g e w e r b e  ( — XI V ohne B. 133) . . . 8244 00
B e i n i g u n g s g e m e r b e  ( -  X V ) ............................................ 178273
H a n d e l s g e w e r b e  ( - -  X X ) ........................................................  1 5 9 2 4 3 9
V e r k e h r s g e w e r b e  ( — XXII ohne (//. 18, 19, 21,  22) 9 4 2 7 8 6
G a s t -  und Z c h a n k w i r t s c h a f t  ( -  X X I l l )  . . . .  3931 8 3
H o f - ,  b ü r g e r l i c h e r  u n d  k i r c h l i c h e r  D i e n s t ,  auch  

s o g e n ,  f r e i e  V e r u f s a r t e n  ( — k/. ohne b/. 1 u. 6) 7 9 2 02 9
5118127

D ie hosbediensteten sind m itgerechnet, w e il ihre Z ahl nicht ge ­
trennt ersichtlich ist, und sie deshalb  nicht ausgeschieden w erden  
konnten. D agegen  sind alle übrigen B eru fsgrupp en , obw ohl in 

- ihnen vereinzelt B eru fsarten  verkom m en, die zur Z w eigb evö lk e­
rung gehören, w ie z. B . J u w eliere . Uhrm acher. Apotheker u. a ..



ganz herausgelasseu worden. Die Grenzen sind also so eng wie 
möglich gezogen.

Man gelangt so zu dem Ergebnis, daß einem baugewerb­
lichen Vevölkerungsstamm von 24 000 Personen im Durchschnitt 
der großstädtischen Bevölkerungsverhältnisse eine Zweigbevölkerung

/  5N 8127 x  24000 > ^ ^   ̂ .
von 1117Y20IY —'0 118127 ^  18405 oder rund 18000 Personen
entspricht, wobei l 1 792019 die Gesamteinwohnersumme der deut­
schen Großstädte ist. Insgesamt würde daher die bauliche Ent­
wickelung des Unternehmens im Laufe von 15 Jahren bei einer 
schließlichen Jahresproduktion von 3000 Wohnungen eine Be­
völkerung von (24 000 i 18000 ---) 42000 Uöpfen an den (Vrt 
ziehen und dort festhalten.

Damit ist schon von vornherein die Verwirklichung des Pro­
jekts, soweit es sich um die Heranziehung der Bevölkerung handelt, 
zu einem recht erheblichen Teile  sichergestellt.

Um die Gesamtseelenzahl 130000 zu erreichen, müßten sich 
demnach außer dem oben auf 10000 geschätzten Geburtenüberschüsse 
noch weitere 78000 Personen durch Zuwanderung der Orts­
bevölkerung hinzugesellen. Dieser Zuwachs um weitere 78000 Ein­
wohner bedeutet nicht etwa eine ideale HorderunZ, von der die 
tatsächliche Entwickelung ein beliebiges Mehr oder Weniger bringen 
kann, ohne daß es viel ansmacht. Insbesondere ist es aus­
geschlossen, etwa die durch die bauliche Entwickelung herbeigerufene 
Bevölkerung von 42 000 Uöpfen die Einwohnerzahl einer 
respektabeln Mittelstadt — als einen an und für sich befriedigen­
den Erfolg anzusehen, mit dem man sich, wenn größeres nicht zu 
erreichen sein sollte, würde begnügen können. Denn für sich 
allein könnte dieser Erfolg gar nicht bestehen, vielmehr ist die 
Sachlage die, daß dann jährlich 3000 Wohnungen gebaut und 
bevölkert werden müssen. Die baugewerblich entstandene Be­
völkerung kann sonst nicht existieren. In  dem obigen Bau­
programm ist das Sachverhältnis dadurch bemerklich gemacht, daß 
bis zum 9. Jahre einschließlich nur ungefähr so viel Wohnungs­
bauten vorgesehen sind, wie die baugewerblich verursachte Ein­
wohnerschaft selbst würde bevölkern können. Die vom 10. Jahre 
ab jährlich neu hinzukommenden 3000 Wohnungen kennzeichnen 
den Bedarf an nicht baugewerblicher Bevölkerung. Die bau- 
gewerbliche Bevölkerung kann an dem Wohnungsverbrauch zwar 
noch durch Eheschließungen teilnehmen. Doch sind dafür enge 
Grenzen gezogen. Eine wesentliche Zunahme der baugewerblichen



E in w o h n e rz a h l  ist ausgeschlossen, da  die Z a n tä t i g k e i t  eine über  
jährlich 3 0 0 0  W o h n u n g e n  h i n a u s  progressive nicht sein soll?)

Die  7 8  0 0 0  P e rso n e n ,  die demzufolge h in zu k o m m en  müssen, 
um eine E inw ohnerschaf t  vo n  gewisser beruflicher Z u sa m m e n ­
setzung und  d a m i t  eine selbständige Lebens- u nd  E n tw ic k e lu n g s ­
fäh ig k e it  de r  Ansiedelung zu erzielen, setzen sich nach der gleichen, 
b e re i ts  festgestellten P r o p o r t i o n  (2 4  0 0 0 :  18 0 0 0 )  a u s  e iner Z tam m - 
b e v ö lk e ru n g  v o n  r u n d  43  0 0 0  u n d  e iner Z w e ig b e v ö lk e ru n g  von 
ru n d  3 5  0 0 0  t tö p fen  zusamm en. D a  n u r  die Ansiedelung der 
ä ta m m b e v ö lk e r u n g  die A n w e n d u n g  besonderer W i t t e l  n ö t ig  macht, 
w ä h r e n d  die entsprechende Z w e ig b e v ö lk e ru n g  ein d a n n  v o n  selbst 
—  d. H. a u s  den Bedürfnissen  der D e sam tb ev ö lk e ru n g  —  entstehender 
Z u w ach s  ist, so beschränkt sich die Z a h l  der E in w o h n e r ,  deren  
Z u w a n d e r u n g  durch Zchaffung von E rw e rb s g e le g e n h e i t  b e w i rk t  
w e rd en  mutz, a u f  45000.

h i e r v o n  sind n u n  zunächst zwei B e v ö lk e r u n g s g r u p p e n ,  die 
nicht durch Schaffung von L rw erb s g e le g e n h e i t ,  sondern  a u f  a n d ere  
w e ise  a n  den (Ort h e ran g e zo g e n  w e rd en  k ö n n e n ,  nämlich  d as  
M i l i t ä r ,  sowie die v o n  B e n te n ,  e igenem  v e r m ö g e n  usw. lebenden  
P e rso n e n ,  abzusetzen, w e g e n  des Einflusses,  den diese be iden  
5lrten v o n  S ta m m b e v ö lk e ru n g  a u f  den örtlichen W a r e n b e d a r f  in 
q u a n t i t a t i v e r  u n d  q u a l i t a t i v e r  Hinsicht h a b e n ,  k ö n n te  d a s  U n t e r ­
n ehm en  im v o rh in e in  sein U u g e n m erk  d a r a u f  richten, eine m ö g ­
lichst g ro ß e  militärische Besatzung u n d  v e rm ö g e n d e  P e rso n e n  a n  
den O r t  zu ziehen. J e  günstiger  d a r in  d a s  E rg e b n i s  sein w ird ,  
um  so günst iger w i r d  sich auch d as  oben  lediglich nach dem g r o ß ­
städtischen Durchschnitt an g en o m m en e  V e r h ä l tn i s  zwischen S ta m m -  
u n d .  Z w e ig b e v ö lk e ru n g  gestalten.  Die  W a h l  des S t a n d o r te s  des 
U n te rn e h m e n s  w i rd  dabei  eine Uolle spielen. I n  de r  U ä h e  
B e r l i n s  w i r d  die Ansiedelung von  B e n in e r n  usw. erle ichtert  sein, 
w ä h r e n d  sich in  der O s tm a rk  d a f ü r  vielleicht e in  Ersatz in  der 
E r l a n g u n g  e iner  zahlreichen G a rn iso n  f inden  ließe, w ahrschein l ich  
w i rd  sich zufolge der besonderen  W it te l  u n d  W eg e ,  die dem U n t e r ­
nehm en  u. a .  in  dem Grundbesi tzm onopol zu G eb o te  stehen, eine 
noch günstigere  B evölkerungszusam m ense tzung  erzielen lassen, a ls

*) Nach dem willkürl ich a n g en o m m en en  B a u p ro g r a m m .  Natür l ich  
k a n n  die N lax im a lg röße  der  l v o h n u n g s p r o d u k t io n  höher  oder  n ied r iger  
n o rm ie r t  w erden .  A ber  i rgend  eine m ax im ale  Beschränkung m u ß  schließ­
lich e in m a l  e in tre ten ,  w e n n  der  F lu ß  der  Entw ickelung  nicht in s  Uferlose 
g e r a te n  soll. Zwischen der  M a x im a lg rö ß e  der  W o h n u n g s p ro d u k t io n  u nd  
der  G rö ß e  der  S ta d t ,  die erreicht w erd en  m uß. besteht ein festes V e rh ä l tn i s .



selbst.in den günstigst gestellten anderen, über gleichartige Hilfs­
mittel nicht verfügenden Großstädten. Da, sich darüber aber im 
voraus nichts ausmachen läßt, sollen auch hier nur die durch­
schnittlichen Devölkerungsverhältnisse in den Großstädten nach der 
Neichsstatistik zugrunde gelegt werden. Danach würde sich für 
eine Ztadt von 130000 Einwohnern durchschnittlich die Zahl der
M ilitä rp e rs o n e n , einschließlich haushaltnngszugehörige, auf 

/ 130000 x 216706

N en tne r usw., einschließlich haushaltungszugehörige, auf 
/ 130000 x 873825>

oder rund auf 12 000 Köpfe stellen. Es wird jedenfalls mehr 
zu erreichen sein, und die Kopfzahl der militärischen Besatzung 
würde eine schon vor Gründung des Unternehmens festzustellende 
Ziffer sein, so daß man in dem einen Punkte wenigstens mit 
einer feststehenden Bedingung rechnen könnte.

Demgemäß verbleibt eine gewerbliche Einwohnerschaft von 
(45000 — 12000 —) 33 000 Köpfen, die durch Gewährung von 
Erwerbsmöglichkeiten, durch Gründung gewerblicher Betriebe herbei­
geführt und seßhaft gemacht werden müßte. Davon sind jedoch, 
nach dem großstädtischen Durchschnitt, nur 4 8 , 2 1 5 9 0 0  P er­
sonen hauptberuflich erwerbstätig, während die übrigen 51,8  "/g 
— 17100 aus Frauen, Kindern und sonstigen haushaltungszuge­
hörigen der Erwerbstätigen bestehen. Es kommt nur aus die 
Herbeiführung der 15 900 beruflich tätigen Personen an.

V a s  ist d ie U u fg a b e , d ie zu lösen ist.
Durch Heranziehung von Industriearbeitern und -angestellten 

in dem Umfange würde die berufliche Struktur und Kopfzahl der 
Gesamtbevölkerung diejenige Vervollständigung erhalten, die er­
forderlich ist, um auch der herbeigeführten baugewerblichen E in ­
wohnerschaft dauernden Erwerb zu sichern. Uuf den ersten Blick 
erscheint die Aufgabe, eine Industrie von solcher Ausdehnung ins 
Leben zu rufen, größer, als sie in W ahrheit sein würde.

Es braucht nämlich nicht von vornhere in industrielle 
Lrwerbsgelegenheit für 15 900 Personen geschaffen zu werden. 
Auch dies kann vielmehr einer längeren, also etwa einer fünfzehn­
jährigen Entwickelung Vorbehalten bleiben. Die Aufgabe läßt 
sich daher auch nach der Kichtung hin noch vereinfachen, ins­
besondere wenn eine bestimmte Wechselbeziehung zwischen dem

. rd. 2400

. rd. 9700

zusammen auf 12100



Wachstum der 5tadt und der Größe der Betriebe hergestellt wird. 
L ine solche Wechselbeziehung t r i t t  ein, wenn die Be­
triebe  fü r  den Bedarf der O rtsbevö lke rung  p ro d u ­
zieren, sei es Unterhaltsmittel, sei es sonstige Gebrauchsmittel 
und Baumaterialien. Dann vergrößert oder vermehrt jede Be­
völkerungszunahme notwendigerweise die Betriebe, und die Ver­
größerung der Zahl oder des Umfangs der Betriebe hat wieder 
eine Steigerung der Vevölkerungsziffer zur Folge usw.

Vas Grundbesitzmonopol gibt das M ittel an die Hand, um 
die Wechselwirkung zwischen Ausdehnung der Produktionsbetriebe 
und Bevölkerungszunahme sicherzustellen. Es bedarf dazu nur 
einer Bestimmung in den Mietverträgen, wodurch sich die ve- 
taillisten verpflichten, ihre waren, soweit sie in den Produktions­
betrieben am Orte hergestellt werden, von diesen zu beziehen.

Ein ähnliches Verhältnis zwischen lokaler Industrie und Be­
völkerungszunahme besteht bisher in den vorhandenen Städten, 
wo eben weder Grundbesitzmonopol noch planmäßige Entwickelung 
stattfindet, naturgemäß überhaupt nicht. In  Lasse! beispielsweise 
arbeiten die größeren Industriebetriebe fast sämtlich für ein weiteres 
Absatzgebiet und kommen schon nach der Art ihrer Produkte für 
den lokalen Bedarf wenig in Betracht. Es sind in Lassei

mit einer
Industriebetriebe. Mitgliederzahl

die eigene Betriebskrankenlrassen haben: d. Letriebskasse
am t.Z. 14

1. Möncheberger Gewerkschaft (Z iege le i  und B ra u n -  
Kohlengrube) ............................................................ 660

2. Schmidt L lieerl ( L i s e n m ö b e l f a b r i k ) ...................  167
Z. Federstahlindustrie ( l io rs e t t fe d e rn ,  P a t r o n e n ­

rahmen usw.) ...........................................................  272
4. Maschinenbau 51.-G. vorm. Beck L Henkel . . . Z68
5. henschel L Sohn (L o k o m o t iv e n fa b r ik )  . . . .  6104
6. Wegmann L Lo. (W a g g o n fa b r ik )  . . . . . .  747
7. 51.-G. für pharmazeutische B e d a r fs a r t i k e l  . . 316
8. Stahl L Nölke ( Z ü n d h o l z f a b r i k ) ......................... 202
9. Baumann L Lederer (M echa n ische S e g e l t u c h ­

webere i u s w . ) ............................................................ 371
10. Fröhlich L wolff (desgleichen).................................. 566
11. Gottschalk L Lo. (desg le ichen).................................. 658
12. Salzmann L Lo. (desgleichen) .................................  1463
13. I u t e s p i n n e r e i ..........................................................  685
14. Ludwig Bocholl ( S to c k fa b r ik ) .................................  437
15. Engelhardt L Lo. ( S c h u h fa b r ik ) ............................  382
16. Städtische Betriebe ( E le k t r i z i t ä t ,  Gas, Wasser ) .  1306_

Zusammen 14694



Die Kopfzahl der großindusnielle» ätarnmbevölkerurig  Cassels 
( -  1 4 69 4 )  stimmt hiernach, w as  hervo rhebensw ert  ist, mit der 
oben für eine zu entwickelnde S ta d t  von 1 3 0 0 0 0  E inw ohnern  
a ls  notwendige Stammbevölkrerung errechneten In d u s t r iea rb e i te r ­
zahl (15  9 0 0 )  ziemlich genau überein. Sie müßte eigentlich v e r ­
gleichsweise, nach den gegebenen Voraussetzungen (insbesondere 
weil es noch außerha lb  ' der Vetriebskrankenkassen industrielle 
S tam m bevölkerung  gibt), noch e tw as  niedriger sein. D a s  ist 
aber auch tatsächlich der Fall. I n  den aufgezählten v e tr iebs -  
krankenkassen sind nämlich diejenigen der Vororte , mit  denen zu­
sammen Cassel 1 57  0 0 0  E inw ohner hat,  sämtlich (u. a. Iveg- 
m an n  Sc Co. in L.-Rothenditmold) mitgerechnet.

Die in Cassel vertre tenen Industriezweige verdanken  ihre 
Entstehung am O rte ,  wie es sich bei m angelnder P lan m äß ig k e i t  
der Entwickelung von selbst versteht, zufälligen Ursachen. Und 
das  ist nicht n u r  in Cassel, sondern überall  so. Zufällige U m ­
stände (Uähe von  Kohlengruben  oder B e rg w erk en ,  V erk eh rs ­
knotenpunkte  usw.) oder zufällig an  dem O r te  verwirklichte Id e e n  
einzelner U nte rnehm er sind es, welche eine stärkere K onzentra tion 
von Industr ie  an  einem P u n k te  Hervorbringen, w ä r e  z. B. in 
Cassel vo r  vier oder fünf J a h rz e h n te n  nicht der F a b r ik a n t  henschel 
auf die Id e e  gekommen, Lokomotiven zu bauen  —  w a s  an  sich 
ebensowohl in Hannover, Braunschweig oder sonstwo geschehen 
konnte — , so hä tte  Cassel heute sicher noch 2 0 0 0 0  — 3 0 0 0 0  E in ­
w ohner weniger, a ls  es jetzt tatsächlich zählt.

Uus die Entstehung solcher Zufallsindustrien könnte  m an  bei 
dem in Uede stehenden U nternehm en  natürlich nicht rechnen oder 
wenigstens die Uechnung nicht d a rau f  gründen. Bildet sich nebenher 
eine solche Zusallsindustrie, d. H. Industriezw eige , die nicht in 
organischem Zusammenhänge mit dem gesamten B evölk e ru n g s­
wachstum stehen, h e ra u s ,  so w ürde  natürlich auch dadurch die 
Entwickelung eine erwünschte F örd eru ng  erfahren . E s  w ä re  das, 
w enn  m an  den Unterschied mit zwei W or ten  kurz und scharf 
kennzeichnen will, eine nebenher laufende, a d d i t i v e  Entwickelung, 
wie sie heutzutage eben in jeder S tad t  sich vollzieht, gegenüber 
einer p lan m äß ig en ,  o r g a n i s c h e n  Entwickelung, die auf der 
Schaffung eines Systems von fü r  den lokalen B edarf  arbeitenden 
industriellen Betrieben beruhen w ürde .

I M  diesem organischen Entwickelungssystem w ä re  indessen zu­
nächst nur,  gleichwie bei einem S am enkorn ,  eine L n tw ick e lun g sfo rm  
gegeben. Zur H erbeiführung der Entwickelung selbst w ürde  es



nutzerer Antriebe bedürfen, die im vorliegenden Halle vor allem 
in der baulichen Entw ickelung der Ansiedelung, f in a n ­
z ie ll also in  den oben auf l98 M illio n e n  M a rk  berech­
neten hypothekarischen L e ih ka p ita lie n  in die Erscheinung 
treten würden.

Dabei versteht es sich won selbst, datz der Bevölkerungs­
zuwachs mit der Bebauung gleichen Schritt halten mützte. Es 
wäre aber im vorhinein nicht etwa zu besorgen, daß es an hin­
länglicher Bevölkerung fehlen könne, sondern umgekehrt. Es 
wird schwer halten und besonderer Hilfsmittel bedürfen, um ohne 
unnötige Verzögerung der Bebauung mit der programmäßig pro­
gressiven Kopfzahl der baugewerblichen Bevölkerung die baulichen 
Aufgaben zu erfüllen und das entstehende Mohnbedürfnis zu be­
friedigen. Und zwar ganz abgesehen davon, daß durch bauliche 
Anlagen für Produktionsbetriebe vorübergehend große Bauarbeiter- 
scharen an den Ort gezogen werden würden, also nur im Hinblick 
auf die seßhafte Bauarbeiterschaft.

Um die Schwierigkeiten, die der Durchführung des (bis 3000 
Wohnungen jährlich progressiven) Bauprogrammes entgegenstehen 
würden, zu beseitigen, würde man sich insbesondere des Hilfs­
mittels bedienen können, daß in den ersten Jahren bei der An­
nahme von Bauarbeitern und tunlichst auch der Industriearbeiter 
den unverheirateten der Vorzug gegeben wird. Die Wirkung 
einer solchen Maßnahme ist leicht vorauszusehen. Der wohnungs­
bedarf würde dadurch vorerst sehr erheblich eingeschränkt werden, 
sich dann aber später, wenn die Arbeiter Ehen schließen und 
eigene Haushalte gründen, während sie bis dahin vielleicht zu 
halben oder ganzen Dutzenden zusammen wohnten, im vollen 
Umfange geltend machen. Vas schließliche Ergebnis wäre im 
wesentlichen dasselbe, als ob die anfängliche Beschränkung des 
Zuzugs nicht stattgefunden hätte. Es würde also nur eine zeit­
liche Verschiebung des von der Bautätigkeit zu erwartenden Be- 
völkerungsefsektes eintreten. Jedoch würden sich die Vevölkerungs- 
verhältnisse der Ansiedelung insofern viel günstiger, als es sonst 
in Großstädten der Hall ist, gestalten, daß infolge der Bevor­
zugung jüngerer Altersklassen bei der zuziehenden Arbeiterschaft 
die Sterblichkeit sehr niedrig, die Geburtenziffer andererseits sehr 
hoch sich stellen würde. Ls würde eben eine städtische Einwohner­
schaft von ganz ungewöhnlicher Alterszusammensetzung entstehen.

Der eigentliche Haktor der Entwickelung wäre und bliebe: 
die planmäßige Ausdehnung der Bautätigkeit, die, in einer Reihe



von Jahren bis zu einer Jahresproduktion von 3000 Wohnungen 
gebracht, nach der weiter oben ausgesührten Schätzung mittelbar 
und unmittelbar eine Bevölkerung von rund 42 000 Köpfen 
herbeiführen muß. Die dann notwendig eintretende, entsprechende 
Vergrößerung der für den lokalen Bedarf arbeitenden Betriebe, 
ihrer Arbeiterschaft, deren haushaltungszugehörigen und einer 
adäquaten Zweigbevölkerung bewirkt ein automatisches Wachstum 
der Gesamtbevölkerung, das immer von neuem die tatsächliche 
G rundlage des progressiven Vauprogram m s e rw e ite rt.

Daß so die industrielle Stammbevölkerung schließlich bis auf 
die oben als notwendig festgestellte Kopfzahl (von 15 900 Er­
werbstätigen) anwächst, hängt lediglich von dem hinlänglichen 
Umfange der zu schaffenden Lokalbedarfsindustrie ab.

von dem „Umfange" übrigens nicht in dem Sinne, daß die 
einzelnen Produktionsbetriebe von möglichst großem Umfange sein 
müßten. Darin ist das Wesentliche nicht zu suchen. Sm Gegenteil. 
Für den hier ins Auge gefaßten, speziellen Zweck einer zu be­
wi rkenden Entwickelung ist grundsätzlich die etwa über das Not­
wendige — d. H. nach Maßgabe der jeweiligen Einwohnerzahl — 
hinausgehende Größe der Betriebe ganz gleichgültig. Die Gesamt­
heit der für den lokalen Bedarf produzierenden Betriebe würde eben 
in Wahrheit ein organisches System bilden, das auf bestimmten, 
gegenseitigen Größenverhältnissen beruht, in diesen überhaupt nur 
existiert.

Zahl und anfängliche Größe der industriellen Betriebe sind 
also weniger wichtig und beeinflussen höchstens die Zeitdauer, 
innerhalb deren das Ziel erreichbar wäre, ob nämlich innerhalb 
15 Jahren, ob in kürzerer oder in längerer Zeit, worauf es in 
der Hauptsache änkäme, wäre vielmehr dieses: daß die ins Leben 
zu rufenden Produktionsbetriebe eine hinlängliche Zahl von Ge- 
werbsarten umfassen. Eine Frage, die unter Berücksichtigung des 
großstädtischen Warenbedarfs und des Verhältnisses zwischen den 
erforderlichen Warenmengen und der technisch notwendigen Arbeiter­
zahl zu beantworten ist. weiterhin müssen bei der Auswahl der 
zu betreibenden Produktionszweige auch die zufälligen örtlichen 
Umstände und sonstige praktische Zweckmäßigkeiten bestimmend 
sein. Ls soll und kann daher nicht hierfür ein allgemeingültiges 
Schema entworfen werden.

Im  allgemeinen kommen:
I. die landwirtschaftliche und zum Teil gärtnerische Bewirt­

schaftung des unbebauten Geländes,



2. der Betrieb der Viehzüchterei,
3. der Betrieb von Ziegeleien,
4. die Herstellung und Zurichtung sonstiger Baumaterialien,
5. die Zchuhwarenfabrikation,
6. die Wäschefabrikation,
7. die Kleiderkonfektion,
8. die Möbelfabrikation,
y. die Gas-, Elektrizitäts- und Wasserversorgung,

10. die Maschinenfabrikation 
u. a. m. in Betracht. Zahl und Größe dieser Betriebe müßten 
auf die Deckung des Bedarfs der jeweiligen Ortsbevölkerung zu­
geschnitten sein. Wenn einzelne Betriebe von vornherein größer 
sind oder, indem sie allmählich auswärtige Abnehmer finden, 
größer werden, so ergibt sich daraus freilich auch ein erfreulicher 
Bevölkerungszuwachs, der aber außerhalb der planmäßigen Ent­
wickelungsvorgänge liegen würde.

Unter den zur Verfügung stehenden oder erreichbaren Mitteln, 
die Lntwickelungsbedingungen der Ansiedelung zu verbessern, ist 
die Gewinnung einer zahlreichen Garnison die wichtigste. Erhält 
der Ort von Anfang an eine Garnison von 5000 bis 6000 Mann 
(wie in Eassel), so ßnd damit die Entwickelungsverhältnisse sogleich 
erheblich gefördert. Es würde sich dann nach Verlauf von bei­
spielsweise 3 Jahren —  sofern in ^diesem Zeitraum industrielle 
Gründungen für eine Gesamtarbeiterzahl von rund 3000 Köpfen 
erfolgt sind — in groben Umrissen etwa folgendes Bild von der 
Bevölkerungszusammenseßung der Ansiedelung ergeben:
Militärpersonen, einschließlich haushaltungszugehörige . . .  6000
Großindustrielle Bevölkerung (2500), einschließlich haushaltungs-,

zugehörige ( 1 5 0 0 ) ..........................................................................  4000
Baugewerbliche Arbeiter (3000), einschließlich haushaltungszu-

ge'hörige ( 1 0 0 0 ) ................................................................................ 4000
Beamte, freie Berufe usw., einschl. haushaltungszugehörige . 8000

zusammen 22000

5chon rein zahlenmäßig springt die Bedeutung der M ilitä r­
bevölkerung hier in das Auge. Eine wichtige Förderung des 
Unternehmens wäre es auch, wenn die Vergebung der Lieferungen 
für die Besatzung von vornherein ausschließlich der Ortsbevölkerung 
gesichert würde.

hat sich nach einer Reihe von Jahren die Bevölkerung zu 
einer normalen beruflichen Zusammensetzung entwickelt, so hat die 
entstandene Großstadt damit selbständige Lebens- und Entwickelungs-



sähigkeit erlangt, vorher besaß sie diese nicht. In  den ersten 
fünfzehn Jahren hing vielmehr die Entwickelung ganz und gar 
von dem Lestehen des Grundbesitzmonopols ab, ohne welches der 
in der progressiven Steigerung der vautätigkeit sich betätigende 
Entwickelungsfaktor nicht wirksam gewesen wäre.

Vevor diese notwendigen ersten Entwickelungsjahre — die in 
einem gewissen Gegensatz zu der etwaigen späteren, infolge er­
langter normaler beruflicher Zusammensetzung nicht mehr unbedingt 
notwendigen Weiterentwickelung der Stadt stehen — abgelaufen 
sind, könnte an eine Realisierung des akkumulierten vodenwert- 
zuwachses nicht gedacht werden. Zum wenigsten nicht auf dem 
Wege der Parzellierung und Veräußerung des Grundbesitzes. 
Venn dann würde sehr bald eine rückläufige Entwickelung mit 
großen Wertverminderungen eintreten können.

Nachdem sich die Ansiedelung bis zu selbständiger Lebens­
fähigkeit entwickelt hat, wäre die Realisierung der angewachsenen 
Rapitalwerte an und für sich möglich. Vas Unternehmen hat 
aber, selbst wenn es in allen Teilen von Erwerbsgesellschaften 
betrieben wird, und gemeinwirtschaftliche verbände (vgl. weiter 
unten, Ziffer 3!) in keiner Form Mitwirken, einen stark gemein­
wirtschaftlichen Charakter. Es schließt ja eine kleine Volkswirt­
schaft in sich ein, bei weitgehender Gemeinsamkeit der wirtschaft­
lichen Zwecke, vie Wiederauflösung des einmal vorhandenen 
Grundbesitzmonopols würde daher eine Sache von hohem öffent­
lichen Interesse sein. Es läge nahe, daß dann die Rufteilung 
als schädlich angesehen und vielmehr die Übernahme in öffent­
liches, insbesondere städtisches oder staatliches Eigentum in be­
tracht gezogen würde. Namentlich könnte die entstandene Stadt­
gemeinde ihre natürliche Rnwartschaft darauf geltend machen.

Ohne auf diese verschiedenen Eventualitäten näher einzu­
gehen, soll hier nur das Eine hervorgehoben werden, daß die 
Übergabe des Grundbesitzes in den freien Handelsverkehr nicht 
einfach als den gemeinwirtschaftlichen Interessen zuwiderlaufend 
abzutun wäre. Je größer die kapitalistischen, privatwirtschaft­
lichen Wirkungen sind — und die würden sich bei einer Par­
zellierung des Grundbesitzes gewaltig vergrößern — , um so 
größer gestaltet sich auch immer der gemeinwirtschaftliche Ertrag. 
Es wäre unter Umständen also sehr wohl möglich, daß die ge­
meinwirtschaftlichen Ergebnisse durch die Rufteilung des Grund­
besitzes gerade am größten werden würden. Ruch für die weitere 
Entwickelung lassen sich Wege denken, auf denen die gemein-



wirtschaftlichen Ziele ohne Grundbesihmonopol zu verwirklichen 
sind, sobald einmal die Lesiedelungswirtschast eine gewisse Lnt- 
wickelungsstufe erreicht hat.

Die Durchführung des Unternehmens würde eine große Unzahl 
von Problemen technischer und städtebaulicher Urt hervorrufen, 
deren Erledigung bei richtiger Orientierung an der wirtschaftlichen 
Generalidee sich von selbst ergibt. Cs ist aber doch wesentlich, 
daß der richtig verstandene allgemeine Grundgedanke des Unter­
nehmens der bestimmende Gesichtspunkt gerade auch für die Be­
handlung der technischen Details sein muß. Der moderne Städte­
bauer könnte sonst beispielsweise leicht auf die falsche Idee ver­
fallen, die großstädtische Vesiedelungszentrale nach klrt einer 
Gartenstadt anlegen zu wollen.

Die Behandlung schwieriger sozialer Fragen wäre nicht Sache 
des Unternehmens, wennschon es ungewollt zu ihrer Lösung einfach 
durch die Tatsache seines Daseins und die Urt seiner Entwickelung 
weit mehr beitragen würde, als der ganze ungeheure, an sich 
recht achtenswerte Uufwand von sozialer Fürsorge in den Groß­
städten je bewirken kann. Uber die willensmätzige Betätigung 
auf diesem Gebiete würde besser der Stadtgemeinde als solcher 
oder anderen, zu dem Zwecke zu schaffenden Organen Vorbehalten 
bleiben, die dazu in höherem Matze imstande sein würden als 
eine Erwerbsgesellschaft.

(Uiedergeschrieben im Frühjahr 1914.)

Ob die Verwirklichung und Leitung eines solchen Unternehmens 
sich in rein erwerbskapitalistischen Formen zu vollziehen hat, oder ob 
und inwieweit sie in die ffände gemeinwirtschaftlicher Organe zu legen 
ist, und ob man dann die Vermögenswerte, Grundbesitz, Betriebs­
mittel usw., in das öffentliche, staatliche oder kommunale Eigentum 
übergehen läßt, mag eine Frage der praktischen Zweckmäßigkeit sein, 
die vielleicht verschieden beantwortet werden kann. Grundsätzlich sollte 
man aber eine staatlich- oder kommunal-obrigkeitliche M itw irkung aus 
dem wirtschaftlichen Bet r i ebe  ausschallen. Dementsprechend würde 
das Gemeineigentum höchstens für den Grund und Boden in Betracht 
kommen, womit aber nicht gesagt sein soll, daß dafür im vorhinein 
zwingende Gründe vorliegen.

Die weitaus stärkste wirtschaftliche Trieb- und Entwickelungskraft 
wohnt jedenfalls dem privatwirtschaftlichen, erwerbskapitalistischen Be­
triebe inne. Und gerade im Anfänge, in der ersten Entwickelungs­
periode wird man die allerstärksten Triebkräfte, die zu haben sind, not­
wendig brauchen. Je ausschließlicher der Betrieb erwerbskapitalistisch 
ist, uni so größer wird mit dem privatwirtschaftlichen auch der gemein­
wirtschaftliche Ertrag ausfallen.

Tin Unternehmen von der vorstehend gekennzeichneten Art würde



auch fü r  e inen  w e i te ren  landwirtschaftlichen U m k re is  von  wirtschaf tlicher  
B e d eu tu n g  sein. UIs großstädtisches U o nsum e n tenzen t rum  w ü r d e  die 
B esiede lungszen tra le  den landwirtschaftlichen Ubsatz belebend an  sich 
ziehen. Uls  ak t ionslus t ige  U ap i ta lm ach t  w ü rd e  sie die landw ir tschaf t ­
liche P r o d u k t i o n  zu  o rgan is ieren  un d  zu steigern wie auch jede sonstige 
sich b ietende p ro d u k t io n s m ö g l ic h k e i t  zu verw irk l ichen  suchen. L ine  jede 
großstädtische B esiedelungszen tra le  w ü rd e  den n a tü r l ic hen  wirtschaftlichen 
M i t t e lp u n k t  e ines g rößeren  ländlichen B e z i rk s  bilden.

I n n e r h a l b  der  wirtschaftlichen U k t io n sb e z i rk e  solcher großstädtischen 
B e s iede lungszen tra len  w ü rd e  w oh l  auch R a u m  fü r  Uleins iedelungs-  
bes trebungen  oder  dergleichen in  gewissem U m fan g e  gegeben sein, so daß 
die fü r  Uriegsbeschädigte  in  Aussicht genom m enen  M a ß n a h m e n  in ä h n ­
licher Weise d a r in  P la tz  greisen kön n ten .  I m  U a h m e n  oder  a ls  Glied 
e ines in  rascher E ntw ickelung  begriffenen größeren  G an z e n  w ü rd e  der  
systematisch p lac ie r te  Uleins iedler a n  dem allgem einen wirtschaftlichen 
Aufstieg p a r t i z ip ie re n ,  und  z w a r  um  so m e h r ,  je m eh r  er sich a l s  o r ­
ganisches Glied dem G an ze n  e infügen läßt .

2. Gemeinwirlschafllich-Kapitalistischer Bevölkerungszuwachs.
D er  wirtschaftliche Ueichtum der menschlichen Gesellschaft m üßte

im S inne  der  M a rx s c h e n  T heorie  im m er  eine durch die P ro p o r t i o n
G esam tqü te rm enge  . .
— dar s t el l bar e G roße  sem.

G esam tkopfzah l  ' " '
Oer  bürgerliche Ueichtum w ä r e  danach d irek t  p r o p o r t io n a l  der  

gesellschaftlichen G esam ta rb e i t s le is tu n g  und  dem gesellschaftlichen P r o ­
d u k t iv i t ä t s g r a d e ,  w ei l  vo n  diesen beiden F a k to r e n  die p ro duz ie r te  
G ü te rm en g e  u n m i t t e lb a r  a b h ä n g ig  ist. E in  M e h r  a n  geleis teter A rbe i t  
v e rm e h r t  die G esam tgü te rm enge ,  ein W e n ig e r  v e r r in g e r t  sie. V a s  A n a ­
loge g i l t  von  steigender oder  s inkender A rb e i t s p r o d u k t iv i t ä t  bei gleich- 
b le ibender  A rbeitsze it .

v e r  gesellschaftliche Ueichtum m üß te  danach andererse i ts  im m er  u m ­
g ekehr t  p r o p o r t i o n a l  der  Z a h l  der  P e r so n e n  sein, a u s  denen die mensch­
liche Gesellschaft besteht. F ü r  eine g rößere  Z a h l  der  T e i lh a b e r  w ü rd e  
eine bestimmte G ü te rm e n g e  w e n ig e r ,  fü r  eine kleinere K o pfzah l  e n t ­
sprechend m ehr  bedeuten .  V a s  scheint zunächst n u r  im ganzen  un d  im 
Durchschnitt zu ge l ten ,  g ilt  a b e r  auch a ls  N o rm  fü r  die in s  einzelne 
gehenden  Konsequenzen W e n n  also z. B .  M a r x  zu  einer  T h eo r ie  der  
A k k u m u la t io n  des K a p i ta l s  ge langte ,  so e rg ib t  sich hiernach vo n  selbst, 
daß  er  au f  der  ä n d e rn  Seite  zu einer  T heor ie  der  P ro le ta r i s ie ru n g  
der  Massen, zu e iner  V ere len d u n g s th e o r ie  konimen m ußte .  L ine  H ä ufung  
des Ueichtums a u f  der  einen Seite  ohne entsprechende V e r a r m u n g  au f  
der  a n d e re n  S e i te  ist vom  M a r x s c h e n  S t a n d p u n k te  u n d e n k b a r .

v i e  M arxsche Anschauungsweise ist a b e r  n u r  u n te r  bestimmten 
tatsächlichen B e d in g u n g e n  zutreffend. S ie u m fa ß t  nicht  restlos alle 
F a k to r e n  un d  Tatsachen des wirtschaftlichen Lebens, v i e  a u s  dem 
M arxschen  Ges ich tspunkte  h e ra u s fa l le n d e n  M o m e n te ,  die sich u n t e r  rein  
kapital ist ischen Verhältn issen  n u r  zufä ll ig  zu  Erscheinungen v o n  größerem  
U m fange  ausw achsen ,  b i lden  W e rk z e u g  un d  M a t e r i a l  des g e m e i n -  
w i r t s c h a f t l i c h e n  K a p i t a l i s m u s  und  w e r d e n  d u r c h  d i e s e n  z u  v o l l e r ,  
z w e c k -  u n d  z i e l b e w u ß t e r  E n t f a l t u n g  g e b r a c h t  w e r d e n .



Unter anderem werden von dem Marxschen U)ertprinzip nicht um ­
faßt die Wertzuwachserscheinungen in den Großstädten. Die groß­
städtischen Wertsteigerungsverhältnisse — nicht n u r  des allgemeinen 
Bodenwertzuwachses,  sondern auch des speziellen Wertzuwachses infolge 
begünstigter Verkehrslage — sind keineswegs eingebildete, fiktive M e h r ­
werte oder etwa Wertverschiebungen, durch die einige n u r  so viel profi­
t ie ren ,  als  andere einbüßen würden. Sie beruhen vielmehr auf t a t ­
sächlicher, objektiver W ertzunahm e,  die ihren Grund in der durch die 
großstädtische Uonsumentenkonzentration geschaffenen, in Wohnungen, 
Geschäften, Verkehrswegen usw. festliegenden Wirtschaftsorganisation hat. 
In n e rh a lb  einer solchen wirtschaftlichen Organisation -  mag sie im ganzen 
gewollt und zielbewußt entstanden sein oder nicht — ist eine bestimmte 
Gütermenge von größerer wirtschaftlicher Bedeutung a ls außerhalb derselben.

Oie großstädtischen Wertzuwachserscheinungen vermehren demgemäß 
den gesellschaftlichen Reichtum a b s o l u t ,  ganz u n a b h ä n g i g  von et­
waiger  Steigerung des P roduk t iv i tä tsg rades  und o h n e  entsprechende 
Vrbeitsmehrleistung. Sie bewirken eine Größe des wirtschaftlichen 
Reichtums, die nicht einfach p roport iona l  der vorhandenen Gesamtgüter­
menge, nicht p roport iona l  der darin  steckenden menschlichen Arbeitszeit 
und nicht p roport iona l  dem durch letztere verwirklichten P ro d u k t iv i tä ts ­
faktor ist, sondern die über den Stand der tatsächlichen -  unorganisch 
betrachteten! — Gütermenge hinausgeht, ohne Arbeit entsteht und 
m ateriell einer Erhöhung nicht des p roduktiv itäts-, sondern des 
wlrtschaftlichkeltsgrades entspringt.

Daß der Marxsche Gesichtspunkt hier faktisch nicht ausreicht, zeigt 
sich ferner d a r in ,  daß die im Marxschen Sinne verstandene r e p a r t i -  
t i v e  E inw irkung  zunehmender Ropfzahl hierbei n ich t  a b s o l u t  gilt. 
D e r  g r o ß s t ä d t i s c h e  B o d e n w e r t z u w a c h s  ist n i c h t  im Sinne obiger 
Formel d e r  R o p f z a h l  u m g e k e h r t  p r o p o r t i o n a l ,  d . h .  er ver­
r ingert  sich nicht entsprechend zunehmender Ropfzahl, sondern er wächst 
mit ihr. Oie repartierende W irkung der Ropfzahl wird freilich nicht 
überhaup t  beseitigt, sondern bleibt an  sich bestehen; aber sie wird durch 
die wertsteigernde Gegenwirkung im Gesamtergebnis aufgehoben oder 
übertroffen. Va sie an sich fortbesteht, können auch die Abhängig­
keit und die Grenzen der Bevölkerungszunahme von ihren natürlichen 
und insbesondere ihren wirtschaftlichen Bedingungen nicht e twa durch 
das P r inz ip  gemeinwirtschaftlicher Organisation  einfach aus der Welt 
geschafft werden. Aber es  ist e i n  w e i t e r  S p i e l r a u m  g e g e b e n ,  
i n n e r h a l b  de s s e n  e i n e  g e s t e i g e r t e  B e v ö l k e r u n g s z u n a h m e  
g e m e i n w i r t s c h a f t l i c h e n  Z w e c k e n  d i e n e n  u n d  e i n e  g e w a l t i g e  
V e r m e h r u n g  d e s  w i r t s c h a f t l i c h e n  R e i c h t u m s  d e r  me n s c h l i c h e n  
G e s e l l s c h a f t  b e w i r k e n  k a n n .

S t e i g e r u n g  d e r  G e b u r t e n h ä u f i g k e i t  m i t  w i r t s c h a f t l i c h e n
M i t t e l n .

D a s  beschriebene großstädtische Vesiedelungsverfahren ist im 
wesentlichen auf  die Z u w a n d e r u n g  von  Menschen nach dem B e ­
siedelungsorte basiert. I n  der  F o r m  könnte es jedoch n u r  in 
sehr beschränktem Umf ange  U nwendung  finden, wol l t e  m a n  im
b K i e k e s ,  Gemeinwirtschaftlicher U apitalism us.



Deutschen Reiche eine größere 5lnzahl von derartigen Vesiedelungs- 
unternehmungen betreiben, so würden sie entweder wegen Mangels 
an genügendem Zuzuge verkümmern bezw. fehlschlagen, oder 
aber sie würden durch ihre größere Rnziehungskrast eine eva­
kuierende Wirkung auf andere Ztädte und auf das Land aus­
üben, was ebenfalls ein sehr unerwünschtes Ergebnis sein würde 
und, namentlich durch Entziehung mietzinszahlender Bewohner­
schaft aus anderen Städten, dort entsprechende Wertverminderungen 
zur Folge haben müßte.

Aber der Bodenwertzuwachs, um den sich die ganze 
großstädtische Vesiedelungswirtschaft dreht, kann auch zum 
wirtschaft l ichen Hebel der Hervorbr ingung von Menschen 
gemacht werden, um den Vesiedelungsort' zu bevölkern und 
seine Entwickelung von dem Zuzugsüberschuß mehr oder weniger 
unabhängig werden zu lassen.

Durch die Einheit des Grundbesitzes wird der (unter Ziffer l)  
auf 116,5 M ill. Mk. berechnete, in fünfzehn Jahren herbei- 
zusührende Wertzuwachs, der sich sonst auf Taufende von neben- 
und nacheinander austretenden Grundstücksbesitzern verteilen würde, 
zusammengehalten. Die dadurch entstehende gewaltige Rapital- 
macht ist zu ganz außerordentlichen Leistungen befähigt. Nicht 
lediglich durch die Größe des Ertrages oder der verfügbaren Napital- 
kraft, sondern auch durch die Einheit des Unternehmens an sich, 
das u. a. schon durch die Art der baulichen Anlage ohne einen 
Pfennig Mehrkosten die Lösung sozialer Probleme vorbereiten kann, 
die unter allen anderen Verhältnissen unlösbar sind. Auf diese 
verschiedenen Seiten der Sache braucht hier jedoch jetzt nicht ein­
gegangen zu werden. Es soll die Leistungsfähigkeit des Unter­
nehmens im folgenden ausschließlich nach dem Ertrage in Be­
tracht gezogen werden.

Das Grundbesitzmonopol ermöglicht innerhalb gewisser Grenzen 
eine willkürliche, höhere oder niedrigere Festsetzung des durch 
Vermietung von Wohnungen und gewerblichen Räumen zu er­
zielenden Ertrages. Nimmt man einen mäßigen Reinertrag, also 
etwa 4"/<, des durch die Bebauung zugewachsenen Rapitalwertes 
an, so läßt sich ohne weiteres ein ungefähres Bild von den Ve- 
betriebsergebnissen des Unternehmens gewinnen.

Ertrag bringend würde aber nicht der ganze oben als Er­
gebnis einer l 5jährigen Bauperiode angegebene Vodenwertzuwachs 
(von l I6,5 M i l l .  M k.) sein, sondern'nur der Wertzuwachs des 
unmittelbar bebauten Terrains, der sich nach den hierbei (vgl.



Seite 63!) unterstellten Voraussetzungen auf (87 — 2 —) 85 M ill. 
Mark berechnen läßt. Zwar erfährt auch das umliegende, noch nicht 
bebaute Gelände eine Wertsteigerung — die sich gemäß der Annahme 
für ein 5lreal von 4200 ba auf (42,0 — 10,5 —) 3 l,5  M ill. Mk. 
stellen würde — , aber es handelt sich dabei um einen Wert­
zuwachs, der sich erst viel später zinsbringend realisieren kann, 
nämlich nachdem auch dort die Bebauung mit Häusern stattgefunden 
hat. vorher mag wohl auch für das den Stadtkern umgebende 
Gelände eine mäßige Lrtragsvermehrung Platz greifen dadurch, 
daß an Stelle der landwirtschaftlichen eine gärtnerische Bestellung 
getreten ist. Diese auf intensiverer Bewirtschaftung beruhende 
Zunahme des Ertrages hat jedoch mit der vorliegenden Frage 
unmittelbar nichts zu tun.

w ird der Zahresertrag eines Uapitalwertes von 85 M ill. Mk. 
mit 4 o/o auf 3,40 M ill. Mk. angenommen, so bezeichnet diese 
Summe das Maß der Leistungen, die das Unternehmen ohne 
Schädigung seiner Uapitalkräfte an und für sich jährlich Hervor­
bringen könnte.

Der Gesamtertrag in den ersten 15 Jahren würde sich, wenn 
er im Unfange — 0 ist, und die Steigerung in den folgen­
den Jahren als ziemlich gleichmäßig angenommen wird, auf

X 15,— ) 25,50 M ill. Mk. belaufen, wäre eine weitere
Steigerung nicht mehr zu erwarten, so würden die folgenden 
30 Jahre insgesamt (30 X 3,40 - )  102,00 M ill. Mk. Ueinertrag 
bringen. Nun ist aber zu beachten, daß die Bebauung mit Wohn­
häusern fortschreitet und nach dem beschriebenen großstädtischen 
Ünsiedelungsverfahren um wenigstens 3000 Wohnungen jährlich 
fortschreiten muß. Bei einer jährlichen Zunahme um 3000 Woh­
nungen, die den Bodenwert entsprechend erhöhen würde, ergibt 
sich eine Vermehrung des Wohnungsvorrats in weiteren 30 Jahren 
von rund 30000 auf 120000. Unterstellt man hiernach weiter
— was natürlich wiederum viel zu niedrig ist — , daß die gleich­
zeitige Ertragssteigerung ebenfalls nur entsprechend dem ziffern­
mäßigen Verhältnis der baulichen Fortschritte stattfände, also nach

30 Jahren entsprechend dem Verhältnis von zoooo vier­
fachen Ertrag ergäbe, so würde der Gesamtertrag in 45 Jahren:

- 25.50 4- zoj -- 280,50 M il l .  M k.

betragen.



I n  den Händen einer Lrwerbsgesellschaft w ird  der E r t r a g  
wesentlich zum t iap ita ld ienst  verbraucht. Zoll der E r t r a g  für 
andere  Zwecke, im vorliegenden Halle insbesondere für Zwecke 
der Zteigerung der Geburtenziffer aufgewendet w erden , so dürfte 
das  U nternehm en  nicht von einer Erwerbsgesellschaft betrieben 
werden . Un die Stelle der Erwerbsgesellschaft müßte in dem Halle 
von  vornhere in  in irgend einer Horm das öffentliche Grundbesitz­
m onopol  treten. Der V erw endung  des gesamten E r t r a g e s  fü r  den 
sozialen und politischen Zweck der S te igerung  der Geburtenziffer 
stände d ann  nichts im Wege, wodurch selbstverständlich in keiner 
Weise ausgeschlossen w ä re ,  daß  alle sonstigen gewerblichen U n te r ­
nehm ungen und namentlich die fü r den lokalen B edarf arbeitenden 
Industr ien  erwerbskapitalistisch betrieben w ürden .

Eine G ebur tenverm ehrung  mit wirtschaftlichen INitteln ist 
hauptsächlich in zweifacher Hinsicht möglich, nämlich einerseits durch 
Ü bernahm e der Kinderpflege und -erziehung, sowie andererseits 
durch G ew ä h ru n g  von baren  Entschädigungen (U tutte rren ten , Ge­
bu r tenp räm ien ,  H aushaltzu lagen*) u. a.) für die wirtschaftlichen 
und sonstigen Nachteile, die mit  der H ervorbringung  und U n te r ­
ha ltung  von K indern  für die E lte rn  verbunden sind. V o r ­
schläge der U rt sind schon vielfach gemacht. I n  jedem Halle 
ist es ein richtiger G edanke ,  daß aus dem Gebiete ü b e rh a u p t  
nu r  mit wirtschaftlichen M it te ln  —  nicht aber  durch* U ufklärung 
über S taa tsno tw end igke iten ,  Weckung des Gemeinsinns, Nückkehr 
zur Ueligiosität und andere  ideelle Haktoren**) —  wirklich e tw as  
zu erreichen ist. Doch leiden solche P ro jek te  immer an  dem Übel, 
daß sie die M it te l  dafür  m it  einer m ehr oder weniger raffin iert  
ausgebachten Steuerschraube zusammenbringen wollen.

I n n e rh a lb  eines gemeinwirtschastlich-kapitalistischen Besiede­
lungsun ternehm ens  ist die U ufbringung der M it te l  für den Zweck

*) v g l .  kl. Z e i l e r ,  Gesetzliche Z u l a g e n  f ü r  je d e n  H a u s h a l t .
**) L i n e  u n b e a b s ic h t ig te  drastische  K r i t i k  a l l e r  a u f  p ra k t i s c h e  A u s ­

n u tz u n g  menschlicher I d e a l e  g e r ic h te ten  B e s t r e b u n g e n  d e r  k l r t  e n th i e l t  
d e r  in  d en  T a g e s b l ä t t e r n  a b g e d r u c k t e  V e r h a n d l u n g s b e r i c h t  des  p re u ß is c h e n  
A b g e o r d n e t e n h a u s e s  v o m  l 7 .  F e b r u a r  1 9 l 7 .  T ro tz  d e r  g r o ß e n  B e d e u ­
t u n g  d e r  in  d e r  S i t zu n g  b e h a n d e l t e n  b e v ö l k e r u n g s p o l i t i s c h e n  G e g e n s t ä n d e  
u n d  im  d i a m e t r a l e n  G egensa tz  z u  d e m  h o h e n  P a t h o s ,  d a s  d a b e i  a u f ­
g e w e n d e t  w u r d e ,  stel lt d e r  B e r ic h t  z u g u te r l e t z t  r e s ig n i e r t  fe st:  „ U m  
4 ' / 4  U h r  s i n d  n u r  n o c h  e t w a  2 0  A b g e o r d n e t e  i m  S a a l e .  D ie  
A b g e o r d n e t e n  h a t t e n  durch  d ie  I d e a l e ,  m i t t e l s  d e r e n  d a s  V o lk  z u r  Ü b e r ­
n a h m e  v o n  L as ten  b e w o g e n  w e r d e n  soll, n icht  e i n m a l  so w e i t  gefesselt 
w e r d e n  k ö n n e n ,  sich d ie  D i n g e  b i s  zu  E n d e  m i t  a n z u h ö r e n .



eine von vornherein gelöste 5lusgobe. Die Doöenwertsteigerung 
liefert die erforderlichen M itte l. Überdies steigert der damit be­
wirkte Levölkernngszuwachs wiederum den Dodenwert. Ls be­
steht daher im Prinzip die Möglichkeit, die Üufwendnngen, ins­
besondere in der Horm von Mntterrenten, so zu gestalten, daß 
sie erst erfolgen, nachdem der dadurch hervorgebrachte Mnder- 
nachwuchs zur Gründung eigener Haushalte gelangt, also die 
Mietzins zahlende Bevölkerung vermehrt und die IZodenwert- 
steigörung bereits zur Tatsache hat werden lassen.

Die aufzubringenden M itte l bilden daher überhaupt keine 
Grenze für die zu bewirkende Devölkerungszunahme. Venn je 
größer die Levölkerungszunahme, um so größer ist ja auch immer 
wieder der Lodenwertzuwachs. Jede beliebige Größe des Be­
völkerungsgewinnes liegt im Bereich der Möglichkeit. Ls ist das 
nur eine Hrage der Zahl und des Umfanges der ins Leben zu 
rufenden Unternehmungen dieser Urt. Uuch der Geburtenrück­
gang des Deutschen Leiches ist ein Problem, dessen Lösung so zu 
einem einfachen Uechenexempel wird. Ls ist deshalb vollkommen 
hinreichend, die Zache hier vorerst vom Standpunkte eines einzel­
nen Unternehmens zu betrachten, das sich für seine Häuser Ein­
wohner beschaffen muß.

Um uns bloß ein ungefähres Bild davon zu machen, welcher 
Bevölkerungseffekt mit dem oben errechneten Lrtrage eines 
großstädtischen Besiedelungsunternehmens etwa zu erwarten ist, 
sollen im folgenden kurz diejenigen Veranstaltungen skizziert 
werden, die für den Zweck etwa geeignet wären, um daran dann 
eine Schätzung- zu knüpfen. Im  übrigen sind diese Einzelheiten 
von sekundärem Belang. M an kann sie sich auch anders denken, 
wenn nur der Hauptzweck erfüllt wird, die wirtschaftlichen Wider­
stände gegen den Kindersegen zu überwinden.

W ir gehen hier von der Annahme aus, daß das Vesiedelungs- 
unternehmen —  selbst oder durch ein Dutzend Tochterunterneh­
mungen — einen großen landwirtschaftlichen Grundbesitz bewirt­
schaftet, also insbesondere Ackerbau und Viehzucht betreibt. Die 
erforderlichen männlichen und weiblichen Arbeitskräfte werden 
von den* landwirtschaftlichen Vetriebsgesellschaften nur als Ehe­
paare eingestellt oder müssen zum Zwecke der Einstellung die Ehe 
schließen. Sie werden in „Zugendeheheimen" untergebracht. Die 
Kinder werden in „Internaten" erzogen. Die Mütter begründen 
mit jeder Geburt einen neuen Anspruch auf Gewährung einer 
„Mutterrente*'.



Mullerrenten.

Die Mutterrente wird im Iahresbetrage von 100 lNK. für 
das am (Orte bzw. im Lesiedelungsbezirk geborene und noch 
daselbst lebende verheiratete Uind der Mutter gezahlt. Der 
Rentenanspruch beginnt mit dem Tage der Eheschließung des 
Rindes bzw. mit einem bestimmten Lebensalter und endet mit 
dem Tode der Mutter.

Ztirbt das Rind vor oder nach seiner Verheiratung, ohne 
Nachkommen zu hinterlassen, oder gibt es seinen Wohnsitz an dem 
Orte auf, so vermindert sich der Nentenbetrag auf 25 "/s,. Die 
Verminderung tr itt auch ein, wenn oder solange sich das Rind 
nicht verehelicht, hat das nicht mehr am Orte lebende Rind 
Nachkonimen hinterlassen, so erhöht sich die verminderte Mutter­
rente pro Ropf der Enkelkinder um je 1 0 ^  des Grundbetrages 
— also auf 35, 45. 55, 65, 75, 86 und 95"/„ - -  bis auf 
höchstens 10()0/„, d. i. der volle Grundbetrag — 100 Mk. Die 
Erhöhung bleibt nur so lange und insoweit in Rraft, als die 
Enkelkinder am Orte leben. Die gleichen Grundsätze gelten für 
den Fall, daß die Ehe des Rindes der pensionsberechtigten Mutter 
gelöst wird, bis es eine neue Ehe eingeht.

Anspruch auf Gewährung der Mutterrenten besteht nur für 
Rinder ausgewählter, in den Jugendeheheimen untergebrachter 
Eltern, jedoch nicht im Hinblick auf Rinder, die geboren werden, 
nachdem auf Grund ärztlichen Gutachtens weitere Nachkommen 
der Eltern als unerwünscht bezeichnet worden sinb.

Die Inhaberin des Grundbesitzmonopols legt allen Ge­
werbetreibenden am Orte in den Mietverträgen usw. die Ver­
pflichtung auf, bei Einstellung von Arbeitskräften unter sonst 
gleichen Umständen solche Personen zu bevorzugen, deren Dasein 
am Orte eine Mutterrente begründet oder begründet hat. Die 
gleiche Verpflichtung liegt den gewerbsmäßigen und nichtgewerbs­
mäßigen Arbeitsnachweisen ob. Die Verpflichtung würde nur 
eine solche gegenüber der Inhaberin des Grundbesitzmonopols, 
nicht aber gegenüber den Arbeitskräften selbst sein. Ein „Recht 
auf Arbeit" wird dadurch nicht begründet, wenn auch die W ir­
kung in die Richtung fällt.

Die gesundesten und kräftigsten unter den herangewachsenen 
Rindern werden ausgewählt und den landwirtschaftlichen Letriebs- 
gesellschaften als Arbeitskräfte sowie nach erfolgtes Verehelichung



den Iugendeheheii i len  zugeführt. Lesonders befähigte Zöglinge 
erhalten  nach beendeter B ernfsvorbere i tung  f rüher  oder später 
selbständige gewerbliche Unternehmerstellen (vgl. h ierzu A b­
schnitt 3!), auch w enn  sie kein eigenes K a p i ta l  besitzen.

Um die G r tsg eb ür t ig en  nach e r lan g te r  Selbständigkeit am  
G r te  festzuhalten, w ürd en  dem U nte rnehm en  teils durch seine 
K ap ita lk räs te ,  teils durch das  Grundbesitzmonopol und die Einheit 
der O rgan isa tion  auch noch andere  M i t te l  zu Gebote stehen.

L. Internale.
Die U nte rha l tu ng  und Erziehung der K inder erfolgt, sofern 

die L ite rn  ihre K inder nicht bei sich behalten  wollen, von der 
G ebu r t  a n  in geschlossenen Lrziehungshäusern. Die E n tb in d u n g s ­
anstalt  bildet gewissermaßen die unterste Stufe  dieser I n te rn a te .  
I n  der die Säug linge  beherbergenden Anstalt rek ru t ie r t  sich das  
Personal  a u s  den M ü t te rn .  Danach beginnt die durch geschulte 
Lehrkräf te  zu bewirkende systematische Erziehung und demnächst 
U nterrichtser te ilung, die auf  das  Ziel der Volksschule auszurichten 
sein dürfte.

Die I n t e r n a t e  können von den landwirtschaftlichen Uetriebs- 
gesellschaften in örtlicher Verb indung  mit den Iugendeheheim en  
betrieben werden. Die K inder w erden  zu Feldarbe i ten  nach B e ­
darf  und Möglichkeit m it herangezogen. »

Die weiteren Bedürfnisse der schulentlassenen K inder werden 
sich verschieden gestalten. L in  Teil w ird  vielleicht Aufnahme bei 
den E lte rn  finden, um von dort  a u s  in die Lehre oder sonstige 
B erufsvorbere i tung  zu treten. Lin Teil der weiblichen K inder 
w ird  bald  nach der Schulentlassung in häusliche Dienste gehen. 
Die große Masse der Schulentlassenen w ird  in gewerblichen B e­
trieben in Lehrstellen oder a ls  jugendliche Arbeiter  und  Arbeite­
rinnen  Beschäftigung und E rw e rb  finden. F ü r  diese w ürden  O b e r ­
stufen der In t e rn a t e  mit sachgemäß beschränkten Aufgaben (B e­
herbergung. Fortb i ldungsun terrich t)  erfordert  werden. Die h ie r ­
durch entstehenden Kosten w ürden  von den jugendlichen Personen 
ihren . L rw erbsverhältn issen  entsprechend -w ie d e r  einzuziehen sein.

Bis  zur Schulentlassung h a t  der V ater  des Kindes E rz iehungs­
kostenbeiträge zu zahlen. Auf A n trag  des V a te rs  und m it  Z u ­
stimmung der M il t te r  k ann  von der Erhebung  der Kostenbeiträge 
abgesehen werden. Der Anspruch auf  M u t te r re n te  verm indert  
sich dann  auf einen entsprechenden Prozentsatz des nach den



sonstigen Umständen zu zahlenden Betrages, und zwar auf so 
viele Jahre hinaus, wie die Verpflegung des Kindes im Internat 
unentgeltlich erfolgt ist. Für eine bestimmte Mindestanzahl von
(etwa 4 bis 6) Kindern ist die Befreiung von den Kostenbei­
trägen nicht zulässig.

Nach dem Tode der rentenbezugsberechtigten Mutter ist dem 
Vater für die Kinder, für die Erziehungskostenbeiträge gezahlt 
wurden, die Hälfte des sonst der Mutter zuständigen Nenten-
betrages weiter zu zahlen.

Uneheliche Kinder können, wie die ehelichen, Aufnahme in 
dem Internat finden. Mutterrenten werden für sie nicht ge­
währt. Kostenentschädigung für die Unterbringung im Internat 
wird von der Mutter nicht, von dem Vater nach Maßgabe seiner 
Alimentationspflicht, eingefordert.

Jugendeheheime.

Die Iugendeheheime werden von den landwirtschaftlichen 
Betriebsgesellschaften für deren Arbeitskräfte errichtet.

In  den Vereinigten Staaten von Nordamerika ist es eine 
nicht ungewöhnliche Erscheinung, daß kinderlose Ehepaare in 
Hotels dauernd Wohnung nehmen. Es wäre nur eine Verall­
gemeinerung dieses Brauchs, wenn die Iugendeheheime im Stile

« großer mehrstöckiger Hotels mit gemeinsamen Speise- und Gesell­
schaftsräumen eingerichtet würden. Da die Kinder in den 
Internaten untergebracht wären, würde jedes Arbeiterehepaar 
zumeist nur eines wohnraumes zu seiner alleinigen Verfügung 
bedürfen.

Es würde eine Auswahl der in die Iugendeheheime auf­
zunehmenden Personen nach Gesichtspunkten der Uassenhpgiene 
und Uassenverbesserung erfolgen. Um einen möglichst zahlreichen 
Nachwuchs zu erzielen, würden im allgemeinen nur junge Leute 
Aufnahme finden.

Der Betrieb der Arbeiterhotels könnte entweder von den 
landwirtschaftlichen Betriebsgesellschaften in eigene Uegie genommen 
oder an Unternehmer abgegeben oder verpachtet werden. Als 
Personal ständen die Arbeiterehefrauen zur Verfügung. Es steht 
an sich nichts im Wege, Iugendeheheime auch für irgendwelche 
anderen, industriellen Arbeiter zu errichten. Verschiedene Gründe 
sprechen aber dafür, die Einrichtung auf landwirtschaftliche u. dgl. 
Arbeiter zu beschränken.



I n  Betracht käm en auch Io ld a ten eh en ? ) D ab ei w ürde frei­
lich an die Stelle  der in den K rbeiterhotels möglichen F reiheit  
die in M ilitärkasernen herrschende G ebundenheit treten , die, w ie  
alles in der W elt, neben ihren guten auch ihre unerwünschten 
Zeiten haben m ag. L s m üßte dann ferner die M öglichkeit ge­
geben w erden, die Dienstpflicht der G em einen —  ähnlich w ie  für 
den M ilitäran w ärterstand  —  so lange zu verlängern , b is eine 
hinreichende eheliche Fruchtbarkeit erreicht ist und sich zum U n ter­
kom m en a ls  Arbeiter in einem  gewerblichen B etriebe am V rte  
G elegenheit bietet.

Bus die zahlreichen verschiedenart igen sozialen P ro b le m e ,  die mit 
den vorstehend bezeichneten E inr ich tungen  in n e rh a lb  einer  gem einw ir t -  
schaftlich kapitalistischen (Organisation a u f  einfache w e ise  ih re  Lösung 
fä n d e n ,  n ä h e r  e inzugehen, e rü b r ig t  sich hier. 5luch die verschiedenen 
Zeiten  des P o s tu l a t s  der  I u g e n d e h e ,  d a s  n e u e rd in g s  w ieder  in  e iner  
lesenswerten  Schrift* ')  von  K r i s c h e  beleuchtet  und verfochten w o rd en  ist, 
interessieren u n s  h ier  zunächst nicht weiter ,  w i e  zahlreich un d  m a n n i g ­
fa l t ig  die einzelnen Bestandteile  der  durch den K a p i ta l i s m u s  h e ra u f ­
beschworenen sozialen F ra g e  im m er  sein m ö g e n ,  der  gem einwir tschaf t­
liche K a p i t a l i s m u s  oder  S o z ia l i sm u s  e rzeug t  fü r  sie alle die M i t t e l  zu 
ih r e r  Lösung oder  B e hebung .

5tlle F o lg e ru n g e n ,  die sich in der  M ch tu n g  a u s  der  W irk u n g sw e ise  
der  gemeinwirtschaf tlich-kapital istischen O rg a n is a t io n  ziehen ließen, l iegen 
in  so w ei tem  Felde, daß eine V erfo lgung  von  E inzelheiten  ein m üß iges  
B e g in n e n  ist, so lange  nicht die g rund leg en d e  Tatsache der  durch ein 
d e ra r t ig e s  U n te rn e h m e n  geschaffenen wirtschaftlichen.Verhältnisse vor l ieg t.  
N u r  beispielsweise sei h ie r  au f  eine W i r k u n g  der  zu  t reffenden N u s ­
w a h l  der  E l te rn  fü r  die I u g e n d e h e h e im e  h ingewiesen!  I n  g rößerem  
M a ß s ta b e  h e rv o rg e ru fe n ,  w ü rd e n  die vorgeschlagenen V eran s ta l tu n g en  
ein neu es  Geschlecht entstehen lassen, mit  dem sich w egen  dey von G e n e ­
r a t i o n  zu G e n e ra t io n  fortzusetzenden Nuslese allmählich  eine bevorzugte  
Klasse vo n  M enschenkindern  entwickeln w ü rd e ,  w ä h r e n d  h ie r in  e ine r ­
seits z u tag e  t r i t t ,  daß  es auch im sozialistischen Z u k u n f t s s ta a te  N n ta -  
go n ism en  un d  —  a l le rd ings  ganz n e u a r t ig e  —  Klassengegensätze geben 
w ird ,  l ieg t  d a r in  andere rse i ts  ein  sozialer Lntw ickelungsfortschritt ,  der 
g a r  nicht hoch genug  eingeschätzt w erden  k a n n .  Die gemeinwirtschaft-  
lich-kapitalistische O rg a n is a t io n  rückt ihn  in  g re i fb a re  N ähe .  I e n e  b e ­
deu tungsvo lle  Nuslese w ä r e  eine Sache, die ganz n e b e n h e r  un d  ohne 
besondere  Kasten leicht zu bewerkste ll igen w äre .

*) I n  e iner  schon v o r  m ehre re n  J a h r e n  v er faß ten  und  im N o v em b er  
l y l S  der  zus tändigen L a n d e sz e n tra lb e h ö rd e  vorgeleg ten  Denkschrift üb e r  
den Gegens tand  h abe  ich n u r  den G e d a n k e n  der  S o ld a ten eh en  n ä h e r  
a u s g e fü h r t ,  w ei l  ich bei einem ersten U n te rn e h m e n  insow e it  den S t a a t s ­
be t r ie b ,  auch a u s  f inanziellen G rü n d e n ,  fü r  v o r te i lh a f te r  hielt . I m  
üb r ig e n  h ab e  ich jedoch im m er  U rbe i te rehen ,  und z w a r  Ehen  l a n d w i r t ­
schaftlicher U rbe i te r  fü r  d as  dem Zwecke Entsprechende angesehen.

**) P a u l  K r i s c h e ,  I " g e n d e h e !  V er lag  von  O t to  W ig a n d ,  
Leipzig 1918.
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N ä h e r  l iegt u n s  eine u n m i t t e lb a r  au f  wirtschaftlichem Gebiete  e r ­
scheinende Konsequenz. Die I u g e n d e h e h e im e  w ü rd e n  sich leicht zu einem 
vorzüglichen M i t te l  gegen den M a n g e l  a n  L a n d a rb e i t e rn  h e ra u sb i ld e n  
lassen. Wahrscheinlich w ü rd e n  sie ebensowohl a u f  S ö h n e  u n d  Töchter 
a u s  bürgerl ichen F a m i l i e n  w ie  a u s  A rbe i te rfam il ien  ih re  A n z ie h u n g s ­
k r a f t  a u s ü b e n .  Die A u fn ah m e  in  die I " g e n d e h e h e im e  w ü rd e  so be ­
geh r t  sein, wie es f ü r -d ie  v o rzu n eh m en d e  Kuslese in  der  T a t  auch n o t ­
w end ig  w äre .  -M

Z u r  Schätzung des Verhältnisses zwischen K ostenaufwand
und Leistungsfähigkeit gehen w ir  davon  aus ,  daß die In t e rn a t e  
und Jugendeheheim e nach dem P rinz ip  der Kostendeckung be­
trieben bzw. zur Verzinsung und Amortisation des A nlagekap ita ls  
verpachtet werden . Iv en n  die Kostendeckung nicht zu erreichen 
sein sollte, so müßte das  Vesiedelungsunternehmen, dessen G ru n d ­
besitz durch den Bevölkerungszuwachs im w e r t e  steigt, Kosten­
zuschüsse leisten. Auch w enn  das  E r fo rdern is  ein sehr beträcht­
liches w äre ,  w ürde  doch die Leistungsfähigkeit des S ta m m u n te r ­
nehm ens dadurch niem als überlastet w erden können. Denn w ährend  
die —  auf  einen bestimmten B evölkerungsgew inn  zugeschnittenen 
—  Betriebskosten der Iugendeheheim e und I n t e r n a t e  eine u n ­
veränderliche G röße  darstellen, ist der E r t r a g  des Besiedelungs­
un ternehm ens entsprechend der baulichen Ausbre i tung  und Ve- 
vö lkerungszunahm e beständig im wachsen begriffen. Ls w a r  
oben der I a h r e s e r t r a g

fü r  d as  l .  v e t r i e b s j a h r  au f  0 ,00 M il l io n en  M a r k
„ l5 .  ., „ 3,40

„ „ 45. „ l3 .6 0

berechnet worden. Bei gleichbleibender weiterer S teigerung 
w ürde  sich der E r t r a g  im Laufe jedes weiteren J a h rz e h n ts  um
3 ,4 0  M ill. ,  also

im 55. B e t r i e b s ja h re  aus l7 ,0 0  M il l io n en  M a r k
„ 65. „ „ 20 ,40
„ 75. 23 ,80

85. „ 27,20

usw. erhöhen. D abei  ist, wie im frü he ren ,  vorausgesetzt, daß 
der B odenw ert  n u r  p ro p o r t io n a l  der ziffernmäßigen V erm ehrung 
des W ohnungsbestandes oder der B evölkerung  zunehme, w ährend  
mit Sicherheit angenomm en w erden  k ann ,  daß  das  W achstum  des 
B odenw ertes  über das  zahlenmäßige V erhä l tn is  der B e v ö lk e ru n g s­
oder W oh n ungszunahm e w eit  h inausgeh t.

J e  günstiger sich das  V erhä l tn is  zwischen baulicher A us­
dehnung und Bodenwertzuwachs gestaltet, um so schneller w ird



das Ziel erreicht werden, datz der Ertrag des Unternehmens 
außer den Erfordernissen für Ulutterrenten auch die etwaigen 
Uostenzuschüsse für Jugendeheheime und Internate völlig deckt 
und darüber hinaus noch Überschüsse abwirft. Erreicht wird 
das Ziel jedenfalls, es ist nur eine Frage des Zeitpunktes. 
Denn allein der Ertrag befindet sich in stetigem Wachsen. 
Die Gesamtaufwendungen für Mutterpensionen und für den Be­
trieb der Internate und Urbeiterhotels dagegen sind eine kon­
stante Größe.

Es ist aber unwahrscheinlich, daß es nicht im vorhinein ge­
lingen sollte, den Grundsatz der Kostendeckung zu verwirklichen. 
Durch den landwirtschaftlichen, gärtnerischen und viehzuchtbetrieb 
der landwirtschaftlichen. Betriebsgesellschaften werden die wich­
tigsten Bedarfsmittel der Urbeiterheime und Internate gewonnen, 
deren Insassen andererseits das Urbeitspersonal jener Gesell­
schaften ausmachen und aus deren Erträgnissen entlohnt wer­
den. Bei diesen wechselseitigen Zusammenhängen muß sich 
eine Wirtschaftsführung der Internate und Urbeiterhotels auf 
der Basis der vollen Kostendeckung unter allen Umständen er­
möglichen lassen.

Uls Maßstab des erreichbaren Bevölkerungszuwachses sind 
daher nur die besonderen Kosten in Betracht zu ziehen, die aus 
den Uentenansprüchen der Mütter entständen.-

w ird  nun etwa angenommen, daß vom zweiten Betriebs- 
jahre ab in den Unstalten der landwirtschaftlichen Vetriebsgesell- 
schaften eines Besiedelungsunternehmens jährlich so viele Kinder 
zur Welt gebracht werden, daß von jedem Jahrgänge insgesamt 
4000 Kinder das zwanzigste Lebensjahr erreichen, so würden im 
2 l .  Jahre die ersten Mutterrenten im Gesamtjahresbetrage von 
rund 400 000 Mk. fällig werden. Dabei wird also zur Verein­
fachung der Rechnung ausschließlich mit dem Rentenhöchstbetrage 
von 100 Mk. gerechnet. In  jedem weiteren Jahre würden 
weitere 400000 Mk. Mutterrenten hinzukommen.

Unter der Unnahme, daß die Mütter des ersten Jahrganges 
durchschnittlich zwanzigjährige Frauen waren, hatten sie zu der 
Zeit (nach der allgemeinen deutschen Sterbetafel für das Jahr­
zehnt von l9 0 l bis 1910) noch eine weitere mittlere Lebens­
erwartung von rnnd 45 Jahren. Ruf die einzelne Mutter an­
gewandt, die in anderthalbjährigen Zwischenräumen insgesamt 
10 Kinder geboren haben möge, würde sich daraus im Hinblick 
auf den Rentenbezug folgendes Sachverhältnis ergeben:



Im  5llter von 4 0  Jahren würde die Rentenbezugsberechtigte 
100 Mk. jährlich beziehen; dazu würden, vorausgesetzt, daß sich 
die Rinder im Durchschnitt alle mit 20 Jahren verheiraten, nach 
je Jahren weitere l  0 0  IN K . hinzukommen, so daß nach
Erreichung des Alters von 5 3 '/z Jahren die Rente die Gesamt­
summe von l OOO RIK. pro Jahr ausmachen würde. Lei ihrem, 
nach der mittleren Lebenserwartung mit vollendetem 65. Lebens­
jahre erfolgenden Tode würde die Rentenbezugsberechtigte im 
ganzen
fü r Jahre eine pahresrente von 100 M k . od. zus. 150 M k .

weitere 1'/» „ „ „ „ 200 „ „ „ 300 „
D /^  ,. „ „ 300 „ „ „ 450
1 „ „ „ „ 400 „ „ „ 600
l ', . ,  „ „ „ ,, 500 „ „ „ 750
1'/'. „ „ „  ̂ „ 600 „ „ „ 900
D /» „ „ „ 700 „ „ „ 1050
D/-^ „ 800 „ „ „ 1200 „

„ 900 „ „ 1350 „
„ I I H 2 „ „ 1000 11500 „

überhaupt 18250 M k .

INutterrenten bezogen haben, pro Rind ergibt sich daraus ein 
durchschnittlicher Aufwand für Rlutterrenten von 1825 IRK.

Zur Berechnung des Gesamtaufwandes für IRutterrenten 
in den ersten 45 Betriebsjahren wollen wir, um die Rechnung 
möglichst einfach und durchsichtig zu gestalten, wiederum von der 
Fiktion ausgehen, daß die Rinder sich sämtlich mit 20 Jahren 
verehelichen, und die weiteren Abgänge durch Wegzug oder Tod 
sowohl bei den Rindern wie auch bei den Eltern ganz außer 
acht lassen. Vas entspricht natürlich nicht der Wirklichkeit. Aber 
es kommt hier weniger auf die genaue Feststellung der tatsächlichen 
Aufwendungen an sich, als vielmehr in ihrem Verhältnis zu dem 
erzielten Vevölkerungseffekt an. .Ignorieren wir die Wirkung 
der Abgänge auf die Rentenzahlungen, so rechnen wir auch 
mit einer entsprechend günstigeren Bevölkerungsbilanz. Für das, 
was hier veranschaulicht werden soll, macht es nicht viel aus, 
wenn w ir hier nur mit den IRaximalzahlen für die fällig werdenden 
Rentenbeträge rechnen.

In  den ersten 20 Betriebsjahren würden IRutterrenten nicht 
zu zahlen sein, da der Rentenbezug erst mit der Verehelichung 
des Rindes beginnt, deren Zeitpunkt w ir im Durchschnitt auf 
das 20. Lebensjahr angenommen haben. In  den folgenden 
25 Jahren, vom 21. bis 45. Betriebsjahre, würden im ganzen,



da in jedem J a h r e  zu den vorjährigen neue Nentenansprüche 
für weitere 4 0 0 0  Kinder hinzukämen, INutterrenten im Gesamt­
beträge von 130  M i l l .  INK. fällig werden, und zw ar :

im 21. Jahre 0,4 Mill. Mir. im 34. Ia h te  5,6 Mill. Mk.
22. „ . 0.8 ., ., ., 35. „ 6,0 „
23. 1.2 .. .. 36. „ 6.4 „ „
24. .. 1.6 37. „ 6,8
25. .. 2.0 ., „ 38. „ 7 2
26. 2 4 .. 3Y. „ ?'.6
27. 2',8 I I .. 40. „ 8,0 „
28. 3.2 41. 8.4
29. 3,6 „ 42. „ 8.8 „ „
30. .. 4,0 ., „ 43. „ 0.2
31. 4,4 .. 44. „ 0.6
32. ., 4,8 „ ,, 45. „ 10,0 „
33. 3,2 „ zusammen 130,0 Mill. Mb.

Der gesamte E r trag  des Unternehmens w a r  e ingangs fü r den 
entsprechenden Z e itraum , d. H. bis zum 45. L e tr ieb s jah re , auf
2 8 0 .5 0  M ill.  M k .  berechnet w orden. Der E r trag  w ürde hier­
nach den durch die Uentenzahlungen entstehenden Bedarf um
1 5 0 .50  Mill. M k .,  also um mehr als ein Doppeltes übersteigen.

Der M eh re r t r ag  w äre  für andere Zwecke verfügbar,  wenn
er nicht ebenfalls für M u tte rren ten ,  sei es in der gleichen Form , 
sei es ohne Verbindung mit I n te rn a te n  oder Jugendeheheimen, 
Verwendung findet. Die Bedingungen für G ew ährung  von 
M utte rren te  unabhäng ig  von Jugendeheheim und I n t e r n a t  kann 
m an sich wiederum auch sehr verschieden denken. Sie könnten 
im allgemeinen dieselben sein wie in V erbindung mit jenen E in ­
richtungen. Durch die Bedingung einer zu treffenden A usw ahl 
der Eltern und einer bestimmten Mindestzahl der insgesamt von 
einer M u t te r  zu leistenden Geburten —  die auch in den Ju g e n d ­
eheheimen gefordert werden müßte —  w ürde der Kreis der 
Kentenanspruchberechtigten festgesetzt werden. D b m an  auf diese 
weise mit gleichen Ergebnissen w ürde rechnen können wie bei 
den Jugendeheheimen, mag eine offene F rage  bleiben. Aber 
eine bestimmte, dadurch herbeigeführte Geburtenzahl angenommen, 
w ürde  natürlich von einem gleichen K entengrundbetrage aus  der 
Kostenaufwand derselbe sein wie der oben (auf 130 Mill. M k.)  
errechnete.

U nter den angenommenen tatsächlichen Voraussetzungen würden 
bis zum 45. Betriebsjahre  aus den Jugendeheheimen insgesamt 
(44 x  4 0 0 0  1 7 6 0 0 0  wenigstens das zwanzigste Lebensjahr



erreichende Kinder hervorgehen. D a s  allein bedeutet schon die 8e- 
vö lkerung einer Z tad t,  welche die Grotzstadtgrenze ( — 1 0 0 0 0 0  E in ­
w ohner) längst überschritten ha t,  und zw ar in der für die Lebens­
dauer sehr günstigen Alterszusammensetzung vom I .  bis 4 4 .  Lebens­
ja h re ,  wobei überd ies die Zterbefälle bis zum 2 0 .  Lebensjahre 
von vo rnhere in  in Absatz gebracht sind. Dieser Nachwuchs um 
1 7 6 0 0 0  Köpfe w ürde  u n te r  den weiter oben (Ziffer l dieses Ab­
schnitts) angenomm enen Voraussetzungen fü r  den in fünfzehn­
jähr ige r  B ebauung  auf l 30  0 0 0  Leelen angewachsenen Vesiede- 
lung so r t  zu der natürlichen L evö lkerungszunahm e durch Geburten- 
und lvanderungsüberschutz noch hinzukommen.

Die weitere Bevölkerungsentwicklung des Besiedelungsunter­
nehmens w äre  schon dadurch wesentlich sichergestellt und könnte 
nach M a ß g a b e  des B edarfs  durch A usdehnung oder Beschränkung 
der Zah l  der M u tte r ren ten fam il ien  willkürlich regulier t  werden. 
V a s  M a ß  des B edarfs  w äre  da rin  gegeben, daß der U m fang  der 
B au tä t ig ke i t  über die e inmal festgesetzte G röße  h inau s  eine weitere 
V ergrößerung  nicht erfahren  soll. D er I a h r e s u m fa n g  der B a u ­
tä tigke it  ist entscheidend fü r  die Kopfzahl der am  G r te  gehaltenen 
baugewerblichen B evölkerung und dam it zugleich fü r  das  E nd­
ziel der Entwickelung des ganzen Vesiedelungsunternehmens. W enn 
die entwickelte 5 tad tgem einde  eine bauliche Ausdehnung e r lang t  
hat,  die jenes Höchstkontingent an  Bauarbeiterschaft m it  dem zur 
E r h a l t u n g  des Gebäudebestandes notw endigen  B a u a rb e i ten ,  U m ­
bauten  usw. vollauf beschäftigt, w ürde  das  Lntwickelungsziel der 
S ta d t  mit Bezug auf  ihren G rößenum fang  erreicht sein.

V a s  Besiedelungsunternehmen k ann  sich mit Hilfe von 
M u tte r ren te ,  Zugendeheheim und I n t e r n a t  auch ganz u n a b h ä n g i g  
v o n  j e d e m  Z u z u g  v o n  a u s w ä r t s  machen. D a s  U nternehm en 
w ürde  dabei in der Hauptsache zunächst n u r  mit  den landwirtschaft­
lichen Vetriebsgesellschaften und deren Einrichtungen beginnen. V a s  
B au pro g ra m m  w ürde  dann  für die ersten 2 0  J a h r e  ein ganz anderes  
sein. Die Entwickelung der großstädtischen Besiedelungszentrale 
w ürde  erst nach ca. 15 bis 2 0  J a h r e n  recht in F luß  kommen.

Dieses V erfahren  w ä re  einzuschlagen, wenn Vesiedelungs- 
unternehm ungen  der A rt  in g roßer  Z ah l  ins  Leben gerufen werden 
sollten. Es w ä re  unmöglich, die Bevölkerung  vieler Besiedelungs­
orte gleichzeitig mit  der nötigen Entwickelungsgeschwindigkeit —  
die ein nicht unwesentliches M o m e n t  der Zache ist —  a u s  Zu 
zugsüberschüssen entstehen zu lassen. D azu w ürde  im Deutschen 
Ueiche nicht genügend B evö lkerungsm ate r ia l  vorhanden  sein.



Angenommen, das Deutsche Reich sollte im ganzen Umfange 
im gemeinwirtschaftlich-kapitalistischen Sinne sozialisiert werden und 
wäre zu dem Zwecke in, willkürlich angenommen, 500 lVirtschafts- 
bezirke eingeteilt, in deren jedem — soweit nicht eine genügend 
große Stadt bereits in dem Bezirke liegt — eine großstädtische 
Besiedelungszentrale als wirtschaftlicher Mittelpunkt des Bezirks 
zu entwickeln wäre. Ls würde dann nur in ganz wenigen 
Fällen an eine Vevölkerungsentwickelung aus dem Zuzuge ge­
dacht werden können. Bn den übrigen (etwa 350 bis 400) 
Bezirken würde das Besiedelungswerk vorerst nur durch Grün­
dung der landwirtschaftlichen Betriebsgesellschaften einzuleiten sein, 
deren Aufgabe neben Einrichtung und Verwaltung ihres Acker­
bau-, gärtnerischen und Viehzucht-Großbetriebes vornehmlich auch 
darin bestehen würde, zu dem Zwecke des verstärkten Bevölke­
rungszuwachses die Iugendeheheime für ihre Arbeitskräfte und 
Internate für deren Rinder zu errichten.

Die landwirtschaftlichen Vetriebsgesellschaften würden durch 
diese ihre Tätigkeit aber gerade auch den Faktor bilden, der 
allein gegenwärtig das wirtschaftliche Leben Deutschlands wieder 
in das rechte Geleise bringen kann und die erforderlichen Arbeits­
kräfte auf das Land zu ziehen vermag.

w as  hier vorgeschlagen wird, ist echter und rechter Sozialismus. 
Lin Gleiches kann man von den Vorschlägen auf Zerstückelung land­
wirtschaftlichen Großgrundbesitzes u. dgl. nicht sagen. Ls ist unbegreif­
lich, wie Sozialisten so etwas vorschlagen können. Sozialismus bringt 
wirtschaftlichen Fortschritt und geht nicht auf Vereinzelung und Zer­
splitterung, sondern auf Zusammenfassung des wirtschaftlichen Getriebes. 
Selbstverständlich auch in der Landwirtschaft, wenn aus dem Wege der 
Aufteilung des Großgrundbesitzes tatsächlich noch vorgegangen wird, und 
das den heutigen Zeitverhältnissen nicht mehr entsprechende Xleinsiede- 
lungswesen zu voller Blüte gelangt, so würde das einen großen w irt­
schaftlichen Rückschritt bedeuten.

3. Gemeinwirtschafllich-Kapilalistische verbände.

Lin gemeiuwirtschaftlich - kapitalistischer verband ist ein 
liollektivorgan zur planmäßigen Verwertung, Entwickelung und 
Vermehrung nutzbarer wirtschaftlicher Kräfte auf kapitalistischer 
Grundlage. -

Der eine Latz — der nach den vorausgeschickten Ausfüh­
rungen ohne weiteres verständlich ist — umfaßt alle überhaupt 
denkbaren verwirklichungsformen des sozialistischen wirtschafts- 
prinzips.



Auch ein rein erwerbskapitnlistischer. Betrieb des weiter 
oben (unter Ziffer t) beschriebenen Besiedelungsunternehmens 
schließt das Vorhandensein und die Mitwirkung gemeinwirt­
schaftlich-kapitalistischer Absichten keineswegs aus. vielmehr 
würden sich solche Zwecke, nach Maßgabe der tatsächlichen 
organischen Zusammenhänge innerhalb des Gesamtunternehmens, 
im Laufe der Zeit doch immer herausbilden. Oie gemeinwirt­
schaftliche Verbundenheit wäre eben doch vorhanden, selbst wenn 
etwa der erwerbskapitalistische Gesichtspunkt bei der Gründung 
zunächst grundsätzlich allein maßgebend gewesen sein und dem­
gemäß den gemeinwirtschaftlichen Wertzuwachs als Faktor des 
blapitalprofits erscheinen lassen sollte, wie es ja bisher bei groß­
städtischen Vodenwertsteigerungen immer der Fall ist.

Wie eine Lrwerbsgesellschaft, so können andererseits auch 
der Staat und die Gemeinde usw., an die Stelle des gemein- 
wirtschaftlich-kapitalistischen Verbandes treten und seine Aufgaben 
erfüllen. Aber diese Aufgaben sind der Natur dieser öffentlich- 
rechtlichen verbände ebensowenig adäquat wie dem Charakter 
der Erwerbsgesellschaft. Es bliebe dann immer eine Lücke in 
der Organisation, die nur durch den gemeinwirtschaftlich-kapita­
listischen verband ausgefüllt werden kann. Der gemeinwirtschaftlich­
kapitalistische Verband würde die Stelle sein, an welcher eine 
Mitwirkung der Nredit gewährenden Staats- oder Xommunal- 
verbände pp., sei es auch nur im Rahmen von Aufsichtsbefugnissen, 
ohne Beeinträchtigung der Bewegungsfreiheit der kapitalistischen 
Unternehmer Platz greifen könnte.

Je nach der gegebenen Sachlage lassen sich die verschiedensten 
Formen des gemeinwirtschaftlich-kapitalistischen oder kürzer — 
denn der ve rband  repräsentiert mehr die gemeinwirtschaftliche 
Seite der Sache -  des gemeinwirtschaftlichen Verbandes denken. 
Auf diesen erst für die konkrete praktische Ausführung wichtigeren 
Punkt näher einzugehen, liegt aber um so weniger in der Ab­
sicht der vorliegenden Studie, als w ir dabei verschiedenerlei tat­
sächliche Vorbedingungen willkürlich unterstellen müßten, und die 
Einfachheit der Darstellung, die hier tunlichst festgehalten werden 
soll, darunter völlig verloren gehen würde, verschiedene tat­
sächliche Voraussetzungen in dem Sinne liegen dem von mir schon 
vor 12 Jahren in der Münchener Zeitschrift „März" veröffent­
lichten Entwürfe eines Gesetzes, betreffend die Bildung von Ver­
brauchsgemeinschaften (vgl. Anhang I), meiner 1918 in zweiter 
Auflage von Gtto Wigand verlegten „Utopia" und meinem Auf-



saHe über „Eine notwendige kriegswirtschaftliche M a ß n ah m e"  im 
„preußischen V erw a l tu n g sb la t t"  vom 9. September l 9 l 6  zu« 
gründe.

Da der im „preußischen v e rw a l tu n g sb la t t "  von mir beschriebene 
gemeinwirtschaftlich-kapitalistische v e rb an d  den Typus darstellt, der auch 
für Zwecke des städtischen Besiedelungsunternehmens in Betracht kommt, 
möchte ich hier kurz das wesentliche darüber  wiederholen.

Ich hatte  mir  dort die F rage  gestellt, ob nicht den zunehmen­
den Trnährungsschwierigkeiten durch eine großzügige Aktion der Stei­
gerung der Lebensmittelproduktion entgegengewirkt werden könnte. 
Das wäre  wegen der Begrenztheit der Anbaufläche nu r  durch Ver­
m ehrung der Viehbestände möglich gewesen. Da ein M ehrbedarf  an 
Fu t term itte ln  aber wiederum durch den feldmäßigen Anbau nicht hätte 
gedeckt werden können, so stand dafür als  einziger w e g  die Erschließung 
b isher  ungenutzter Futterguellen, die Benutzung jeder irgendwo sich 
bietenden Möglichkeit der Gewinnung von v ieh fu t te r  offen.

An solchen irregulären viehfulterquellen ist an  sich kein Mangel. 
Die Michenabfälle der Haushaltungen, Gasthäuser, Kasernen usw. in den 
S tädten  sowie die in unerschöpflichen Mengen vorhandenen W aldfu tte r­
stoffe (Laubheu, G r a s ,  Fa rrenw urze ln ,  Schnecken, Larven. Eicheln, 
Bucheckern usw.) machen ein so überaus  reiches M a te r ia l  a u s ,  daß 
da rau s  für jede Größe des Viehbestandes Futte r  genug zu gewinnen 
wäre.  Aber, obwohl es an behördlichen Verfügungen nicht gefehlt hat, 
sind beide Futterguellen — abgesehen von der groß angelegten ein­
maligen Aktion der Obersten Heeresleitung im Sommer l y l 8  — doch 
n u r  sehr bruchteilweise benutzt worden.

w o r a n  hinsichtlich der K ü c h e n a b f a l l s a m m l u n g  die Schuld ge­
legen hat, habe ich ebenfalls im „preußischen V erw altungsb la tt"  (vom 
27. J a n u a r  und vom ö. M a i  l y l ? )  auseinandergesetzt. Das versagen 
der zuständigen Zivilbehörden gegenüber einem so einfachen Problem  
ist geradezu ein Schulbeispiel dafür,  daß der erwerbskapitalistische An­
trieb die Lebenskraft unseres volkswirtschaftlichen Körpers bildet, ohne 
die es einfach nicht geht. Die behördlichen Organe  versagten im vor­
liegenden Falle,  obgleich die höchste Not des Volkes und Lebensgefahr 
des Deutschen Reiches dahinter  stand. Es w a r  also die allerstärkste 
Triebfeder vo rhanden ,  die sich für gesellschaftliche Organe  a ls solche 
ü b e rh au p t  denken läßt. Und selbst das genügte nicht!

w o r i n  ferner die Schwierigkeiten einer vollständigen Ausnutzung 
des W a l d f u t t e r s  bestehen, ist aus der Entfernung zwischen Vieh­
besitzern und w a ld fu t t e r ,  namentlich bei der großen Zahl bäuerlicher 
Besitzer kleiner Viehbestände, unschwer zu erklären, versuche, deshalb 
die W aldfu tte rverw ertung  zu organis ieren, sind wohl regierungsseitig 
ve ran laß t  und von den Forstverwaltungen durchgeführt worden. Der­
artige Organisationen, soweit sie überh au p t  gelingen, sind aber äußerst 
lose Gebilde und stellen sich der N a tu r  der Sache nach ihre Aufgabe 
von vornhere in n u r  auf dürftige Erfolge ein. Dürftig im Verhältnis 
zu dem gesamten Viehfutterreichtum, der nutzbar gemacht werden könnte.

w a s  infolgedessen an Viehzucht- und viehmast- oder mit einem 
W orte :  an  Lebensmittelerzeugungsmöglichkeiten im Deutschen Reiche 
verloren geht, weiß niemand.
7 N j e d e s ,  Gemeinwirtlchaftlicher N apnalism us.



Um die ungenutzten produktiven Möglichkeiten zu verwirklichen, 
wollte ich in einem großen Zuge mehrere hundert  (300 bis 400) 
Viehzüchterei-Gesellschaften in waldreichen Gegenden und bei großen 
Städten  als  O r g a n e  a u ß e r f e l d  m ä ß i g e r  V i e h f u t t e r g e w i n n u n g  
und -Verwertung hervorgerufen wissen. W aren  erst einmal in Gestalt 
der Vieh produzierenden Betriebe sachliche Produktionseinrichtungen 
ents tanden, und mit  etwas eigenem Kapital  interessierte Gesellschafts­
vorstände als Unternehmer da ,  so waren kapitalwirtschaftliche T ar­
sachen gegeben, die zur Ausnutzung der sich darbietenden F u t te r ­
quellen für Viehzuchtzwecke antrieben, ja  zwangen. Der Apparat,  ein­
mal geschaffen, hätte  von selbst funktioniert .

Die Rückwirkungen, die das Unternehmen auf den gesamten S ta tus  
unserer Kriegswirtschaft — durch Verbill igung der Lebensmittel,  dem­
gemäß der Arbeits löhne und dadurch wieder der Preise aller w a r e n  — 
ausgeübt  haben würde, hätten alle Anlagekosten in kürzester Zeit zwauzig- 
und dreißigfach wieder eingebracht.

Der Kostenbetrag der staatlichen „verbilligten Fleischzulage" im 
J a h r e  1Y17 hätte  zur Finanzierung des ganzen Unternehmens mehr als 
hingereicht. Es wäre  dann aber ein Gegenwert in Gestalt der Vieh­
zuchtanlagen und sich vermehrenden Viehbestände vorhanden gewesen, 
während der Uiesenaufwand für die „verbilligte Fleischzulage" einfach 
ver tan  war.

Über die gemeinwirtschaftliche Seite des Unternehmens habe ich 
a. a. D. folgendes ausgeführt :

„M it  der bezirksweise vorzunehmeuden Errichtung freier p r iv a t ­
kapitalistischer Viehzüchtereigesellschaften würden zugleich geeignete 
O rgane  in das Leben gerufen werden, uni noch andere Viehzucht­
möglichkeiten, für welche die tatsächlichen Voraussetzungen an sich ge­
geben sind, ausfindig  zu machen und zu benutzen. Die Überlassung des 
W aldfutters und des städtischen Küchenabfalls an  die viehzüchtereien 
wäre ein Pr iv i leg ,  für dessen E inräum ung diese zu gewissen Gegen­
leistungen sich verpflichten könnten und müßten. Die Gegenleistungen 
würden namentlich darin zu bestehen haben ,  daß die Betriebseinrich­
tungen, wo es not tut, auch volkswirtschaftliche Interessen berücksichtigen. 
Um ein Beispiel herauszugreifen, könnte es erwünscht erscheinen, die 
Gewinnung und Verwertung von bisher ungenutzten Futterstoffen — 
wenigstens für die D auer  des Krieges —  über das durch das privat-  
wirtschaftliche Uentabilitütsinteresse gegebene M a ß  hinaus auszudehnen, 
weil für die restlose Ausnutzung aller Fütterungsgelegenheiten derzeit ein 
volkswirtschaftliches Interesse vorliegt. Ferner  wäre  den Viehzüchterei­
gesellschaften vielleicht die Verpflichtung aufzuerlegen, während der 
k r iegsdaue r  innerhalb eines bestimmten Bezirks für die Ausnutzung 
e twaiger sonstiger günstiger Bedingungen der Viehzucht Zorge zu tragen 
und die dafür erforderlichen Einrichtungen zu treffen und in Betrieb zu 
halten. Gewiß gibt es derartige Möglichkeiten noch mancherlei. Bei­
spielsweise sind vielfach industrielle Betriebe,  wie die Ziegeleien, die 
größere T erra ins  umfassen, durch den Krieg stillgelegt worden, v o n  
den Ziegeleien sind angeblich etwa 9 0 o/, außer Betrieb.  Zolche G ru n d ­
stücke sollen für Geflügelzüchtereien, speziell für Enten- und Hühnerzucht, 
sehr verw endbar  sein. Diese und andere passende Viehzuchtbedingungen 
zu allererst aufzufinden und demnächst auszunutzen, wäre eine ver-



pflichtung, die kapitalistische Spezialbetriebe der 6 r t  gern aus sich nehmen 
würden und leicht erfüllen könnten. Gerade hierdurch würden die für- 
größere Bezirke ins Leben gerufenen Viehzuchtunternehmungen in ihrer 
Gesamtheit zu derjenigen Organisation werden, die bis lang noch fehlt, 
aber zur vollkommenen Ausnutzung aller vorhandenen Möglichkeiten 
der Viehfuttergewinnung notwendig ist.

verschiedene Aufgaben und Beschränkungen, denen sich diese Le- 
zirks-viehzüchtereien während des Krieges unterwerfen müßten, könnten 
nach Friedensschluß fortfallen. I m  übrigen wäre  aber die Fortführung 
ihres Betriebes nach dem Kriege gerade noch so wichtig wie vorher.  
S i e  w ü r d e n  d a u e r n d  e i n e n  so w e s e n t l i c h e n  B e i t r a g  z u r  V e r ­
s o r g u n g  d e s  L e b e n s m i t t e l m a r k t e s  l i e f e r n ,  d a ß  sie a u f  d i e  
G e s t a l t u n g  d e r  L e b e n s m i t t e l p r e i s e  nach d e m K r i e g e  e i n e n  
s e h r  e r w ü n s c h t e n  E i n f l u ß  a u s ü b e n  w ü r d e n .

v o r  ein ganz besonderes Problem  sieht man sich durch die Frage 
gestellt, wie eine so große Anzahl von viehzüchtereien gewissermaßen mit 
einem Schlage in das Leben zu rufen ist, namentlich, wenn es in der 
Form freier erwerbskapitalistischer Unternehmungen geschehen soll. Auf 
welche Weise das wohl zweckmäßig durchzuführen wäre, soll im folgen­
den in den Grundzügen kurz skizziert werden.

G r o ß e  I n d u s t r i e z w e i g e  p f l e g e n  sich,  n a c h d e m  si e  sich zu  
e i n e m  g e w i s s e n  U m f a n g e  e n t w i c k e l t  h a b e n ,  z u  g e m e i n s a m e r  
I n t e r e s s e n v e r t r e t u n g  u n d  z u r  K e g e l u n g  g e m e i n s a m e r  A n ­
g e l e g e n h e i t e n  z u  v e r b ä n d e n  o d e r  S y n d i k a t e n  z u s a m m e n ­
z u s c h l i e ß e n .  I m  v o r l i e g e n d e n  F a l l e  k ö n n t e  m a n  d e n  u m ­
g e k e h r t e n  W e g  e i n s c h l a g e n ,  i n d e m  d i e  e i n z e l n e n  U n t e r ­
n e h m u n g e n  m i t  o b l i g a t o r i s c h e r  V e r b a n d s m i t g l i e d s c h a f t  v o n  
e i n e m  z u n ä c h s t  n u r  f i k t i v e n  v e r b ä n d e  a u s  z u m  L e b e n  e r ­
we c k t  w e r d e n .  Die v e rbands le i tung  würde die Aufgabe h ab en ,  für 
dis zil gründenden Viehzüchtereigesellschaften die Bezirke abzugrenzen, 
auf die sich ihre Tätigkeit erstrecken soll, die Forstreviere zu bestimmen, 
in denen sie die W aldfütterung ausüben können, den Umfang der Ver­
wendung des gesammelten Küchenabfalls benachbarter Städte festzu­
setzen, den Umfang der Viehhaltung, Z ahl  und Standorte  der einzelnen 
von der Gesellschaft zu betreibenden Viehzuchtanstalten mit  den Unter- 
nehmern zu vereinbaren und die Verpflichtungen, welche diese bezüglich 
der Küchenabfallsammlung, W aldfütterung und sonstigen Futtergewinnung 
etwa ihrerseits auf sich nehmen müßten, festzulegen. Nachdem so die 
technisch-wirtschaftlichen Bedingungen der zu gründenden einzelnen Unter­
nehmungen von dem V erbandsbureau  geprüft  und festgestellt sind, würde 
in jedem einzelnen Falle, wenn die Gründung in der Form der Aktien­
gesellschaft erfolgen soll, die F l ü s s i g m a c h u n g  v o n  S t a a t s -  o d e r  
N e i c h s m i t t e l n  z u r  Ü b e r n a h m e  d e r  n i ch t  a n d e r w e i t i g  u n t e r -  
z u b r i n g e n d e n  A k t i e n  zu beantragen sein. Ein Teil des Aktien­
k ap ita ls  müßte grundsätzlich von den die Vorstandsgeschäfte übernehmen­
den Unternehmern aufgebracht werden. Wo etwa besondere Mästerei­
betriebe zur Küchenabfallverwertung in oder bei größeren Städten  in 
Aussicht genommen werden, würden diese einen angemessenen Teil der 
Aktien zu übernehmen haben. Die verbandsle i tung  würde einer zu 
bestimmenden amtlichen Stelle, für  Deutschland also etwa dem Kriegs­
ernährungsamte,  die festgestellten technisch-wirtschaftlichen Voraussetzungen



sür Len Betrieb des Unternehmens zu unterbreiten haben,  und diese 
Behörde hätte  nach P rü fu n g  der vorgelegten Unterlagen und eigenem 
Entscheide dann weiterhin bei dem Bundesstaate,  in dessen Gebiet die 
zu gründende Viehzüchterei fällt, oder bei dem Reiche die Bereitstellung 
von M itte ln für den Zweck zu befürworten. D e m  S t a a t e  b e z w .  d e r  
z u s t ä n d i g e n  B e h ö r d e  w ü r d e  n a t u r g e m ä ß  e i n  g e w i s s e r  E i n ­
f l u ß  a u f  d e n  v e r b a n d ,  e t w a  nach  A n a l o g i e  e i n e r  A u f s i c h t s ­
b e h ö r d e ,  e i n z u r ä u m e n  se i n ,  wodurch aber nach der ganzen 6 r t  
der in Rede stehenden Verbandsorganisation die freie Betätigung
der einzelnen Unternehmungen nicht beeinträchtigt sein würde ,  u n ­
beschadet der besonderen kriegswirtschaftlichen u. a. Verpflichtungen, welche 
diese übernehmen, und die statutarisch und auf andere lveise festgelegt 
sein müßten. Ls würde das ein bleibender Einfluß sein können, der
dem Staate  auch nach  e t w a i g e r  A b s t o ß u n g  d e r  ü b e r n o m m e n e n
A k t i e n  die Möglichkeit bieten würde ,  in dem Betriebe der vieh- 
züchtereien vermittelst der Verbandsle itung volkswirtschaftliche und staats­
wirtschaftliche Gesichtspunkte dauernd zu praktischer Geltung zu bringen. 
Den zum verbände  gehörenden Gesellschaften gegenüber würde im 
übrigen allein das V erbandsbureau die Aufgabe der Überwachung und 
M itw irkung  bei Erfüllung der von den einzelnen Verbandsmitgliedern 
übernommenen besonderen Verpflichtungen haben. Da die V erbands­
leitung gleichzeitig a ls  Interessenvertretung das v e r t ra u en  der zugehörigen 
Gesellschaften leicht würde erwerben können,  wäre sie auch zur A us­
übung der erforderlichen Aufsichtsbefugnisse und regelnden Einflüsse die 
geeignetste Stelle. I m  übrigen könnte dem Verbandsbureau  durch An­
gliederung einer Viehseuchenversicherungskasse auf Gegenseitigkeit mit 
Beitr i ttszwang sür die Verbandsmitglieder ein wirtschaftliches T ätigkeits ­
feld zugewiesen werden, das den Zusammenhang des Verbandes wesent­
lich festigen würde."

lv ie  eine Viehzuchtindustrie, so kann der S ta a t  pp. in gleicher 
Weise durch das Mitte l  eines solchen gemeinwirtschaftlich-kapitalistischen 
Verbandes auch irgendwelchen ändern ,  nach den Umständen möglichen 
Gewerbszweig oder bestimmte, z. B. innerhalb einer Ltadtwirtschaft 
organisch notwendige Gewerbebetriebe auf kapitalistischer Grundlage 
e r z e u g e n ,  durch v e rk a u f  seiner Anteile das da rauf  verwendete Rapita l  
wieder für andere Zwecke freimachen und dann doch noch a ls  Hüter 
gemeinwirtschaftlicher Zwecke statutenmäßig oder auf gesetzlicher G ru n d ­
lage Einfluß auf den v e rb an d  behalten.

I m  R a h m e n  e i n e s  g r o ß s t ä d t i s c h e n  B e s . i e d e l u n g s -  
u n t e r n e h m e n s  würde ein gemeinwirtschaftlicher v e rb a n d  oder 
ein System von gemeinwirtschastlichen v erb änden  die A u f g a b e  
zu erfüllen haben ,  nach M a ß g a b e  der gegebenen tatsächlichen 
Verhältnisse das wirtschaftliche Gerippe oder —  w ie  M a rx  sagen 
würde —  die ökonomische Struktur der zu entwickelnden G roß­
stadt zuvor in, Lilde zu entwerfen, es gemäß diesem p la n e  durch 
Ansetzung von Unternehmern und Rapitalbeschaffung erstehen zu 
lassen und demnächst in den durch die gemeinwirtschaftlichen G e­
sichtspunkte bezeichneten Grenzen einen leitenden Einfluß auf das
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wirtschaftliche Getriebe der großstädtischen Lesiedelun^enL^e aus-x" Xv 
üben, während eine Erwerbsgesellschaft sich beiss^imduttg der 
gewerblichen Betriebe auf das schlechthin Notwel»M^ bes^aMpn ;»  » 
könnte und wohl auch würde, hätte der geEinrvirtsmaftlich- . ' I I  
kapitalistische verband die Gesamtheit der wirtschaftlichen Unler- 5  E 
nehmungsmöglichkeiten in den Bereich seiner erMig^nden un^-/ 
fördernden Tätigkeit zu ziehen. Der verband ode?>>zvenn ^n 
System von verbänden vorliegt, der hauptverband wurN 'M ch 
der naturgegebene E igentüm er des zur Besiedelung erworbenen 
Geländes sein. Nimmt man an, daß er das Unternehmen ohne 
jedes eigene Kapital anfängt, so würde er doch sehr bald in der 
Lage sein, das erforderte staatliche Varlehn aus Betriebsüber­
schüssen wieder zurückzuzahlen und damit in das schuldenfreie 
Eigentum des Vesiedelungsgeländes gelangen. Der wert seines 
Grundeigentums würde sich nach unserer Berechnung (vgl. S. 6Z!) 
in 15 Jahren von 1 2 X2 auf 129 Millionen Mark erhöhen. Der 
verband müßte sich also rapide zu einer großen Kapi talmacht 
entwickeln.

Ähnlich, wennschon in kleinerem Maßstabe, würden sich die 
wirtschaftlichen Verhältnisse der Einzelunternehmungen wie auch 
— je nach der Organisation — der etwaigen Unterverbände 
entwickeln, vie Millionen von Hypothekengeldern, die der Be­
siedelungswirtschaft ihrer Entwickelungsgeschwindigkeit entsprechend 
unaufhörlich Zuströmen würden, und die durch den besonderen 
organischen Zusammenhang zwischen den einzelnen Unternehmungen 
und durch sonstige gemeinwirtschaftliche Maßnahmen zu voll­
ständiger Auswirkung auf die Erwerbstätigkeit der Bevölkerung 
kämen, müßten in dem Besiedelungsbezirk einen dauernden 
Zustand der Hochkonjunktur — wie die Kriegsmilliarden in 
unserer Kriegswirtschaft — zur Zolgh, haben, eine wirtschaftliche 
Treibhausatmosphäre, die nichtsdestoweniger keine ungesunde zu 
sein brauchte.

während die Kriegsmilliarden, denen die glänzenden Blüten 
unserer Kriegswirtschaft ihr Dasein verdankten, im eigentlichsten 
Sinne des Wortes verpulvert wurden, bringen die hypothekarisch 
dargeliehenen Kapitalien in dem Besiedelungsbezirke bleibende 
w e r te  hervor. Und nicht nur entsprechende Werte, sondern 
mehr w er te ,  als den durch Hypothekarkredit beschafften Kapi­
talien entspricht. Insbesondere treten die gewaltigen Wert­
steigerungen hinzu, die mit einer Massenbesiedelung im Großstadt­
stile immer verbunden sind. Jeder weitere Bevölkerungszuwachs



vermehrt überdies wie den IZodenwert so auch die Absatzmöglich­
keiten. Bei der dabei allgemein zu erwartenden hohen R enta­
b i l i tä t  werden die einzelnen Unternehmer, auch wenn sie nur 
mit geringen Kapitaleinlagen angefangen haben, verhältnismäßig 
schnell zu tatsächlichen Eigentümern ihrer Unternehmungen werden 
können. Es werden, gleichwie der Bodenwertzuwachs die Tilgung 
der hypothekarschulden sehr erleichtern wird, auch die günstigsten 
Vorbedingungen gegeben sein, daß die Unternehmer aus den Er­
trägen ihrer Gewerbebetriebe die aus öffentlichen Mitteln ge­
währten Darlehen in schnellem Tempo abtragen können. Es 
wird nur auf die Unternehmer ankommen, die gebotene Gelegen­
heit, reich zu werden, durch intensive Tätigkeit auszunutzen.

Oer das Grundbesitzmonopol innehabende verband wird ein 
erhebliches Interesse daran haben, das in gewerbliche Unter­
nehmungen geleitete Kapital nicht in wenigen Händen unbegrenzt 
anschwellen zu lassen. Dem Bodenmertzuwachs ist am besten 
gedient, wenn möglichst vie le wohlhabende Wirtschaftseinheiten 
an dem Besiedelungsort aufgezüchtet werden. Uuch w irkt der 
kapitalistische Erwerbsantrieb am stärksten und fruchtbringendsten 
nicht in dem persönlich saturierten, steinreichen Großkapitalisten, 
sondern in dem mittleren, aufstrebenden Unternehmer. Je danach, 
ob in einem gegebenen Falle der verband weitere Konkurrenz­
unternehmungen hervorruft oder nicht, läßt sich der Fortschritt 
der Kapitalakkumulation für einzelne Kapitalbesitzer verlang­
samen oder beschleunigen. Der verband hat es ganz in der 
Hand, die Entwickelung in dieser und anderer Beziehung im 
wirtschaftlich günstigsten Sinne zu leiten.

Dadurch wird in keiner weise ausgeschlossen, daß sich die
größten Kapitalien unabhängig vom Verbände entwickeln. Es 
kann nicht die Uufgabe Hes Verbandes sein, überhaupt große 
Kapitalbildungen verhindern zu wollen oder ein blühender Unter­
nehmen in der Kampfesart eines Trustes zu befehden und zu 
unterdrücken. Wenn der verband auf die übermäßige Ent­
wickelungsgeschwindigkeit eines Unternehmens einen moderierenden 
Einfluß ausüben würde, so wäre das doch nur eine mittelbare 
Folge seiner Betätigung als Erzeuger von Unternehmungen 
oder seines Interesses an einer Vermehrung wohlhabender Bevöl­
kerungskreise. Lin Streben nach Alleinherrschaft wie bei einem 
Trust läge nicht in seiner Natur. Uber begünstigen würde.der 
verband in der Tat nur die mittleren Kapitalbildungen, nicht 
aber eine sich steigernde Anhäufung des Kapitals in wenigen



Händen. Die wirtschaftliche Lntwickelungstendenz, die au s  dem 
gemeinwirtschaftlichen R ap ita l ism u s  entspringt, richtet sich viel­
mehr nach der N a tu r  der Sache auf  a b s o l u t e  u n d  r e l a t i v e  
V e r m e h r u n g  d e r  Z a h l  d e r  N a p i t a l i s t e n .

w ä h re n d  die rein kapitalistische Wirtschaftsentwickelung im 
Sinne der Marxschen Theorien prinzipiell mit der A nhäufung 
alles K a p ita ls  in einer einzigen Hand enden müßte, erscheint als 
theoretisches Endziel einer gemeinwirtschaftlich-kapitalistischen E n t ­
wickelung umgekehrt die V erw andlung  aller wirtschaftenden P e r ­
sonen in Kapitalisten oder, mit anderen W orten , der allgemeine 
wirtschaftliche Wohlstand und Reichtum.

Zur vollständigen S o z i a l i s i e r u n g  d e s  D e u ts c h e n  R e ic h e s  
im gemeinwirtschaftlich-kapitalistischen Sinne w äre  als  grundlegende 
O rganisa tion  ein System von gemeinwirtschaftlichen Verbänden 
oder, kurz mit einem W orte ,  von Wirtschaftsverbänden erforderlich.

I n  jedem der einzelnen wirschaftsbezirke, in die das Reich 
zu dem Zwecke einzuteilen w ä re ,  müßte ein Haupt- oder R e z i r k s -  
w i r t s c h a f t s v e r b a n d  gebildet w e rd e n . '  Sache der Vezirkswirt- 
schaftsverbände w ä re  es, das  wirtschaftliche Leben in ihren Bezirken 
zu befruchten, zu regeln und zu fördern. Insbesondere hä tten  sie 
direkt oder durch U nterverbände  wirtschaftliche U nternehm ungen 
ins  Leben zu rufen, um alle vorhandenen  und im Entwickelungs­
fortschritte neu entstehenden wirtschaftlichen Möglichkeiten zu v e r ­
w erten  und deren zweckmäßige Verwirklichung zu organisieren.

W ie der wirtschaftliche Lntwickelungsfortschritt bei rein k ap ita ­
listischer W irtschaftsweise durch die Verwirklichung produktionstechnischer 
E rfindungen , so ist der w e g  der 5ozia lisierung dadurch gekennzeichnet, 
daß die W irtschaftsverbände wirtschaftstechnische Id een  oder U nternehm er­
ideen finanzieren oder verwirklichen. D ie gemeinwirtschaftliche Befruch­
tung des wirtschaftlichen Lebens erfolgt regelm äßig in der w e is e , daß 
der verb an d  durch K apitalhergabe zuvörderst fast a llein iger Eigentüm er  
des neuen U nternehm ens w ird , danach aber seine klktien oder Unteile, 
tunlichst m it G ew inn, in den freien Verkehr bringt. J e  vollständiger das 
gemeinwirtschaftlich eingeleitete Unternehm en in allen seinen T eilen in 
privatwirtschaftlichAi Händen aufgeht, desto größer ist die gesamte w ir t­
schaftliche W irkung. Jedoch ist nach der jew eiligen  Sachlage —  b ei­
spielsw eise je danach, ob das Unternehm en auf Verbandsgrundbesitz liegt 
oder nicht —  eine verschiedene W irtschaftspolitik möglich und notw endig .

Die Hauptaufgabe des Vezirksverbandes w ird  zunächst immer 
sein, durch Entwickelung einer großstädtischen Lesiedelungszentrale 
für den Bezirk ein wirtschaftliches O rganisa tionszentrum  und für 
sich selbst damit die erforderliche gemeinwirtschaftliche V erm ögens­
grundloge zu schaffen. Der v e rb a n d ,  der anfänglich ganz auf
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den Ztaatskredir angewiesen sein dürste, wird dann je länger 
je mehr imstände sein, aus eigenen Mitteln zu schöpfen.

Wennzwar nicht der wirtschaftliche Wirkungsbereich, so würde 
sich doch die unmittelbare Machtgeltung des Verbandes auf der: 
Kreis der von ihm selbst erzeugten wirtschaftlichen Tatsachen be­
schränken. Die übrige Volkswirtschaft könnte ganz wie bisher 
dem freien kapitalwirtschaftlichen Verkehr überlassen bleiben. 
Doch würden die Verbünde naturgemäß mit der Entfaltung und 
stetig fortschreitenden Ausbreitung ihres Einflusses im Laufe der 
Zeit ihre Herrschaft auf die gesamte Volkswirtschaft ausdebnen 
und sie organisch durchdringen.

Für die nicht unmittelbar unter den Geltungsbereich der 
Lezirksverbände fallende Volkswirtschaft könnten aber auch ander­
weitige Organisationen gleichzeitig geschaffen werden, die an den 
Bereich der Wirtschaftsbezirke nicht gebunden sein und die Auf­
gabe haben würden, als Übergangsorganisationen zu wirken (so­
fern man eine wahrscheinlich Jahrzehnte dauernde Entwickelung 
noch als Übergangsperiode bezeichnen kann). Für diesen Zweck 
wollen mir die von Kathenau empfohlenen Berufs- und Gewerbe­
verbände besonders geeignet erscheinen, wie sich überhaupt 
Kathenaus Ansichten über Zozialisierungsnotwendigkeiten und 
-Möglichkeiten mit meinen eigenen in vielen Punkten decken oder 
ergänzen. Kathenau will den Berufs- und Gewerbeverbänden 
selbst die Form der Aktiengesellschaft geben (vgl. „Die neue W irt­
schaft", 5.57),- dann werden es reine Unternehmerverbände ohne 
gemeinwirtschaftlichen Charakter. Wie diese sich in den gemein- 
wirtschaftlich-kapitalistischen Nahmen sachgemäß einfügen ließen, mag 
dahingestellt bleiben, da sie auch selbständig neben den gemein­
wirtschaftlichen verbänden bestehen könnten, wenn überhaupt, 
so wären die Berufs- und Gewerbeverbände, deren Anwendbar­
keit eine beschränkte sein würde, den zentralen Wirtschaftsverbänden 
zu unterstellen.

Zent ra lwi r t schaf t sverbände könnten prooinzweise oder 
für die Einzelstaatsgebiete als provinzial- oder 5taatswirtschafts- 
verbände errichtet werden. 5ie würden die Funktionen von Auf­
sichtsbehörden gegenüber den Vezirksverbänden wahrzunehmen 
oder diese auch als Organe zu verwenden und im übrigen 
für die über die einzelnen Bezirke hinausreichenden w irt­
schaftlichen Zusammenhänge eine ähnliche Tätigkeit wie die Be­
zirksverbände selbst auszuüben haben. Ihre Einheit und oberste 
5pitze würden sie in einem Keichswirtscha' f tsverbande finden.
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Durch die Sozialisierung des Deutschen Reiches im gemeinroirt- 
schasrlich-kapitalistischen Zinne könnte eine Steigerung des allgemeinen 
Wohlstands und Reichtums in so grohem Umfange herbeigeführt werden, 
daß die Uriegswirkungen dadurch leichter zu überwinden wären als 
durch die erdenklich ausgiebigste, konfiskatorische und vexatorische Vs- 
steuerung der Uriegsgewinne, der großen vermögen und Einkommen, 
w ä h ren d  diese die l iap i ta lk ra f t  schwächt und den Unternehmungsgeist 
lähm t,  wird die Volkswirtschaft durch den gemeinwirtschaftlichen Kapi­
ta l ism us belebt. Schon lediglich die Schaffung der Organisation würde 
eine Unspannung aller wirtschaftlichen Kräfte mit sich bringen und jeden 
M a n n  an  die Urbeit rufen.

w e d e r  Gemeinwirtschaft noch Kapita l ismus vermag zur Heilung 
unserer wirtschaftlichen Kriegsschäden auch nur  im Entferntesten das zu 
leisten, w as auf gemeinwirtschaftlich-kapitalistischen Wegen erzielt werden 
könnte. Natürlich bedarf es auch dazu geraumer Zeit. Uber eine M i l ­
derung der wirtschaftlichen Beschwerden und Nöte würde durch Knnahme 
des P r inz ips  bezw. durch die damit herbeigeführte W endung der w ir t ­
schaftlichen Dinge sogleich für alle Bevölkerungsschichten eintreten, auch 
für die Kapitalbesitzer. Unstatt die nationalen  Kapita lkräfte  durch steuer­
liche Exzesse zu ruinieren, würde es im Sinne des gemeinmirtschaftlichen 
K apita lismus liegen, in weitestem Umfange Kapita l  für gemeinwirt­
schaftlich-kapitalistische Unternehmungen flüssig zu machen. Das könnte 
auf verschiedene weise geschehen. Uuch die Steuergesetzgebung könnte 
als  M it te l  dazu dienen, beispielsweise dadurch, daß durch Zeichnungen 
auf eine große „Zriedensanleihe" Befreiung von Kriegsgewinnsteuer, 
Vermögensabgabe u. dgl. e rw irk t  wird. Der E r trag  einer solchen Unleihe 
würde ein kolossaler sein und außer für  besondere staatliche pp. E r ­
fordernisse zur F inanzierung gemeinwirtschaftlich-kapitalistischer U nter­
nehmungen der demnächstigen Friedenswirtschaft ausreichen. W ir  würden 
dadurch sofort wieder in einen Zustand wirtschaftlicher Hochkonjunktur, 
wie während der Kriegswirtschaft, gelangen. Das wäre aber ein Uuf- 
schwung, der keinen Niedergang zur Folge haben würde. Venn dieser 
Unleiheertrag würde nicht wie die Kriegsmilliarden in alle Winde zer­
gehen. sondern zur Schaffung produktiver w e r te  Verwendung finden.

Intensive Wirtschaft würde an die Stelle der extensiven treten,  
wenigstens würde die Ubhängigkeit von ausländischen Ubsatzgebieten 
vermindert werden.

Die Steigerung des Wirtschaftlichkeitsgrades, die zum Wesenskern 
des gemeinwirtschaftlichen Kapita l ismus gehört,  bedeutet eine dauernde 
Gegenwirkung gegen das militärische Rüstungsfieber wie überhaupt  gegen 
Uufwendungen für Heer und Kriegsmarine,  weil diese im Grunde u n ­
wirtschaftlich sind. Das gemeinwirtschaftlich-kapitalistische P rinz ip  wird 
daher, sobald es von allen S taaten  verwirklicht wird, gegen den so­
genannten M il i ta r ism us mehr ausrichten als  der höchst fragwürdige 
Völkerbund, beziehungsweise es würde erst die hierfür erforderliche 
wirtschaftliche Basis bilden.

Die gemeinwirtschaftlich-kapitalistische Auflösung des sozialistischen 
P roblem s ist in seinen umwälzenden, praktisch-wirtschaftlichen Konse­
quenzen von nicht geringerer Tragweite  wie seiner Zeit die Entdeckung 
des produktions-technischen Prinz ips der Dampfmaschine. Sie enthält  
die vollkommene Lösung der „sozialen Frage" von heute, wenn auch



n u r  auf dem Wege eines lang dauernden Lntroickelungsprozesses. Die 
Organisation der Wirtschaftsverbände muß, wenn sie diesen Zweck recht 
erfüllen sollen, darauf  zugeschnitten werden, daß sie nicht zu einer reinen 
Unternehmerherrschaft führ t ,  w as  durch eine Uonsumentenvertretung im 
Wirtschaftsverbande zu erreichen ist. Da  ein vom v e rbände  umfaßter 
Uonsumentenkreis im Unfange gar nicht vorhanden ist, könnten die 
Organe  der Revolution, die Urbeiterräte, —  deren Zein oder Nichtsein 
jetzt ohnedies in Frage  steht — zweck- und sachgemäß in die Lücke ein- 
treten. Nicht als  politische und nicht a ls  Betriebsorganisation, sondern 
a ls  eine rein wirtschaftliche Einrichtung. Die Einfügung der Urbeiterräte 
a ls  maßgeblicher Verwaltungsorgane in das verbandsspstem würde der 
Neueinrichtung bei dem P ro le ta r ia t  ein großes v e r t ra u en sk ap i ta l  er­
werben. D as wäre  für die Zeiten schwerster wirtschaftlicher Not, denen 
wir  demnächst wohl noch entgegengehen, unentbehrlich. Denn die Früchte 
der Reform würden erst nach einem Ja h rze h n t  zu reifen beginnen. Und 
nicht nur  das v e r t ra u en  auf die ehrliche Ubsicht, sondern auch die objektive 
Ehrlichkeit der Durchführung selbst bedarf der Sicherung. Der Widerstreit 
zwischen Gemeininteresse und Unternehmerinteresse haftet dem sozialistischen 
Wirtschaftsverbande un tren n b a r  an  und bedingt entsprechende Sicherheits­
und Uusgleichsvorkehrungen in den Institu tionen. Das ist um so nötiger, 
als  die Bestrebungen der Urbeiterschaft nach Rlitherrschaft im gesellschaft­
lichen Urbeitsprozesse derzeit noch undurchführbar sind. I m  Betriebe 
muß der Unternehmer die Leitung haben. I h n  darin  zu beschränken, 
schadet der Sache.

Es ist unlogisch, auf den Gbrigkeitss taat zu wettern und gleich­
wohl die Verstaatlichung der ganzen Volkswirtschaft zu fordern. Der 
Widerspruch wird auch weder durch das Schlagwort von der Um wandlung 
des Obrigkeits^taates in den Volksstaat noch dadurch aufgehoben, daß 
man den „kaufmännischen Geist" in die öffentliche Verwaltung ver­
pflanzen will. Das, w as  den kaufmännischen Geist trüg t  und leistungs­
fähig macht, ist die starke wirtschaftliche Triebfeder des Gewinnstrebens, 
und die fällt doch bei der öffentlichen Verwaltung gerade weg. Deshalb 
ist das Gebiet der öffentlichen Verwaltung k e i n  Boden für den kauf­
männischen Geist. Ruch diese Zeitfrage findet aber ihre Lösung mit dem 
gemeinwirtschaftlich-kapitalistischen v e rbände  auf einfache Weise. Durch 
Übernahme der öffentlichen Wirtschaftsbetriebe (Eisenbahnen, Post, Tele­
graphie, Bergwerke, Forsten, Wasser- und Veleuchtungswerke, Schlacht- 
Höfe usw.) auf die Wirtschaftsverbände könnte bie behördliche Verwaltung 
von Bestandteilen wirtschaftlicher Betätigung befreit werden, die zu ihrem 
amtlichen C harak ter  nicht passen. Die S taa ts -  und R om munalverw altung 
würde sich dann rein auf ihre obrigkeitlichen Funktionen  beschränkt 
sehen, und gerade das — nicht aber die Vernichtung des einzig in der 
W elt dastehenden Geistes der preußisch-deutschen Beamtenschaft —  ist es, 
Mas die Wurzel vieler Schäden und Beschwerden aus unserem öffent­
lichen Leben beseitigen würde.



A n h a n g .

l.
Die handeltreibende und produzierende 

verbrauchsgemeinschoft. )
I n  der Iitzung des R eichstags am  2 6 . N ovem ber 1 8 8 4  hatte  

Fürst Lism arck das Anwachsen der Sozia ldem okratie besprochen. 
Lr bem erkte dazu u. a .:

„Ich bin über diese Vergrößerung gar nicht unglücklich. J e  größer 
die Zahl der sozialistischen Abgeordneten w ird ,  desto mehr wird ihnen 
die Ehrenpflicht obliegen, doch bald mit  positiven P län en  hervorzutreten 
und zu sagen, wie sich in ihren Köpfen die Zukunft der Ivelt  und die 
Verfassung gestaltet. Bisher sind sie damit im Rückstand geblieben, 
w a s  besteht, ist alles schlecht, das unterliegt ihrer  Kritik ,  wird alles 
verworfen! — Also die Kritik ist außerordentlich leicht, aber das Besser­
machen! w e n n  ich doch endlich einmal eine Verfassung, eine solche Ge­
setzgebung sehen könnte, wie die Herren Führe r  der Sozialdemokratie sie 
sich denken. Sie sind jetzt fünfundzw anzig; das zweite Dutzend haben 
sie also; ich will ihnen noch das dritte geben; wenn sie aber sechsund- 
dreitzig sind, erwarte  ich mit Sicherheit, daß sie ihren vollen Gperat ions- 
vlan zur Verfassung, wie sie sein soll, entwerfen; sonst glaube ich, sie 
können nichts."

An die A usführungen des ersten R eichskanzlers erinnerte am  
1 0 . Dezem ber 1 9 0 3  Fürst V ü low  den R eichstag. Er w iederholte  
jenes an  die sozialistischen Abgeordneten gerichtete Ersuchen:

„Meine Herren, seitdem sind beinahe zwanzig I a h r e  verflossen. 
Die Sozialdemokratie ha t  das sechste Dutzend M anda te  bereits über­
schritten. Aber den vollen G perat ionsp lan  der Verfassung, den Fürst 
Bismarck von Ih n en  verlangte, den haben Sie uns immer noch nicht 
verraten, w e n n  es früher hieß, daß es dazu noch zu früh wäre, so 
können w ir  eine solche Entschuldigung heute nicht mehr gelten lassen.

Der Herr Abgeordnete Bebel h a t  im J u n i  in Karlsruhe  gesagt, 
daß der Untergang der bürgerlichen Gesellschaft viel näher  bevorstünde, 
als sie es selbst glaube. Da ist es doch natürlich, daß w ir  wissen möchten,
w as  uns bevorsteht Also sagen Sie uns doch endlich statt der
ewigen Klagen, statt der fortgesetzten Beschwerden, sagen Sie uns end­
lich, aber nicht in negativer Kritik, nicht mit  verneinenden Redensarten,  
sondern in positiven Angaben, w as  Sie nun eigentlich an die Stelle des 
Bestehenden setzen wollen, wie es nun eigentlich praktisch aussehen soll 
in dem P a rad ie s ,  in das sie uns führen wollen."

D er Unterschied zwischen den W orten R ü lo w s und B ism arcks 
w a r nur eine N uance.

' )  vg l .  Seite 96!



Dem Eisernen Kanzler w a r  es Ernst mit seiner Frage .  Der 
S taa tsm an n ,  der schon in den sechziger J a h r e n  sich für die Id een  
Ferd inand  Lassalles interessiert, der das wenigstens der Absicht 
nach gleiche Wahlrecht für den Reichstag geschaffen und das Riesen­
w erk  der sozialen Versicherungsgesetzgebung herbeigeführt hatte, 
w a r  sich bew ußt,  daß er sich mit der proletarischen Bewegung 
auseinandersetzen mußte und wollte, und zw ar natürlicherweise 
durch T aten .

Dagegen lag in den Äußerungen des Fürsten B ülow  —  die 
inhaltlich durchaus nicht e tw a  unberechtigt w a r e n '—  ein spöttischer 
Ton. T r  sprach, a ls  ob er die Sozialdemokratie dadurch ü b e r ­
w inden wollte, daß er sie vor aller Welt ein wenig ins Lächer­
liche zog. U nd das zu einer Zeit, als  die sozialdemokratische 
Wählerschaft bereits auf 3 Mill ionen Stimmen angewachsen w a r!  
G b ein S ta a t sm a n n ,  der diese 3 Mill ionen W ähle r  nicht ernst 
n ah m , auf ein B la t t  P a p ie r  mit einer das wirtschaftliche Leben 
von G rund  aus  umwälzenden sozialistischen Verfassung viel 
gegeben h ä t te?

v o n  der Annahme ausgehend , daß auch der Reichskanzler 
v. Bülow seine öffentlich gestellte F rag e  ernsthaft gemeint haben 
müsse, habe ich sie in dem zweiten hefte des ersten J a h r g a n g e s  
der Münchener Halbmonatsschrift „ M ärz"  (Ende J a n u a r  l 9 0 7 )  
durch Veröffentlichung des h ierun ter wiedergegebenen Gesetzentwurfs 
bean tw orte t ,  dessen Absicht auf faku lta t ive  U m w and lung  moderner 
Großstädte in sozialistische Gemeinwesen gerichtet ist:

Entwurf eines Gesetzes, 
betreffend die Bildung von Verbrauchsgemeinschaften.

Erster P aragrap h .

politische G em einden können Verbrauchsgemeinschaften bilden.
Zweck der Verbrauchsgemeinschaft ist die gemeinschaftliche Beschaffung 

von W aren für den örtlichen B edarf.

Zw eiter P aragraph .

Die B ildung der Verbrauchsgemeinschaft ist auf Antrag des G e-, 
m eindevorstands (O berbürgerm eisters, M agistrats) nach Zustim mung der 
G em eindevertretung (Stadtverordnetenversam m lung) durch die höhere 
V erw altungsbehörde anzuordnen.

Der G em eindevorstand (pp.) hat die zur Beschaffung und zum F eil­
halten von W aren erforderlichen Einrichtungen zu treffen und ihren  
Betrieb zu verw alten .
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D ritte r Paragraph.
Aus Waren welcher K rt sich der kommunale Kleinhandelsbetrieb 

erstreckt, w ird durch Grtsstatut bestimmt. L r muß wenigstens alle 
wichtigeren Lebensunterhaltsmittel umfassen.

v ie rte r Paragraph.
Die Weiterverarbeitung von Rohmaterialien, die nach der 5lrt ihrer 

Produkte zweckmäßig am Verbrauchsorte geschieht, muß von der ver- 
drauchsgemeinschaft betrieben werden, sofern die Produkte zu den gemäß 
ß 3 bestimmten waren gehören.

Zur Ausdehnung des Produktionsbetriebes auf andere als die im 
Kbs. 1 bezeichneten waren und über den örtlichen Bedarf hinaus 
hat der Gemeidevorstand (pp.) die Genehmigung der Landeszentral- 
dehörde einzuholen. Die Genehmigung kann versagt werden. Sie ist 
nur unter dem Vorbehalt des Knkaufsrechtes der Betriebe zum Inventar- 
werte für den Staat zu erteilen.

Fünfter Paragraph.
w ird  die Übernahme eines Gewerbezweiges in den Gemeinde­

betrieb beabsichtigt, so hat der Gemeindevorstand (pp.) dies öffentlich 
bekannt zu machen und die das Gewerbe selbständig Betreibenden auf­
zufordern, dem Gemeindevorstande (pp.) ein Verzeichnis der in ihrem 
Betriebe verhandelten oder produzierten waren sowie eine Rentabilitäts- 
rechnung über ihren Geschäftsbetrieb während der letzten drei Jahre 
einzureichen und eine Erklärung darüber abzugeben, ob sie fü r ihre 
Person in den Gemeindedienst zu treten gewillt sind.

Unwahre Kngaben über U rt und Menge der verhandelten und 
produzierten waren oder über die Uentabilitä t des Geschäftsbetriebes 
haben den Verlust der unter ß 8 Ubs. I  gewährleisteten Ansprüche zur Folge.

Sechster Paragraph.
Die Verbrauchsgemeinschaft besitzt das Lnteignungsrecht gegenüber 

allen Gewerbetreibenden, welche w aren der gemäß § 3  bestimmten 5lrt 
Herstellen oder feilhalten. Im  Zweifelsfalle entscheidet über die. Zulässig­
keit des Enteignungsverfahrens auf erfolgten Einspruch die höhere 
Verwaltungsbehörde.

Siebenter Paragraph.
Die Gemeinde übernimmt binnen Jahresfrist nach gemäß § 5 er­

folgter Bekanntmachung gegen angemessene Entschädigung der Eigen­
tümer sämtliche Betriebe des zu kommunisierenden Geschäftszweiges, 
während der Dauer von lO Jahren dürfen private Unternehmungen 
desselben Gewerbes am Orte nicht errichtet werden.

5lchter Paragraph.
Die gejchäftsführenden Inhaber der kommunisierten Betriebe sind, 

sofern sie darauf Unspruch erhoben haben, als Gemeindebeamte an- 
zustellcn. Ein Unspruch auf Unstellung besteht nicht, falls zurzeit der 
gemäß § 5 zu erlassenden Bekanntmachung seit Beginn des Gewerbe- 
bctriebes noch nickt zwei Jahre verflossen waren.



D ie in den Betrieben beschäftigten gewerblichen Arbeiter werden, 
sow eit es tunlich ist, w enigstens aber zw ei D ritte l derselben, in den 
G em eindedienst übernomm en.

N eunter P aragraph.
V as verm ögen  der Verbrauchsgemeinschaft ist G em eindeeigentum .
A us den Betriebsüberschüssen sind die zur Einrichtung des kom m u­

nalen  G ew erbebetriebes etw a aufgenom m enen Anleihen zu verzinsen und 
zu tilgen . Auch sind daraus F onds anzusam m eln, die zur Erw eiterung  
des K om m unalbetriebes V erw endung sinden.

Zehnter P aragraph .
V as E nteignungs- und Entschädigungsverfahren sow ie die a ll­

gem einen G rganisationsverhältnisse der Verbrauchsgemeinschaft w erden  
auf dem W ege der Landesgesetzgebung geregelt.

Der Hauptzweck der empfohlenen gesetzgeberischen M a ß ­
nahm e sollte darin  bestehen, daß die Gemeinden damit zu kap i­
talistischen, p roduktives ve rm ögen  anhäufenden U nternehm ern  ge­
macht werden konnten. Zum wenigsten sollte dadurch die gesetz­
liche G rundlage  für ein einzelnes sozialistisches Experiment, sei es 
auch nu r  in einer einzigen 5 ta d t ,  geschaffen werden. Aus den 
E rläu te rungen ,  die ich im „ M ärz"  dazu gegeben habe, mag der 
folgende Passus hier noch Platz finden:

„Alles in allem w ürde  durch eine Gesetzgebung im vo r­
geschlagenen Sinne eine neue A rt von wirtschaftlichen Lntwickelungs- 
möglichkeiten geschaffen w erden ,  die auf kapitalistischem Boden 
sozialistische Früchte trieben. Die Akkumulation des K ap ita ls  im B e­
sitze der Verbrauchsgemeinschaften würde, da sie keine Bereicherung 
bestimmter Personen w äre ,  eine S teigerung des allgemeinen W oh l­
standes bedeuten. U nd diese Z unahm e des allgemeinen Wohlstandes 
w ä re  —  gleich der Akkumulation  des K ap ita ls  —  eine quan ti ta t iv  
unbegrenzte. Schon in nicht allzu weiter Ferne w ink t a ls  nächstes 
Ziel in der Entwickelung der verbrauchsgemeinschaft die Sicherung 
einer menschenwürdigen wirtschaftlichen Existenz auch für diejenigen, 
deren geringere Leistungsfähigkeit n u r  geringere wirtschaftliche An­
sprüche zu begründen verm ag."

Der allgemeine gemeinwirtschaftlich-kapitalistische G ru n d ­
gedanke der p lanm äßigen Akkumulierung gemeinwirtschaftlicher 
Werte  in kapitalistischer F orm  kommt hierin deutlich zum Ausdruck.

Ich ha tte  bei meiner im J a n u a r  l 9 0 7  erfolgten Veröffent­
lichung angenom m en, daß die dam als  gerade bevorstehenden 
Ueichstagswahlen eine große Verstärkung der sozialdemokratischen 
P a r t e i  bringen würden. Ich g laub te , daß m an  un ter  dem Ein-
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drucke dieses fortgesetzten Wachstums den sozialistischen postulaten 
doch einmal näher treten würde. Ich hoffte, daß man dann 
schließlich auf legalem Wege und unter Erhaltung der wertvollen 
bismarckschen Institutionen zur Verwirklichung der sozialistischen 
Idee gelangen werde, die ich als eine Notwendigkeit ansah. Zu 
dieser friedlichen Entwickelung der Dinge wollte ich durch meine 
Veröffentlichung beitragen, vuch sollte Fürst Bülow dem neuen 
Reichstage nicht wieder mit Recht Vorhalten können, es mangele 
von sozialistischer Seite an jedem positiven gesetzgeberischen Vorschläge.

Die Reichstagswahlen ergaben damals jedoch, obwohl einen 
starken Wählerstimmenzuwachs, bekanntlich einen Rückgang der 
sozialistischen RIandatezahl. Der Reichskanzler sah daher wohl 
keinen Rnlaß mehr, in dem neuen Reichstage auf den Gegenstand 
zurückzukommen.

Für eine von mir verfaßte ausführliche Schilderung der 
voraussichtlichen Entwickelung einer „Verbrauchsgemeinschaft" habe 
ich in den Jahren l908 und l909 trotz zahlreichen Anfragen 
bei Verlagsbuchhändlern einen Verleger nicht gefunden.

Aber auch auf sozialdemokratischer Seite hatte ich keine 
Förderung meines planes zu erwarten. In  einer Stadt mit sozial­
demokratischer Stadtverordnetenmehrheit habe ich mich im Jahre 1907 
über eine etwaige Geneigtheit, einen versuch auf der von mir 
bezeichneten Linie zu machen, zu unterrichten gesucht. Einer der 
sozialdemokratischen Führer der Stadtverordnetenversammlung, mit 
dem ich eine Besprechung darüber hatte, sagte mir aber, yon 
dergleichen Ideen wären sie — die Sozialdemokraten — gänzlich 
abgekommen. Davon könnten sie sich nichts versprechen.

Ich habe diese Verständnislosigkeit für meinen plan gerade bei 
einem RIanne, bei dem ich Interesse für die Sache des Proletariats 
voraussetzen durfte, nicht lediglich auf Denkträgheit zurückgeführt, 
vielmehr habe ich seitdem meine damalige sozialistische Auffassung 
weiter daraufhin durchdacht und nachgeprüft, daß sie noch erheb­
liche Fehler enthalten müsse. Ich war der Meinung, daß die 
richtige Lösung des sozialistischen Problems so große tatsächliche 
wirtschaftliche Vorteile bieten müsse, daß ihre Nützlichkeit jeder­
mann unmittelbar einleuchten werde. Aus dem Gefühl heraus 
habe ich mein Objekt in den folgenden Jahren weiter bearbeitet 
und bin dann allmählich zu den in vorliegender Schrift in den 
Grundzügen dargestellten Ergebnissen gelangt. Aus dem nur von 
der schwacken Triebfeder des Gemeininteresses bewegten, kraftlosen 
Mechanismus der „Verbrauchsgemeinschaft" ist der lebensprühende
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O rg a n is m u s  des „gemeinwirlschaftlich-kapitalistischen V erbandes" 
und der einen ganzen Wirtschaftsbezirk organisierenden g roß ­
städtischen „Vesiedelungszentrale" geworden.

W ährend  mir die letzten K orrekturbogen der Druckerei zu­
gingen, h a t  die Z o z i a l i s i e r u n g s k o m m i s s i o n  den E ntw uf eines 
Rahmengesetzes über die K o m m u n a l i s i e r u n g  v o n  W i r t s c h a f t s ­
b e t r i e b e n  herausgegeben, das  in formeller Hinsicht das  enthält,  
w a s  ich in der Zeitschrift , M ä r z "  vorgeschlagen habe (nur a n ­
scheinend ohne den materiell wesentlichen Gesichtspunkt der ge­
meinwirtschaftlichen K apita lakkum ula tion) .

W äre  es da nun nicht vernünftiger gewesen, das  Gesetz in der 
von mir empfohlenen f a k u l t a t i v e n  F orm  schon vor zehn J a h r e n  zu 
erlassen? D ann  lägen jetzt praktische E rfah rungen  vor, auf die m an  
sich stützen könnte.

H.
Satzungen der „vreliminar^ 8ociet)' vt biarmon)"

vom l .  M a i  1 8 2 5 ? )  (Übersetzung.)
D ie  G e s e l l s c h a f t  w i r d  e r r i c h t e t  z u r  a l l g e m e i n e n  

F ö r d e r u n g  d e s  G l ü c k e s  d e r  W e l t .
Diese Präliminar-Gesellschaft w ird  gebildet mit dem besonderen 

Zwecke, den C harak te r  und die Verhältnisse ihrer eigenen M i t ­
glieder zu bessern und sie vorzubereiten für den E in tr i t t  a ls  Genossen 
in „unabhängige  Gemeinschaften" mit gemeinsamem Eigentum.

Der einzige Zweck dieser Gemeinschaften ist, allen ihren M i t ­
gliedern die größte Summe der Glückseligkeit zu verschaffen, sie ihnen 
zu sichern und ihren  Kindern  bis in die fernste Zukunft zu erhalten.

Personen jeden R lters  und jeder A rt mit Ausnahm e von Farb igen  
können M itgl ieder der Präliminar-Gesellschaft werden.

Farb ige  können a ls  Gehilfen der Gesellschaft ausgenommen 
werden, w enn es die Not erfordert, oder wenn es für nützlich er­
achtet wird, sie für den E in t r i t t  a ls  Genossen in Gemeinschaften 
in Afrika, in einem ändern  Lande oder in einem ändern  Teile 

' dieses Landes vorzubereiten und heranzubilden.
Die M itgl ieder der Präliminar-Gesellschaft sind alle von 

gleichem R ange, künstliche Ungleichheit w ird  keinesfalls an e rk an n t ;  
v o r t r i t t  gebührt  nur dem Alter und der E rfah rung  und denen, 
welche für V ertrauens-  und nützliche Ämter erw äh lt  werden.

D e r  Au s s c h u ß .  —  D a der E igentümer der Ansiedelung und 
G ründer  des Systems das Eigentum käuflich erworben, es bezahlt

v g l .  Seite 2b!
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und das K ap ita l  gew ähr t  und folglich das Kisiko der U n te r ­
nehmung auf sich genommen hat,  so ist es fü r den Uufbau und 
die Sicherheit des Systems notwendig, daß ihm die E rnennung  
des Ausschusses, der die Geschäfte der Gesellschaft zu leiten und 
zu betreiben hat,  überlassen bleibt.

Der Ausschuß füh r t  alle Geschäfte der Gesellschaft. E r  besteht 
nach Möglichkeit aus  M ä n n e rn  von E rfah rung  und strenger 
Rechtschaffenheit, die imstande sind das System zu verwirklichen 
und allen Mitgliedern der Gesellschaft unparteiliche Gerechtigkeit 
widerfahren  zu lassen.

Die M itg liederzahl des Ausschusses w ird  von Zeit zu Zeit ve r­
mehrt, je nachdem e tw a  der E igentümer den Leistand anderer 
wertvoller M itglieder er langt.

Nach Ablauf e inesZ ahres ,  gerechnet von der G ründung  derNieder- 
lassung an, die vom ersten T age des nächsten M a i  datiert  werden 
soll, haben die M itg l ieder der Gesellschaft aus  ihrer M it te  drei weitere 
M itglieder durch geheime Abstimmung in den Ausschuß zu w ählen.

I h r e  W ah l h a t  den Zweck, allen M itg l iedern  die volle K ennt­
nis der V orgänge im Ausschuß und der Arbeit der Gesellschaft 
sicherzustellen; sie w ird  indes um ein J a h r  verschoben, dam it Zeit 
zur Bildung der Gesellschaft gewonnen und den M itg l iedern  G e­
legenheit geboten w ird , sich mit dem C harak te r  und den F ä h ig ­
keiten der für die W ah l am meisten Geeigneten bekannt zu machen.

Ls w ird erw arte t ,  daß am Ende des zweiten J a h r e s  oder 
in der Zeit von da bis zum Ende des dritten J a h r e s  sich eine 
Vereinigung von M itgliedern  bildet zur Errichtung einer „G e­
meinschaft der Gleichheit und U nabhäng igke i t" ,  die gelenkt w ird  
nach den allgemeinen Leitsätzen und S ta tu ten ,  wie sie im Druck 
erschienen sind un te r  dem Titel „M r .  O w ens  p l a n  for the p e r ­
m anent Relief of the w o r k in g  Klasses" mit e twaigen von der 
E rfah rung  an die Hand gegebenen und durch die Eigentümlich­
keiten der geographischen Lage geforderten Änderungen-

Diese „unabhäng ige  Gemeinschaft" w ird  auf käuflich von 
ihren vereinigten M itg l iedern  erw orbenem Grundbesitz errichtet.

Die Präliminar-Gesellschaft nim mt weiterhin M itglieder auf 
und bereitet sie für den Ü bertr i t t  zu anderen „unabhängigen  
Gemeinschaften" vor.

Z u l a s s u n g  v o n  M i t g l i e d e r n .  —  Je d e r  einzelne hat,  be­
vor er a ls  M itglied  zugelassen werden kann , diese Satzungen zu 
unterschreiben. Diese Unterschrift soll regelrecht durch Zeugen 
bestätigt werden.
8 N i e k e s ,  Gemeinwirtschastlicher K ap ita lism u s.
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Die Milgliedei? haben sich der Gesellschaft auf eigene Kosten 
anzuschließen.

Die Gesellschaft ist nicht für die Schulden eines ihrer M it­
glieder verantwortlich, ebensowenig in irgendwelcher weise für 
ihr Letragen, da keine Teilhaberschaft irgendwelcher Krt zwischen 
den Mitgliedern dieser Präliminar-Gesellschaft besteht.

Die Mitglieder sollen die Wohnung einnehmen, welche ihnen 
der Ausschuß zuweist.

Vas lebende vermögen, welches die Mitglieder besitzen, wird 
angenommen und in ihr Guthaben eingetragen, wenn es für die 
Gesellschaft brauchbar ist; wird es dagegen nicht erfordert, so wird 
es nicht angenommen.

Alle Mitglieder haben für ihre eigene Haushalts- und Küchen­
ausstattung zu sorgen, ebenso für ihre kleinen Gerätschaften 
wie Spaten, hacken, 6xte, Kechen usw. Sie können Anschaffungen, 
welche sie schon gemacht haben, mitbringen.

Die allgem einen P flich ten der M itg lie d e r. — Alle 
Mitglieder sollen willig und nach besten Kräften dem Wohlergehen 
der Gesellschaft dienen, je nach ihrem Alter, ihrer Erfahrung und 
Zähigkeit; und wenn sie unerfahren sind in dem, was für deren 
Wohlergehen erforderlich ist, so sollen sie fleißig die Kenntnis einer 
nützlichen Beschäftigung oder Verwendung zu erlangen suchen.

Sie sollen in die Gesellschaft eintreten mit dem Vorsatze, deren 
Frieden, Wohlergehen und Eintracht zu fördern, und niemals und 
unter keinem vorwande ungütig oder ungerecht gegen jemanden 
handeln oder in unfreundlicher weise von irgend jemandem inner­
halb oder außerhalb der Gesellschaft sprechen.

Die Mitglieder sollen mäßig, gesetzt und ordentlich in ihrem ganzen 
Betragen sein, sie sollen fleißig sein bei ihrer Tätigkeit nach dem Maße 
ihres Alters sowie ihrer geistigen und körperlichen Zähigkeiten.

Sie sollen ein gutes Beispiel geben, da dies ein viel besserer 
Lehrmeister ist als gute Lehren.

Sie sollen über den ganzen Besitz wachen und bemüht sein 
ihn gegen jede Art von Unrecht zu beschützen.

Die allgem einen Rechte der M itg lie d e r. — Die M it­
glieder erhalten solchen Lebensunterhalt, solche Vorteile, Bequem­
lichkeiten und solche Erziehung für ihre Kinder, wie sie diese 
Gesellschaft und der gegenwärtige Zustand von New harmonq bieten.

Der Unterhalt erfolgt für alle unter gleichen Bedingungen 
mit den sogleich zu erwähnenden Ausnahmen.

Im  Alter, bei Krankheit oder wenn sich ein Unfall ereignet,



wird für die betroffenen Fürsorge getragen, ärztliche Hilfe gewährtund 
jegliche von guter Gesinnung zu erwartende Aufmerksamkeit erwiesen.

Jedes Mitglied hat innerhalb eines gewissen Wertbetrages freie 
Wahl in Nahrung und Nleidung. Um dies zu ermöglichen, wird 
für jede Familie in dem Magazin ein später von dem Nusschuß fest­
zusetzender Kredit gewährt, und zwar nach Maßgabe der Zahl ihrer 
nützlichen Mitglieder, und ebenso für jedes einzelne Mitglied. Ls 
wird indes niemandem erlaubt, über diesen Betrag hinaus auf Kredit 
zu beziehen. Die Nusnahmen von dieser Kegel sind die folgenden:

1. Wenn der Eigentümer der Nnstalt und der Nusschuß es 
für notwendig erachten für die Förderung des Systems und das 
Interesse und die Besserung der Gesellschaft, gelehrte und erfahrene 
Personen zur Überwachung besonders schwieriger, vorteilverspr^chen- 
der oder verantwortungsvoller Situationen gegen ein festes Ge­
halt in Dienst zu nehmen, so erhalten solche Personen Kredit beim 
Magazin nach Maßgabe ihres Einkommens.

2. Wenn sich eine besondere oder eine unvorhergesehene 
Sorge erhebt, wird eine allgemeine Versammlung der Mitglieder 
durch den Nusschuß einberufen. Dieser legt die Einzelheiten des 
Falles der Versammlung dar. Die anwesenden Mitglieder beraten 
dann über den Gegenstand, stimmen geheim ab, und die Frage 
wird durch die Mehrheit entschieden.

Jede Familie und jedes einzelne Mitglied hat ein Kredit- 
und ein Debetkonto, in welchem sie mit dem, was sie erhalten, 
zu denselben Preisen, welche die harmonianer gewöhnlich für die­
selben Gegenstände entrichten, belastet werden, bzw. in welchen 
ihnen der wert ihrer Dienste gutgeschrieben wird. Die Nb- 
schätzung des wertes geschieht durch den Nusschuß unter Mithilfe 
der Leiter der Abteilungen, in denen die betreffenden Personen 
beschäftigt werden; der wert ihrer Dienstleistungen, welcher ihre 
Nusgaben überschreitet, wird am Ende jedes Jahres in den Büchern 
der Gesellschaft zu ihrem Guthaben gerechnet; aber kein Teil 
dieses Guthabens kann anders als in Erzeugnissen der Unter­
nehmung oder in Magazinwaren und nur mit Zustimmung des 
Nusschusses herausgezogen werden.

Die Mitglieder dürfen ihre Freunde besuchen oder reisen, 
wann es ihnen beliebt, vorausgesetzt, daß der Nusschuß passende 
Nushilfe für sie und ihre Stellung in den Abteilungen, in denen 
sie beschäftigt werden, findet.

Um den Mitgliedern das Keisen zu ermöglichen, werden sie 
mit Geldbeträgen bis zur Hälfte des Betrages ihres Guthabens



in den Lüchern der Gesellschaft ausgestattet, wobei jedoch die 
Summe von 100  D o l la rs  in einem J a h r  nicht überschritten werden 
darf , vorausgesetzt, daß die von Hause zurückzulegende En tfernung  
6 0 0  M eilen  nicht übersteigt.

Die M itg l ieder  dürfen ihre F reunde  zu Desuch empfangen, w o ­
fern sie die V era n tw o rtu n g  d afü r  übernehmen, daß  solche Besucher 
w ährend  ihres  Bleibens nicht die Gesetze der Gesellschaft übertre ten.

Die K inder w erden  in der bestmöglichen Meise in den day- 
schools erzogen und essen, w ohnen  und schlafen im Elternhause. 
Zollten M itg l ieder  ihre Kinder lieber in die boarding-school 
s In te rna tf  geben, so müssen sie eine besondere und persönliche V er­
einbarung  mit  dem Ausschuß treffen,- indessen w ird  keinem M i t ­
glied gestattet, sich oder seine Kinder gegenüber der Gesellschaft für 
einen längeren  Z e i t raum  a ls  eine Mache zu binden.

Alle M itg l ieder  genießen vollständige Gewissensfreiheit, und 
allen w ird  jede Möglichkeit geboten, diejenigen Gebräuche religiöser 
V erehrung und Anbetung auszuüben, welchen sie den Vorzug geben.

Zollten die fü r  das  Glück der M itg l ieder getroffenen V or­
kehrungen  diesen Zweck nicht erfüllen, so k ann  jedes einzelne von 
ihnen mit einwöchentlicher K ündigung a u s  der Gesellschaft austre ten . 
L s  k ann  dabei in F orm  von Erzeugnissen der U nte rnehm ung  soviel 
mitnehmen, a ls  der M e r t  des von ihm M itgebrachten  betrug, w a s  
durch den Ausschuß berechnet und  festgelegt w ird . Die M itg l ieder  
können auch in derselben Meise den B e t ra g  dessen herausnehm en , 
w a s  sich in den Büchern der Gesellschaft am Ende des ihrem F o r t ­
gange vo rausgehenden  J a h r e s  zu ihrem G uthaben  hinzugestellt ha t ,  
vorausgesetzt, daß  dieser B e trag  noch zu ihrem G uth ab en  gehört.

A u s s c h lu ß  v o n  M i t g l i e d e r n .  —  Alle Fam il ien  oder M i t ­
glieder, die irgendwelche Artikel  dieser Satzungen über tre ten  oder 
in irgendeiner Meise unschicklich handeln , w erden  durch den A us­
schuß au s  der Gesellschaft und der Niederlassung ausgeschlossen, 
wobei ihnen dieselbe K ündigung  zugestellt w ird , un te r  der sie 
freiwillig a u s  der Gesellschaft aus t re ten  können.

Personen, welche K a p i ta l  besitzen und nicht beschäftigt zu werden 
wünschen, können an  den Mohltat.ev^efe^'-Htzsellschaft teilnehmen, 
indem sie jährlich eine zwischen i h n e ^ v ä d  H M  5^sschusse ve re in ba r t  
Summe, und zw ar  v i e r t e l j ä h r l ^ M  v o ra u s^ d y t t tch te n .

Personen, welche in d e h ? ^ u H ? o ^ r ^ . A e f M  K a p i ta l  auf 
Zinsen anzulegen wünschen, ^Kämpen, das  dtwch ÄbP)ließen eines 
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